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Denuklearisierung 

Das Treffen zwischen Trump und Kim Jong-un 
könnte ein Schritt zur Denuklearisierung der ko¬ 
reanischen Halbinsel sein. 


Die Lösung: Revolution 

Im Europa der Restauration drängten zur Mitte des 
19. Jahrhunderts die Widersprüche zu einer Lö¬ 
sung. 1848 kam es zur Rebellion. 
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Arme Kapitalisten entlasten! 

Neue Regierung plant mit Frankreich die Senkung der Gewinnsteuern 



Man versteht sich: 

Bundeskanzlerin Angela Merkel im Gespräch mit Spitzenvertretern der deutschen Industrie und des Handwerks. 


ie Regierung steht. Es kann wie¬ 
der regiert werden. Aber, so fra¬ 
gen sich besorgt die Kapitalis¬ 
ten dieses Landes und die von ihnen 
bezahlten Manager, wird das ausrei¬ 
chen? Im Koalitionsvertrag, 177 Seiten 
stark, stehen zwar so gewichtige Sät¬ 
ze wie „Steuervereinfachung ist eine 
Daueraufgabe“ (Zeile 3087). Aber die 
dringend erforderliche Entlastung der 
deutschen Unternehmen von Steuern 
und Abgaben wird nur gestreift. Statt 
dessen wollen die Koalitionäre „insbe¬ 
sondere untere und mittlere Einkom¬ 
men beim Solidaritätszuschlag entlas¬ 
ten? (Zeile 3081) Was soll mit den obe¬ 
ren Einkommen geschehen? Was mit 
den Unternehmen, die schließlich den 
wackeren leistungs- und einkommens¬ 
starken Bürgern gehören? 

Unmut kommt auf. Am Freitag 
vor einer Woche formulierten die 
vier Spitzenverbände der „deutschen 
Wirtschaft“ deshalb Folgendes: „Die 
Deutsche Wirtschaft ist sich darüber 
bewusst, dass gerade in Umbruchzei¬ 
ten breite politische Kompromisse ge¬ 
funden werden müssen. Dennoch ist 
es irritierend, wenn mit dem Koaliti¬ 
onsvertrag mehr Erschwernisse und 
mehr Belastung auf Unternehmen 
und Betriebe zukommen, statt Flexibi¬ 
lität und Erleichterung.“ So krass kön¬ 
nen die Herren formulieren! Das Tref¬ 
fen der vier Spitzenverbände (BDI, 
BDA, DIHK und der Zentralverband 
des Deutschen Handwerks ZDH) im 
Frühjahr anlässlich der Internatio¬ 
nalen Handwerksmesse in München 
geht als Tradition auf die sagenhaften 
Zeiten eines Ludwig Erhard zurück. 
Seit 2006 ist Kanzlerin Angela Mer¬ 
kel mit nur einer Ausnahme jedes Jahr 
der Einladung zum jährlichen Spitzen¬ 
treffen gefolgt. So auch am 9. März, 
keine Woche vor ihrer Ernennung zur 
vierten Kanzlerschaft. Für die Verbän¬ 
de des Großkapitals BDI und BDA 
ist es praktisch, wenn dieses jährliche 
Treffen vom Handwerkskammer-Prä¬ 


sidenten ausgerichtet wird und wenn 
dieser Vertreter der Klein- und Mi¬ 
niunternehmen die Forderungen des 
Gesamtkapitals formuliert. Sie kom¬ 
men glaubwürdiger rüber. Und es för¬ 
dert den Klassenzusammenhalt. 

Handwerkskammer-Präsident 
Hans-Peter Wollseifer sagt denn auch 
voller Überzeugung: „Wir müssen den 
Soli schneller abbauen, und zwar kom¬ 
plett für alle.“ Schon gut, aber ganz so 


einfach funktioniert Politik immer 
noch nicht. Frau Merkel redet statt- 
dessen über die Gefahr, die von den 
drohenden Zöllen des Herrn Trump 
auf Stahl und Aluminium ausgeht. Das 
ist kein Ablenkungsmanöver, denn die 
Wünsche nach Steuerentlastung für 
Unternehmen finden bei Frau Mer¬ 
kel und ihrem Team aus drei kapital¬ 
freundlichen Parteien ein offenes Ohr. 
Jens Spahn, führend im Wirtschafts¬ 


rat der Union und künftiger Gesund¬ 
heitsminister, weiß auch schon, wie es 
geht. Wenn die USA (wie beschlos¬ 
sen) und Britannien (wie geplant) ihre 
Unternehmenssteuern senken, „soll¬ 
ten wir darauf eine Antwort finden“, 
sagt er. Das müsste „idealerweise mit 
Frankreich zusammen“ geschehen. 
Der französische Präsident Emmanu¬ 
el Macron, wie Spahn ein Mann von 
jugendlichem neoliberalen Schwung, 
hat bereits die endgültige Abschaf¬ 
fung der Vermögensteuer in seinem 
Lande verfügt. Mit solch einem Part¬ 
ner lassen sich Steuergerechtigkeit, 
Harmonisierung in EU-Europa, die 
Daueraufgabe Steuervereinfachung 
und der internationale Wettbewerb 
um die niedrigsten Steuern für die 
Unternehmen im eigenen Land aufs 
Feinste kombinieren. Steht übrigens 
schon so ungefähr im dicken Koaliti¬ 
onsvertrag. (Zeile 3100) Lucas Zeise 


Die Deutsche Wirtschaft appelliert an die neue Bundesregierung, Steuerpoli¬ 
tik als Standortpolitik zu nutzen. In der aktuellen Lage reicht ein Verzicht auf 
Steuererhöhung nicht aus. Deutschland kann sich hier vom internationalen 
Wettbewerb um die besten Rahmenbedingungen für die Betriebe und Un¬ 
ternehmen nicht abkoppeln. Eine strukturelle Modernisierung der Unterneh¬ 
mensbesteuerung muss deshalb auf der Agenda bleiben. Ziel muss es sein, 
die Steuerbelastung der Unternehmen zu senken, Finanzierungs- und der 
Rechtsformneutralität herzustellen und Sonderbelastungen - wie die durch 
den Solidaritätszuschlag - so schnell wie möglich zu beseitigen. 

Aus der gemeinsamen Erklärung der vier Spitzenverbände der deutschen 
Wirtschaft (9.3.2018) 



Afrin reicht Erdogan noch lange nicht 

Türkei will den Krieg auf die Kurden Norden Syriens und im Irak ausweiten - mit deutscher Unterstützung 


Mit martialischen Worten hat die tür¬ 
kische Führung zu Wochenbeginn 
den Sturmangriff auf die nordsyrische 
Stadt Afrin angekündigt. Die nach 
den USA zweitgrößte NATO-Armee 
will im Zuge ihrer am 20. Januar ge¬ 
starteten, euphemistisch „Operation 
Olivenzweig“ getauften Aggression 
1102 Quadratkilometer „von Terro¬ 
risten gesäubert“ haben. „Wir werden 
bald das Stadtzentrum erreichen und 
es ebenfalls säubern“, so ein Regie¬ 
rungssprecher. Mit „Terroristen“ ge¬ 
meint sind die kurdischen Volksver¬ 
teidigungseinheiten YPG, die für die 
USA wiederum bei Angriffen gegen 
den „Islamischen Staat“ als eine Art 
Bodentruppe fungiert haben und da¬ 
für mit Waffen, modernster Kommuni¬ 
kationstechnik und Zieldaten versorgt 
worden sind. 

Im Häuserkampf erprobte Spezi¬ 
aleinheiten der Armee stehen bereit - 
und angesichts der Skrupellosigkeit, 
mit der im Winter 2015/2016 die tür¬ 
kische Armee die kurdischen Zentren 


Diyarbakir, Cizre, Nusaybin und Sur 
im Südosten des eigenen Landes „ge¬ 
säubert“, sprich: verwüstet, und mehr 
als 500 000 Kurden zu Flüchtlingen 
gemacht hat, muss man das Schlimms¬ 
te für die geschätzt 800 000 im Kan¬ 
ton Afrin lebenden Menschen fürch¬ 
ten. Zumal das NATO-Mitglied, das 
sich offiziell als Teil der Anti-IS-Koa- 
lition wähnt, gemeinsam mit islamis- 
tischen Milizen operiert. Seit Wochen 
beschießen die Belagerer den von der 
YPG verteidigten Norden Syriens 
wahllos mit Artillerie und aus Kampf¬ 
flugzeugen. Leopard-II-Kampfpanzer 
aus deutscher Produktion sollen je¬ 
den Widerstand niederwalzen. Mehr 
als 16 000 Menschen sollen allein am 
vergangenen Wochenende vor der 
türkischen Militäroperation geflohen 
sein und Schutz in den syrischen Or¬ 
ten Nubl und Al-Sahra gesucht haben. 

Klar ist, der vom türkischen Staats¬ 
chef Recep Tayyip Erdogan befohle¬ 
ne Feldzug im Nachbarland trifft Hun¬ 
derttausende Menschen. Die Lage in 


Afrin wird als katastrophal beschrie¬ 
ben. Die Angreifer haben Wasser, 
Strom und die Kommunikationsver¬ 
bindungen unterbrochen. 

Erdogan hat längst klar gemacht, 
dass ihm das nicht reicht. „Heute sind 
wir in Afrin, morgen werden wir in 
Manbidsch sein. Übermorgen werden 
wir gewährleisten, dass der Osten des 
Euphrats bis zur irakischen Grenze 
von Terroristen gesäubert wird.“ Das 
Gebiet östlich des Flusses Euphrat 
an der syrisch-türkischen Grenze ist 
etwa 400 Kilometer lang. Erdogan will 
mit seinen islamistischen Hilfstruppen 
selbst Kobane überrollen. Die zeitwei¬ 
se vom IS besetzte Stadt war im Janu¬ 
ar 2015 in symbolträchtigen viermo- 
natigen schweren Kämpfen von den 
kurdischen YPG befreit worden. 

Sein Außenminister Mevlüt Cavu- 
soglu hat zudem für Mai eine Auswei¬ 
tung der Offensive gegen die Kurden 
im Nachbarland Irak angekündigt - 
gemeinsam mit der irakischen Ar¬ 
mee, die nach dem Willen der Bun¬ 


desregierung von deutschen Soldaten 
fit gemacht werden soll. 

Die Türkei bricht mit ihren An¬ 
griffen im Norden Syriens das Völker¬ 
recht, wie gerade erst auch ein Gut¬ 
achten der Wissenschaftlichen Diens¬ 
te des Bundestages bestätigt hat. Die 
Bundesregierung weigert sich nicht 
nur, die Aggression als solche klar zu 
benennen und zu verurteilen - wäh¬ 
rend alle Fraktionen des Bundesta¬ 
ges am 1. Februar den Einmarsch als 
Völkerrechtsbruch verurteilt haben. 
Die schwarz-rote Koalition hat zum 
Jahreswechsel auch 31 Genehmigun¬ 
gen für Rüstungsexporte in die Tür¬ 
kei erteilt, zu einer Zeit also, da Er¬ 
dogan seine Truppen bereits an der 
Grenze zu Syrien zum Einmarsch 
konzentrierte. 

Die wichtigste Unterstützung, 
die Friedenskräfte in Deutschland 
für die Verteidiger von Afrin und 
die in der Stadt eingeschlossenen 
Menschen erbringen können, ist den 
Druck auf die Bundesregierung zu 


Thema der Woche 


Bildung und Schule 

Regierung und Industrie handeln gemeinsam, 
wenn es darum geht, den Sanierungsbedarf 
an Schulen nicht zu beheben oder Gebäu¬ 
de und Gelände zu privatisieren. Ansonsten 
strengt man sich an, Milliarden in eine soge¬ 
nannte „Digitalisierungsoffensive“ zu stecken, 
die weder die Interessen der Schülerinnen und 
Schüler noch der Pädagogen berücksichtigt. 
Wie es konkret an Schulen aussieht, dafür ein 
Beispiel, viele andere wären möglich. 

Seite 5 
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Es ist die besondere politi¬ 
sche Situation, in der sich 
die schäbigsten Gestalten 
in den Vordergrund drängen, 
nur sie bringen die erforder¬ 
liche Charakterlosigkeit mit, 
die Interessen der Bourgeoi¬ 
sie erfolgreich zu vertreten. 
Nicht, dass diese Herrschaf¬ 
ten Marionetten der bür¬ 
gerlichen Welt wären, im 
Gegenteil, sie sind von einer 
Reihe eigennütziger Interes¬ 
sen getrieben. Gerade diese 
prädestinieren sie für solch 
politisches Geschäft. Ge¬ 
schichte wird von wirklichen 
Menschen gemacht - nicht 
von „Charaktermasken“ - 
wenngleich sie ihre Rolle 
selbst nur selten begreifen. 
In der Schäbigkeit der Inter¬ 
essen und dem niederträch¬ 
tigen und verbrecherischen 
Charakter der herrschenden 
Klasse drückt sich die Schä¬ 
bigkeit, Niedertracht, ja das 
Verbrecherische der bürger¬ 
lichen Verhältnisse aus. 

MEW17, Seite 576 


erhöhen, die Kooperation mit Erdo¬ 
gan zu beenden, allem anderen voran 
die Waffenlieferungen einzustellen 
und jede etwaige militärische Unter¬ 
stützung durch deutsche Soldaten zu 
versagen. Dazu gehört nicht nur eine 
Absage an die geplante Ausbildungs¬ 
mission im Irak, sondern auch ein 
Abzug der Bundeswehr aus Jordani¬ 
en („Tornado“-Aufklärungsjets) und 
dem türkischen Konya (AWACS- 
Mission der NATO). 

Misslich sind die sich häufenden 
Attacken auf türkische Einrichtun¬ 
gen in Deutschland, darunter Liegen¬ 
schaften des von Ankara aus gesteu¬ 
erten Moscheeverbands DITIB. Wer 
auch immer für die Anschläge ver¬ 
antwortlich ist, ob kurdische Jugend¬ 
liche oder Agents-provokateurs des 
türkischen Geheimdiensts, am Ende 
werden damit Erdogans Hassprediger 
und Kriegspropagandisten zu Opfern 
stilisiert und der Antikriegsprotest 
diskreditiert. Rüdiger Göbel 

Siehe auch die Seiten 4 und 6 
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Volksinitiative gegen Pflegenotstand 

Bericht aus Hamburg zum Start der Kampagne 


Strom markt wird 
neu aufgeteilt 

Die beiden größten deutschen Strom¬ 
konzerne Eon und RWE teilen den 
Markt neu auf. Im Ergebnis soll RWE 
die Stromerzeugung (einschließlich 
regenerativer Energiequellen) und 
Eon die Stromnetze, also die Ver¬ 
teilung und den Verkauf der Elekt¬ 
rizität, übernehmen. Damit soll die 
Monopolstellung der beiden Unter¬ 
nehmen gefestigt werden. Die Börse 
zeigte sich über den Plan begeistert. 

Lohnsenkung 

Die Deutsche Post gründet gerade 
einen neuen Gesamtbetrieb für die 
Zustellung von Briefen und Paketen, 
berichten Zeitungen. Darin sollen 
bereits ab 1. Mai die nach Haustarif¬ 
vertrag angestellten Mitarbeiter der 
Post AG unmittelbar mit den Kolle¬ 
gen der vor zwei Jahren gegründeten 
Tochtergesellschaft „Delivery“ Zu¬ 
sammenarbeiten. Gegen die Lohn¬ 
senkung durch die Delivery hatte 
vor zwei Jahren ver.di einen Arbeits¬ 
kampf verloren. 

2017 hat der Postkonzern den 
operativen Gewinn um gut 7 Prozent 
auf 3,74 Mrd. Euro erhöht. Der Net¬ 
togewinn stieg auf von 2,7 (Vorjahr 
2,6) Mrd. Euro. Der Konzernumsatz 
stieg um 5,4 Prozent auf 60,4 Mrd. 
Euro. Im laufenden Jahr wollen Ma¬ 
nagement und Eigentümer (davon 
der Bund 25 Prozent) den operativen 
Gewinn auf 4,15 Mrd. Euro steigern 
und 2020 auf mehr als 5 Mrd. Euro. 

Fondstochter verkauft 

Die Deutsche Bank will 20 bis zu 
25 Prozent der Anteile ihrer Fonds¬ 
gesellschaft DWS verkaufen und 
dadurch bis 1,8 Mrd. Euro einsam¬ 
meln. Die DWS soll am 23. März 
ihr Börsendebüt in Frankfurt feiern. 
Die DWS ist die profitabelste Spar¬ 
te der Deutschen Bank und liefer¬ 
te 2017 einen Vorsteuergewinn von 
725 Mio. Euro ab. Sie verwaltet 700 
Mrd. Euro sowohl von Privatkunden 
als auch von institutionellen Investo¬ 
ren wie Versicherungen, Staatsfonds 
und Pensionskassen. Der japanische 
Lebensversicherer Nippon Life wird 
fünf Prozent an der DWS erwerben. 

Anerkennungsgeld 
für VW-Beschäftigte 

Die etwa 120 000 Tarifbeschäftigten 
der Volkswagen AG erhalten laut 
VW-Betriebsratszeitung „Mitbestim¬ 
men“ eine „Erfolgsbeteiligung“ von 4 
100 Euro. Im vergangenen Jahr lag die 
Prämie bei 2905 Euro. Ein Abschlag 
von 1 621 Euro wurde bereits Ende 
November an die Mitarbeiter gezahlt, 
mit dem Lohn für Mai soll nun der 
Rest folgen. „Die Anerkennungsprä¬ 
mie hat sich diese Belegschaft ver¬ 
dient“, teilte Betriebsratschef Bernd 
Osterloh mit. Er darf die Prämie zwar 
freundlich kommentieren. Ihre Höhe 
legen aber die Eigentümer und das 
Management fest. Die Mitglieder des 
Volkswagen-Konzernvorstands kas¬ 
sieren für das abgelaufene Jahr rund 

50.3 Mio. Euro. Im vorangegangenen 
Jahr hatten sie noch rund 39,5 Mio. 
Euro erhalten. Der Autokonzern hat¬ 
te im vergangenen Jahr unterm Strich 

11.4 Mrd. Euro eingefahren - damit 
fiel der auf die Aktionäre entfallende 
Gewinn mehr als doppelt so hoch aus 
wie im Vorjahr. Ende Februar hatte 
die IG Metall einen Haustarifvertrag 
mit VW abgeschlossen, der im Mai 
eine Lohnerhöhung um 4,3 Prozent 
vorsieht. 

Hayek-Preise vergeben 

Bei einem intimen Treffen vergan¬ 
genen Sonntag in Freiburg erhielten 
Ex-Bundespräsident Joachim Gauck 
und FAZ-Redakteurin Heike Göbel 
die wohlverdienten Preise der Hayek- 
Stiftung. Der Österreicher Friedrich 
August von Hayek war der reaktio¬ 
närste Ökonom des vergangenen 
Jahrhunderts. Die Preisträger wur¬ 
den von Ex-Bundespräsident Horst 
Köhler, Ex-B undesverf assungsrichter 
Udo di Fabio und dem grünen Ober¬ 
bürgermeister Freiburgs, Dieter Salo- 
mon, gewürdigt. Der Mitherausgeber 
der FAZ Holger Stelzner übernahm 
die Berichterstattung. Wir gratulieren. 


S eit dem 8. März läuft in Ham¬ 
burg eine Volksinitiative gegen 
Pflegenotstand und für gesunde 
Krankenhäuser. Ziel: Gesetzliche Re¬ 
gelungen, die vorschreiben, für wie 
viele Patientinnen bzw. Patienten eine 
Pflegefachkraft da sein muss, wie vie¬ 
le Hebammen für Geburten, wie viele 
Reinigungskräfte für bestimmte Statio¬ 
nen, wie viel Personal bei komplizierten 
Behandlungen. 

Aber hat die Große Koalition in 
Berlin nicht gerade Ähnliches in den 
Koalitionsvertrag geschrieben? Ers¬ 
tens ist Papier geduldig. Zweitens wird 
von Pflegeuntergrenzen gesprochen, die 
Gefährdungen ausschließen sollen, nicht 
aber von Mindestpersonalbemessungen, 
die uns gesund machen. Drittens, es wer¬ 
den Durchschnittszahlen erhoben. Wir 
wollen aber nicht durchschnittlich gut 
pflegen und gepflegt werden, sondern 
an jedem Behandlungstag. Viertens gibt 
es keine Sanktionsmöglichkeiten, wenn 
ein Krankenhaus die Vorgaben nicht 
einhält. Und schließlich sollen ausge¬ 
rechnet diejenigen die Untergrenzen 
aushandeln, die am wenigsten Interes- 


Die Betriebsratswahl-Ergebnisse der 
meisten Daimler-Standorte liegen vor. 
Wir wollen hier ein Auge auf die Stand¬ 
orte werfen, in denen die rechte Liste 
„Zentrum“ angetreten ist. 

Die Wahlbeteiligung im Mercedes- 
Benz-Werk in Untertürkheim war mit 
fast 65 Prozent relativ hoch. Die IG-Me- 
tall-Liste hat nach vorläufigem Ergebnis 
37 Sitze im 47-köpfigen Betriebsrat und 
damit drei Sitze mehr bekommen (75,7 
Prozent). Verloren haben die „UAG - 
Unabhängige Arbeitnehmergemein¬ 
schaft“ und die „Offensiven Metaller“ 
einen bzw. zwei Sitze, die „CGM - 
Christliche Gewerkschaft Metall“ hat 
unverändert ein Mandat. Die rechte Lis¬ 
te „Zentrum“ hat zwei Mandate dazu¬ 
gewonnen und hat somit sechs Mandate 
(13,2 Prozent). Das Zentrum selbst war 
enttäuscht von diesem Ergebnis. Die 
IG-Metall-Fraktion war erleichtert, sie 
hatten Schlimmeres befürchtet. 

Das „Zentrum“ erreichte so viele 
Mandate, weil es sich durch seine lang¬ 
jährige Tätigkeit im Betriebsrat (acht 
Jahre als eigene Liste und davor schon 
zwei Jahre über die Liste der CGM) 
und die langjährige Betriebszugehörig¬ 
keit seiner wichtigen Kandidaten ver¬ 
ankern konnte und mit 187 Kandidaten 
über viele aktive Zuarbeiter verfügte. 
Leider haben die IG Metall und der alte 
Betriebsrat erst sehr spät mit einer Stel¬ 
lungnahme reagiert und sie acht Jahre 
gewähren lassen, ohne eine Gegenstra¬ 
tegie zu entwickeln. 

Am Standort Sindelfingen, dem 
größten Standort mit über 40 000 Wahl¬ 
berechtigten, haben sich 57,5 Prozent 
der Beschäftigten an der Betriebsrats¬ 
wahl beteiligt. Nach dem vorläufigen 
Ergebnis bekam die IG Metall knapp 75 
Prozent (16 992 Stimmen) und hat damit 
46 der 59 Betriebsratssitze, so viel wie in 
der letzten Amtsperiode. Die rechte Lis¬ 
te „Zentrum“ bekam 764 Stimmen, was 

3,4 Prozent entspricht und zwei Manda¬ 
te bedeutet. Die CGM und „Die Unab¬ 
hängigen“ haben je einen Sitz verloren 
und sind mit fünf bzw. zwei Mandaten 
im Betriebsrat vertreten. Bei der letz¬ 
ten Betriebsversammlung Ende Febru¬ 
ar sollten sich die verschiedenen Listen 
vorstellen. Doch die Kolleginnen ver¬ 
hinderten mit Pfeifen und Lärm die Vor¬ 
stellung der Liste „Zentrum“. 

Im Mercedes-Benz-Werk Rastatt 
fand die Betriebsratswahl zum ersten 
Mal seit Jahrzehnten als Listenwahl 
statt. Über verschiedene Listen sind 
nach vorläufigem Ergebnis 29 IG-Me- 
tall-Mitglieder in den 35-köpfigen Be¬ 
triebsrat gewählt worden. Die CGM 
bekam keinen Sitz. Die rechtsextreme 
Liste „Zentrum“ kandidierte das erste 


se an einem guten Ergebnis haben: die 
Krankenhausbetreiber und die Kran¬ 
kenkassen. 

Wir wissen, Konzerne und Politik 
bewegen sich nur auf Druck. Wir kön¬ 
nen und dürfen nicht darauf warten, 
dass die Regierung irgendwann einmal 
etwas Besseres vorlegt. Das Gesetz, das 
mit dem Volksentscheid allen Hambur- 
gerinnen und Hamburgern zur Abstim¬ 
mung vorgelegt werden soll, sieht all das 
vor. Mindestpersonalbemessung nach 
Vorgaben der Fachgesellschaften an je¬ 
dem Tag, auf jeder Station, in jedem Be¬ 
reich, bei jeder Behandlung. Und wenn 
ein Krankenhaus die Vorgaben nicht er¬ 
füllt, fliegt es aus dem Krankenhausplan 
und bekommt kein Geld mehr. Das ist 
eine Sprache, die einem Konzern wie As¬ 
klepios nicht gefällt. 

Entsprechenden Gegenwind wird 
und hat es bereits gegeben. Doch daran 
merken wir: Wir sind auf dem richtigen 
Weg, wir werden ernst genommen und 
setzen dort an, wo es weh tut, dem frei¬ 
en Wirtschaften der Konzerne. In den 
nächsten vier Wochen müssen 10 000 
Unterschriften gesammelt werden. Im 


Mal, bekam 447 Stimmen und zieht mit 
drei Mandaten in den Betriebsrat ein. 
Die Gruppe „Zentrum Automobil e.V. 
Rastatt“ ist seit ca. einem Dreiviertel¬ 
jahr im Werk aktiv, verteilt Flyer und be¬ 
treibt einen Facebook-Auftritt. Im „Re¬ 
port Mainz“ im ARD-Fernsehprogramm 
am 27. Februar kam ein IG-Metall-Ver¬ 
trauensmann aus dem Werk Rastatt zu 
Wort, der sich seit Jahren gegen rechte 
Tendenzen im Betrieb engagiert - ge¬ 
gen Widerstände vor allem aus den ei¬ 
genen Gewerkschaftsreihen. Er kritisier¬ 
te die IG Metall und sagte, er fühle sich 
im Stich gelassen „von den Kollegen im 
Betriebsrat und auch von der Gewerk¬ 
schaftsspitze. Die Linie von oben ist 
eben: Den Kampf nehmen wir gar nicht 
erst auf. Es ist besser so, wir ducken uns 
da weg und das Problem geht damit vor¬ 
bei.“ Dass Wegducken nicht hilft, zeigt 
das Betriebsrats-Wahlergebnis. 

Die Daimler-Zentrale in Stuttgart 
ist ein fast reiner Angestelltenbetrieb 
(über 96 Prozent), zu dem u.a. die Ent¬ 
wicklung der Nutzfahrzeuge und Vans 
gehört sowie alle Zentralfunktionen, 
Vertrieb, Buchhaltung usw. Die gute 
Nachricht: Die rechte Liste „Zentrum“ 
hat hier kein Mandat gewonnen. Von 
6626 abgegebenen Stimmen hat sie 
nach vorläufigem Ergebnis gerade mal 
108 Stimmen bekommen. Auch die di¬ 
versen „unabhängigen“ und „christli¬ 
chen“ Listen haben schlechter abge¬ 
schnitten als bei den letzten Wahlen. 
Gewonnen hat die IG Metall. Sie be¬ 
kam vier Mandate mehr und hat jetzt 
mit 22 Mandaten die absolute Mehrheit 
im 41-köpfigen Gremium. 


kommenden Jahr dann 65 000 in drei 
Wochen. Dafür ist es notwendig, dass 
das Thema in ganz Hamburg gesetzt ist 
und dass viele Hamburger und Hambur- 
gerinnen nicht nur selbst unterschreiben, 
sondern bereit sind, selbst Unterschrif¬ 
ten zu sammeln. Dafür gründen sich mo¬ 
mentan in fast allen Bezirken regionale 
Bündnisse, die in die jeweiligen Stadt¬ 
viertel wirken und vor Ort möglichst vie¬ 
le Leute ansprechen sollen. 

Für die DKP, die Teil des Bündnis¬ 
ses ist, bedeutet das, ihre Erfahrungen, 
die zum Unterschriftensammeln für die 
Bundestagswahl gemacht wurden, zu er¬ 
weitern und zu teilen. Es wird sicher sehr 
viel leichter sein, mit diesem Anliegen 
auf Zustimmung zu treffen und angereg¬ 
te Diskussionen zu führen. Einige Wohn¬ 
gebietsgruppen der DKP setzen für die 
Zeit des Volksentscheids ihren Schwer¬ 
punkt auf den Aufbau und die Veran¬ 
kerung solcher regionaler Bündnisse. 
Gemeinsam mit lokalen Bündnispart¬ 
nern werden Aktionen gestartet, Ver¬ 
anstaltungen gemacht und informiert. 
Gleichzeitig bleiben wir Teil des zentra¬ 
len Bündnisses. 


Zusammenfassend kann festge¬ 
stellt werden, dass die Stimmenge¬ 
winne für die Liste „Zentrum“ nicht 
zu Lasten der IG Metall gingen, son¬ 
dern zu Lasten der „christlichen“, „un¬ 
abhängigen“ oder sonstigen kleinen 
Gruppierungen. Die Stimmengewinne 
für die IG Metall hängen nach Aussa¬ 
gen von betrieblichen Funktionären 
mit den Ergebnissen der Tarifrunde zu¬ 
sammen, die von den Beschäftigten als 
Erfolg wahrgenommen wurden. Aber 
auch mit den ganztägigen Warnstreiks, 
weil da die IG Metall mal wieder „ihre 
Zähne gezeigt“ und Stärke demonst¬ 
riert hat. Die zwei Beschäftigtenbefra- 
gungen der IG Metall in den letzten 
Jahren kamen ebenfalls gut an, weil 
sich die Kolleginnen und Kollegen be¬ 
teiligen konnten, weil sie gefragt wur¬ 
den, was sie wollen und sich so ernst 
genommen fühlten. 

In allen Betrieben sind die Prozent¬ 
zahlen für die Liste „Zentrum“ unter 
den Prozentsätzen geblieben, die die 
AfD bei den Bundestagswahlen von 
Arbeitern bzw. Gewerkschaftern laut 
Studien bekommen hat. Außer im Werk 
Untertürkheim sind sie sogar weit un¬ 
ter dem Bundestagswahlergebnis ge¬ 
blieben. Das heißt, dass sich „Zentrum“ 
auch in den Betrieben mit eigenen Lis¬ 
ten nicht so stark verankern konnten 
wie im gesellschaftlichen Durchschnitt. 
Die Rechtsentwicklung in der Gesell¬ 
schaft scheint betrieblich noch nicht so 
ausgeprägt zu sein, weil den meisten 
Kolleginnen und Kollegen eine starke 
Gewerkschaft, die ihre Interessen ver¬ 
tritt, wichtig ist. 


In Hamburg setzen wir uns als 
DKP bereits seit Längerem mit dem 
Thema Mindestpersonalbemessung 
auseinander, sodass wir mit unserer 
Erfahrung und den bundesweiten 
Auseinandersetzungen innerhalb der 
DKP zu diesem Thema sicherlich ei¬ 
nen guten Beitrag leisten können. Die 
bundesweiten Auseinandersetzungen 
für Tarifverträge Entlastung zeigen, 
dass enorm viel Druck benötigt wird, 
um die Krankenhausbetreiber nur ein 
kleines Stück zu bewegen. Dort, wo 
Verhandlungen zustande gekommen 
sind, droht ein Aussitzen des Problems. 
In Hamburg ist auf einige Aktionen 
kaum reagiert worden. Wir versuchen, 
mit dieser Volksinitiative den Druck 
zu verschärfen, das Thema präsenter 
zu machen und den Beschäftigten in 
den Krankenhäusern klar zu machen: 
ihr kämpft nicht allein, es geht uns 
alle an. Gemeinsam mit ihnen legen 
wir jetzt los. 

Marta Jannsen 

Unterschriftenlisten und Infos unter: 
www.volksinitiative-pflegenotstand.de 


Langsam scheint bei Gewerkschafts¬ 
funktionären angekommen zu sein, dass 
Wegducken nicht weiterhilft, sondern 
andere Strategien gegen die Rechts¬ 
entwicklung notwendig sind. So meinte 
z.B. Roman Zitzeisberger, IG-Metall- 
Bezirksleiter von Baden-Württemberg, 
auf einer Funktionärskonferenz am 
28. Februar in Stuttgart, dass totschwei- 
gen nicht gehe und wir lernen müssten, 
wie man mit den Rechten umgeht. Die 
bisherige Politik wird damit in Frage 
gestellt. Auch der DGB-Landesvorsit- 
zende von Baden-Württemberg, Mar¬ 
tin Kunzmann, wird am 27. Februar in 
den Stuttgarter Nachrichten zitiert: „Wir 
müssen uns aber inhaltlich mit denen 
auseinandersetzen und den Beschäf¬ 
tigten sagen, was es bedeutet. Dass bei 
einer Spaltung der Belegschaft die Be¬ 
schäftigten die Verlierer sein werden.“ 
Bei „rechtspopulistischen“ Themen 
„darf es kein Wegducken geben“. 

Solche Positionen müssen wir Kom¬ 
munisten stärken und dafür Sorge tra¬ 
gen, dass nach den Betriebsrats wählen 
das Thema nicht wieder für vier Jahre in 
den Schubladen verschwindet, sondern 
eine gewerkschaftliche Strategie entwi¬ 
ckelt wird, wie den Rechten das Wasser 
abgegraben werden kann. Dazu gehört 
aber auch, sich als Gewerkschaft zu ver¬ 
ändern, Co-Management und Stand¬ 
ortlogik zu begraben, denn sie sind der 
Nährboden für die Rechten. Wir als Ge¬ 
werkschafter und Kommunisten müssen 
dafür sorgen, dass unsere Gewerkschaf¬ 
ten wieder Klassen- und Kampforgani¬ 
sationen der Arbeiterklasse werden. 

Christa Hourani 


Wegducken hilft nicht 

IG Metall legt bei Daimler-Betriebsratswahl zu - die Rechten aber auch 



Kundgebung am i. Mai 2017 in Wuppertal 
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Kolleginnen und Kollegen des öffentlichen Dienstes beim Warnstreik in Göttingen am i. März. 


Mindestens 200 Euro 

Bei der Tarifrunde Bund und Kommunen geht es auch um eine 
starke soziale Komponente 


UZ: Um 6 Prozent, mindestens aber 200 
Euro im Monat sollen die Löhne und 
Gehälter in der Tarifrunde öffentlicher 
Dienst für die Beschäftigten von Bund 
und Kommunen in diesem Jahr steigen. 
Einer der Schwerpunkte ist die Forderung 
einer „sozialen KomponenteWie kam 
es dazu? 

Andre auf der Heiden: Bereits in den 
Vorjahren hat diese Forderung in den 
Debatten einen breiten Raum einge¬ 
nommen. Weil über eine klassische line¬ 
are Erhöhung die unteren Gehaltsgrup¬ 
pen immer schlechter gestellt werden als 
die oberen. Preissteigerungen wie Mie¬ 
ten und andere Lebenshaltungskosten 
steigen natürlich für alle gleich. In die¬ 
ser Tarifrunde haben die Arbeitgeber 
sich vehement dagegen aufgestellt. Das 
ist nichts Neues. In der Mitgliederbefra¬ 
gung hatte die soziale Komponente bei 
den Beschäftigten eine hohe Bedeutung. 

UZ: Wie ist die Stimmung auf die Reakti¬ 
on der Kommunalen Arbeitgeberverbän¬ 
de (VKA) in den Betrieben und Verwal¬ 
tungen bei den Beschäftigten? 

Andre auf der Heiden: Man ist generell 
nicht überrascht und die Stimmung ist 
gut und kämpferisch. Noch mehr sol¬ 
cher Botschaften, und die Stimmung 
wird steigen. 

UZ: Die Kassen sind voll. Die Staats¬ 
einnahmen sprudeln. Der Präsident des 
kommunalen Arbeitgeberverbands VKA, 
Thomas Bohle, versucht, die Bürger ge¬ 
gen die ver. di-Forderung aufzubringen. 

Andre auf der Heiden: Ich beschäftige 
mich jetzt nicht mit der Frage, ob es ihm 
gelingt, die Bürger auf seine Seite zu be¬ 
kommen. Klar ist, dass er direkt nach Be¬ 
kanntgabe der Tarifforderung über die 
Medien mal wieder eine versteckte Dro¬ 
hung losgelassen hat. So war zu hören, 
dass in den unteren Einkommensgrup¬ 
pen sowieso schon mehr verdient wird 
als bei der Privatwirtschaft. Die versteck¬ 
te Botschaft heißt, der Privatisierungs¬ 
druck bei Bund und Kommunen steigt. 
Das ist mittlerweile ein Mythos der Ar¬ 


tive Bezahlung und gute Arbeitsbedin¬ 
gungen nötig. Wer im öffentlichen Dienst 
arbeitet, hinkt mit seinem Gehalt noch 
immer der Privatwirtschaft hinterher. 
Die Lohnentwicklung der letzten Jahre 
in den unterschiedlichen Branchen be¬ 
legt das eindeutig. Das gleiche gilt üb¬ 
rigens auch für Nachwuchskräfte. Dazu 
gehören die Auszubildenden, für die wir 
u.a. 100 Euro pro Monat fordern. Zudem 
brauchen wir weiterhin eine tarifliche 
Absicherung zur unbefristeten Übernah¬ 
me nach der Ausbildung. Insgesamt müs¬ 
sen die Rahmenbedingungen verbessert 
werden. Neben Geld natürlich auch gute 
Arbeitszeiten und Aspekte wie Urlaub, 
Urlaubsgeld und andere Leistungen. 



Andre auf der Heiden ist Personal¬ 


ratsvorsitzender der Stadtverwaltung 
Oberhausen und ehrenamtlicher 
stellvertretender Vorsitzender des ver. 
di-Landesfachbereichs Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen 

UZ: Alles gute Gründe, sich auch als 
Auszubildender oder Praktikant ge¬ 
werkschaftlich zu organisieren und am 
Arbeitskampf teilzunehmen? 

Andre auf der Heiden: Die Jugend hat 
sich in der Vergangenheit fantastisch 
beteiligt. Ich bin sicher, das macht sie 
auch in diesem Jahr. Es ist in der heu¬ 
tigen Zeit für die Lebensplanung von 
immenser Bedeutung, nach der Ausbil¬ 


tigen. Insofern wäre die Forderung nach 
einem „ Entlastungstarifvertrag“ richtig. 
Warum spielte der in der aktuellen Tarif¬ 
runde keine Rolle? 

Andre auf der Heiden: Was noch nicht 
ist kann ja noch werden. Wie wichtig die 
Entlastungsfrage ist, zeigt sich an den 
Sparorgien in den Kommunen. Sie ha¬ 
ben zu erheblicher Arbeitsverdichtung 
geführt. Ich komme aus einer Stadt, die 
seit über dreißig Jahren Haushaltskon¬ 
solidierung betreibt. Man verlangt, Per¬ 
sonal zu sparen, ohne zu sagen, welche 
Aufgaben denn eine Verwaltung zukünf¬ 
tig mit dem noch vorhandenen Beschäf¬ 
tigten leisten soll. Das alles führt zu ei¬ 
ner permanenten Überlastung in unter¬ 
schiedlicher Ausprägung. Da, wo eine 
solche Überlastung für einen längeren 
Zeitraum besteht, treten psychosomati¬ 
sche Erkrankungen auf, wie wir zuneh¬ 
mend feststellen müssen. 

UZ: Erste Warnstreiks gab es bereits, ver. 
di will diese jedoch vorerst nicht über vier 
Stunden ausdehnen. Schwächt das nicht 
den Arbeitskampf? Die IG Metall ging 
erst kürzlich einen anderen Weg. Dort 
wurden die Streiks auf 24 Stunden aus¬ 
gedehnt. 

Andre auf der Heiden: Ich denke, dass 
wir hier nicht öffentlich über Streikstra¬ 
tegien reden sollten, aber seien Sie si¬ 
cher: Die Frage, ob wir vorbereitet sind, 
kann von mir bejaht werden. Deshalb 
sind die Arbeitgeber gefordert, in den 
bereits terminierten Verhandlungsrun¬ 
den im März und April - und da aller- 
spätestens - ein Angebot vorzulegen, 
über das es sich lohnt zu reden. Uns ist 
bewusst, dass die Gegenseite zählt, wie 
viel wir auf die Straße bringen. Die Ar¬ 
beitgeber müssen sich fragen, ob das die 
entscheidende Messgröße ist. 

UZ: Neben der Forderung nach einem 
„Entlastungstarifvertrag“ wäre auch eine 
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich sinnvoll. Ist es 
nicht notwendig, das neben den Lohn- 
und Gehaltsforderungen mehr in den 
Fordergrund zu rücken? 


ver.di-Forderungen TVöD 2018 

6 Prozent, mindestens 200 Euro pro Monat als soziale Komponente 
Ausbildungsvergütungen und Praktikantenentgelte um 100 Euro erhöhen 
Nachtarbeitszuschlag in Krankenhäusern auf 20 Prozent anheben 
Pausen im Krankenhaus als bezahlte Arbeitszeit 
Urlaub für Azubis und Praktikanten 30 Arbeitstage 
kostenloses Nahverkehrsticket 


beitgeberseite, den man verzweifelt ver¬ 
sucht Jahr für Jahr aufrecht zu erhalten. 

UZ: Ist es deshalb nicht erst recht sinn¬ 
voll, Solidarität mit den Bürgerinnen und 
Bürgern hinzubekommen? 

Andre auf der Heiden: Wir müssen nach 
außen klarmachen, dass wir in Konkur¬ 
renz um die besten Köpfe mit der Privat¬ 
wirtschaft stehen. Dazu sind eine attrak¬ 


dung eine Zukunftsperspektive zu erhal¬ 
ten. Die Forderung nach einer unbefris¬ 
teten Übernahme ist daher die logische 
Konsequenz und verdient daher die volle 
Unterstützung von ver.di. 

UZ: In vielen Betriebsstellen hängen an 
den schwarzen Brettern „ Überlastungsan- 
zeigen“ von den Kolleginnen und Kolle¬ 
gen. Die Arbeit ist mit der jetzigen Anzahl 
der Beschäftigten nicht mehr zu bewäl¬ 


Andre auf den Heiden: Das Thema Ar¬ 
beitszeit muss künftig eine Rolle spielen. 
Ich sehe allerdings eine hohe Komple¬ 
xität. Da ist die Frage, wie soll das denn 
aussehen? Gehe ich auf eine wöchent¬ 
liche Reduzierung der Arbeitszeit ein 
oder wie jetzt bei der IG Metall verein¬ 
bart wurde. Wie bekomme ich Familie 
und Beruf besser zueinander? Wir haben 
im öffentlichen Dienst zum Beispiel älte¬ 
re Beschäftigte, die über einen weicheren 
Ausstieg mit uns reden wollen, Stichwort 
Altersteilzeit. Dies alles bedarf einer or¬ 
dentlichen Vorbereitung. Die Kollegin¬ 
nen und Kollegen müssen dazu gehört 
und bei ihren Vorstellungen abgeholt 
werden. Dann wird dies auch Thema ei¬ 
ner Tarifrunde sein. 

Das Gespräch führte Herbert Schedlbauer 


Sichtbar werden 


DKP will Verankerung in der Arbeiterklasse stärken 


Der Kampf der Kolleginnen und Kol¬ 
legen im Gesundheitswesen für einen 
Tarifvertrag Entlastung spielte auf dem 
22. Parteitag der DKP eine herausra¬ 
gende Rolle. Der Diskussionsbeitrag 
der Genossin Meike aus Hamburg, do¬ 
kumentiert in der letzten UZ steht da¬ 
für exemplarisch. 

In der weiteren Diskussion berich¬ 
tete Jan van Hagen (DKP Ruhr-West¬ 
falen) von den Arbeitskämpfen der 
Kliniken in Dortmund und Düsseldorf 
und sprach sich dafür aus, dass es Auf¬ 
gabe der DKP sei, langfristige Arbeit 
im Betrieb zu entwickeln und sichtbar 
als DKPler und Gewerkschafter in Er¬ 
scheinung zu treten. 

Im einleitenden Referat führte der 
DKP-Vorsitzende Patrik Köbele aus: 
„Um der Verankerung in der Arbei¬ 
terklasse wieder näher zu kommen, 
müssen wir stärker nach außen und an 
die Massen der Werktätigen herange- 
hen, uns in den Betrieben und Gewerk¬ 
schaften verankern und die Kämpfe 
der Beschäftigten und ihrer Organisa¬ 
tionen, der Gewerkschaften, aktiv un¬ 
terstützen. Wir dürfen uns nicht mit der 
Rolle von Kommentatoren begnügen 
und müssen als Teil der Bewegung wei¬ 
tergehende Forderungen diskutieren 
und die Gewerkschaften als Kampfor¬ 
gane der Arbeiterklasse stärken. Dazu 
brauchen wir das Zusammenführen un¬ 
serer Erfahrungen in der betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Arbeit und das 
kollektive Arbeiten unserer Genossin¬ 
nen und Genossen aus den Betrieben.“ 

Eine Konsequenz daraus ist der 
Aufbau von Betriebs- und Branchen¬ 
gruppen. Dass das keine Theorie ist, 
wurde im Diskussionsbeitrag von 
der Delegierten Meike aus Bielefeld 
deutlich, die von der Gründung der 
DKP-Betriebsgruppe Altenpflege vor 
wenigen Monaten berichten konnte. 
Anschaulich berichtete sie von den Ar¬ 
beitsbedingungen der Kolleginnen und 
Kollegen und von den Gruppenaben¬ 
den und der Öffentlichkeitsarbeit der 
Gruppe. 

Auch im Bericht der Mandatsprü¬ 
fungskommission spiegelte sich die ge¬ 
werkschaftliche und betriebliche Ver¬ 
ankerung der DKP wider: 90 Prozent 
der Delegierten des Parteitages waren 
Mitglied einer DGB-Einzelgewerk- 


schaft, die Hälfte war mit betrieblichen 
und/oder gewerkschaftlichen Funktio¬ 
nen betraut. 

Olaf Harms, Leiter der Kommis¬ 
sion Betrieb und Gewerkschaft beim 
Parteivorstand der DKP, erteilte einer 
Politik eine Absage, die sich auf eine 
Beschimpfung von Gewerkschaftsfüh¬ 
rern reduziert. Das Problem der Ge¬ 
werkschaften sei nicht, dass es darin 
zu viele Sozialdemokraten gibt, son¬ 
dern zu wenige Kommunistinnen und 
Kommunisten. 



In der Diskussion auf dem Parteitag 


In der Diskussion über den Antrag 
zur Stärkung der DKP wurde als wich¬ 
tigste Aufgabe die Steigerung der Ver¬ 
ankerung der DKP in der Arbeiterklas¬ 
se benannt. Daraus leiteten sich die fol¬ 
genden Handlungsfelder ab: 

★ Stärkere Konzentration der Partei¬ 
arbeit auf Themen der Betriebs-, Ge¬ 
werkschafts- und Erwerbslosenarbeit. 

★ Koordinierung der Tätigkeit von 
Genossinnen und Genossen in diesem 
Bereich auf der Ebene des Parteivor- 
standes und der Landesorganisationen 
bzw. Bezirke. 

★ Stärkere Fokussierung auf die Bil¬ 
dung von Branchenbetriebsgruppen 
mit dem Ziel wieder Betriebsgruppen 
aufzubauen. 

★ Schnellere Positionierung zu ent¬ 
scheidenden Themen der Betriebs-, 
Gewerkschaftsarbeit. 

Werner Sarbok 


Gleicher Lohn gefordert 

Erstmals Streik an niedersächsischer Volkshochschule 


Am 6. März haben Kolleginnen und 
Kollegen der Volkshochschule (VHS) 
Hildesheim demonstrativ die Arbeit 
niedergelegt, mit der Streikforde¬ 
rung: Gleicher Lohn für gleiche Ar¬ 
beit. Nachdem die Beschäftigten der 
VHS Hildesheim unzählige Gesprä¬ 
che mit verantwortlichen Politikern in 
der Stadt und im Landkreis geführt und 
in den vergangenen zweieinhalb Jah¬ 
ren vergeblich versucht hatten, eine 
Angleichung des Lohnniveaus zu er¬ 
reichen, riefen sie mit Unterstützung 
ihrer Gewerkschaft, ver.di, am 6. März 
spontan zu einem eintägigen Streik der 
Kolleginnen und Kollegen auf. 

Die einen werden gemäß dem VHS- 
Haustarif deutlich schlechter bezahlt als 
die anderen, die nach dem Tarifvertrag 
im öffentlichen Dienst (TVöD) bezahlt 
werden. Die Differenz beträgt bis zu 20 
Prozent. Man habe großes Verständnis 
für das Anliegen der Beschäftigten, aber 
weder die Stadt noch der Landkreis sei¬ 
en finanziell in der Lage, den Forderun¬ 
gen der VHS-Angestellten nachzukom¬ 
men. So die gebetsmühlenartige, satt¬ 
sam bekannte Argumentation. 

Am Dienstag vergangener Woche 
versammelten sich die Streikenden 
morgens vor dem Gebäude der VHS 
zwischen Domhügel und Michaelis¬ 
kirche, um von dort durch die Innen¬ 
stadt Hildesheims, eskortiert von der 
Polizei, am Rathaus vorbei zur Pres¬ 
sekonferenz in die Hildesheimer ver. 
di-Zentrale zu ziehen. Betroffene und 
ver.di-Vertreter forderten die Verant¬ 


wortlichen erneut auf, sich endlich in 
Richtung einer Angleichung des Lohn¬ 
niveaus zu bewegen. Sie hätten in den 
Gesprächen stets betont, den Zeitrah¬ 
men der Angleichung einvernehmlich 
zu gestalten. Es sei das erste Mal, dass 
eine VHS in Niedersachsen bestreikt 
werde. Und mit dem Hinweis, dass die 
Stadt-Oberen in ihren Fensterreden 
gerne Hildesheim als Kulturhaupt¬ 
stadt präsentierten, werde die Finan¬ 
zierungsfrage konterkariert. 

Die örtliche Presse zeigte in ihren 
Artikeln/Kommentaren Wohlwollen 
und Verständnis mit den Streikenden. 

Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft Hildesheim erklärte sich 
auf ihrer zur selben Zeit tagenden Jah¬ 
reshauptversammlung mit den Strei¬ 
kenden solidarisch und bot für weitere 
Kampfmaßnahmen ihre Unterstützung 
an. Auch die Beschäftigten der Musik¬ 
schule bekundeten ihre Solidarität wie 
ebenfalls Kolleginnen und Kollegen 
einiger Volkshochschulen in Nieder¬ 
sachsen. 

Der Kampf der Beschäftigten um 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit ist 
an der Hildesheimer Volkshochschule 
mit diesem eintägigen Streik sicherlich 
nicht beendet. Mit dem Anstieg des ge¬ 
werkschaftlichen Organisationsgrades 
stieg auch, unschwer nachvollziehbar, 
das Solidaritätsgefühl untereinander, 
das sich nicht zuletzt auch in der star¬ 
ken Unterstützung der „Haustarifier“ 
durch die TVöD-Kolleginnen spiegelt. 

Udo Paulus 
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Schilder 

Der ehemalige Werder-Bremen- 
Manager und Bremer Ex-Senator 
Willi Lemke sprach sich in seiner 
Kolumne im Weser-Kurier für die 
Benennung der zwei Wege in Bre¬ 
men-Blumenthal nach den kom¬ 
munistischen Widerstandskämp¬ 
fern Leo Drabent und Hans Neu¬ 
mann aus. Er wies darauf hin, dass 
der zuständige Ortsamtsleiter, der 
die Schilder zu verhindern sucht, 
jedoch nichts gegen die Benen¬ 
nung eines Platzes in Bremen-Blu¬ 
menthal nach dem Architekten Mi¬ 
chael Fischer hat, der NSDAP und 
SA-Mitglied war. 

Der Ortsbeirat Blumenthal, der 
Anfang Februar noch einstimmig 
gegen eine nachträgliche Geneh¬ 
migung gestimmt hatte, entschied 
sich auf seiner Sitzung am 12. März 
mit 7 zu 6 Stimmen für die Wege¬ 
benennung. 

Balken 

Der „Kölner Stadtanzeiger“ veröf¬ 
fentlichte eine Grafik, die die Tat¬ 
verdächtigen in NRW für das Jahr 
2017 nach den Herkunftsländern 
auflistet. Für die Grafik zog die Zei¬ 
tung Daten des nordrhein-westfä¬ 
lischen Innenministeriums heran, 
nach denen 2017 die Polizei gegen 
311 772 Deutsche ermittelt hat, ge¬ 
folgt von 20 599 Türken und 12 982 
Rumänen. 

Da die Zeitung in der grafischen 
Darstellung einen sogenannten 
„Riss“ beim Balken der deutschen 
Straftäter verwendete und so der 
Anschein erweckt wurde, dass fast 
so viele Türken und nur knapp halb 
so viele Rumänen in NRW Straf¬ 
taten verübt hatten wie Deutsche, 
werfen jetzt verschiedene Antiras¬ 
sismus-Initiativen dem „Kölner 
Stadtanzeiger“ vor, gezielt Rassis¬ 
mus in der Gesellschaft zu streuen. 

Banken 

Die Tendenz zum Monopol macht 
nicht vor den Volks- und Raiffeisen¬ 
banken halt. Die Genossenschafts¬ 
banken erwirtschafteten 2017 einen 
Provisionsüberschuss von 4,9 Mil¬ 
liarden Euro und verdienten unter 
dem Strich einen Gewinn von 1,6 
Milliarden Euro. Mit einem Volu¬ 
men von 233 Milliarden Euro stel¬ 
len sie jeden vierten Wohnungsbau¬ 
kredit in Deutschland. 

Gleichzeitig bündeln die zah¬ 
lenmäßig mit Abstand größten In¬ 
stitutsgruppen in Deutschland ihre 
Marktkraft. Durch Fusionen sank 
die Zahl der genossenschaftlich or¬ 
ganisierten Bankhäuser von 1800 
zur Jahrtausendwende auf 915 Ende 
2017. Das Filialnetz dünnte inner¬ 
halb von fünf Jahren von über 13 000 
auf derzeit 11108 Standorte aus. 

Arbeiten 

Die EU-Kommission hat sich für die 
Gründung einer „Europäischen Ar¬ 
beitsbehörde“ im kommenden Jahr 
ausgesprochen. Kommissionspräsi¬ 
dent Jean-Claude Juncker hatte den 
Vorschlag in seiner jährlichen Rede 
zur Lage der Union bereits im ver¬ 
gangenen September angekündigt, 
jedoch keinen Zeitplan genannt. 
Ziel sei es, dass Arbeiter überall in 
der EU denselben Lohn für diesel¬ 
be Arbeit an einem Ort erhalten. Es 
gehe darum, „faire Bedingungen im 
Binnenmarkt“ durchzusetzen. 

Die neue Behörde „European 
Labour Authority“ (ELA) soll den 
Status einer EU-Agentur erhalten 
und ebenso wie die EU-Bankenauf- 
sichtsbehörde etwa 150 Mitarbeiter 
haben. 

Reden 

Die Reden auf dem 22. Parteitag 
von Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP, über die aktuellen Ent¬ 
wicklungen des Imperialismus und 
von Wera Richter, stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der DKP, über den 
Zustand der Partei sowie die Gruß- 
worte von Ulrich Schneider (VVN- 
BdA) und Reiner Braun (Kampag¬ 
ne „abrüsten statt aufrüsten“) sind 
in voller Länge auf news.dkp.de er¬ 
hältlich. 


In Schäubles Spur 

Olaf Scholz wird Finanzminister. Der Agenda-Befürworter gilt als „Durchregierer“. 


I n dieser Woche soll die neue Bun¬ 
desregierung ihre Arbeit aufneh¬ 
men. Am Freitag der vorigen Woche 
stellte nun auch die SPD ihre Kandida¬ 
tinnen und Kandidaten für Minister¬ 
posten vor. Der bisherige Hamburger 
Bürgermeister und kommissarische 
SPD-Vorsitzende Olaf Scholz soll 
neuer Finanzminister - und Vizekanz¬ 
ler - werden. Scholz gilt als empathie¬ 
los, als sturer „Durchregierer“ „Zu¬ 
hören, andere Meinungen einholen, 
auf Gesprächspartner zugehen - das 
kann Olaf Scholz nicht“ erklärte Sabi¬ 
ne Boeddinghaus für die Hamburger 
Linkspartei anlässlich des Abschieds 
von Scholz aus der Hamburger Lan¬ 
des- und Stadtpolitik. 

Nichts von Neuanfang, neuer Ar¬ 
beitsminister wird mit Hubertus Heil 
ist ein ausgewiesener Befürworter der 
Agenda 2010. Im März 2013 zum 10. 
Jahrestag bezeichnete er die Agen¬ 
da als alternativlos. Aber auch Olaf 
Scholz, der von 2007 bis 2009 im ersten 
Kabinett Merkel Bundesminister für 
Arbeit und Soziales war, steht nicht für 
einen sozialdemokratischen Aufbruch 
und einen entsprechenden Umbruch 
der Partei: Sein Credo war und bleibt: 
„Für Deutschland war unsere Agenda 
2010 erfolgreich“, meinte er 2013. Wäh¬ 
rend seiner Zeit als Erster Bürgermeis¬ 
ter von Hamburg (2011 bis 2018) hatte 
er vor allem den Aufschwung der Wirt¬ 
schaft im Sinn. Sabine Boeddinghaus 
erklärte: „Olaf Scholz hat sich in den 
sieben Jahren als Bürgermeister allein 
an der Wirtschaft orientiert und den 
Sozialbereich langsam, aber unerbitt¬ 
lich ausgetrocknet. Illustriert wird die¬ 
se völlig einseitige und unsoziale Aus¬ 
richtung zum Beispiel dadurch, dass er 
in seiner Regierungserklärung zu Be- 



ger Innensenator im Jahr 2001 setzte 
er die zwangsweise Verabreichung von 
Brechmitteln zur Beweissicherung bei 
Drogendealern durch. Ein Mensch kam 
ums Leben. 2006 verurteilte der Euro¬ 
päische Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte den Brechmitteleinsatz als men¬ 
schenrechtswidrig. 

In seine Zeit als Bürgermeister ge¬ 
hören die gescheiterte Olympiabewer¬ 
bung im Herbst 2015, die richtig viel 
Geld gekostet hat und von der Be¬ 
völkerung abgelehnt wurde. Die Elb¬ 
philharmonie wurde mit viel Geld zu 
Ende gebaut, gilt jetzt zwar als Touris¬ 
musmagnet, aber für die zig-Millionen 
hätte er sich besser um die marode In¬ 
frastruktur seiner Stadt kümmern sol¬ 
len. Scholz hinterlässt seinem Nach¬ 
folger den Entwurf für den Elbtower, 
ein Hochhaus, das an den Elbbrücken 
als architektonisches Gegengewicht zur 
Elbphilharmonie geplant ist, aber vor 
allem viele soziale Probleme. 

Nina Hager 


ginn der laufenden Wahlperiode die 
wachsende soziale Kluft in der Stadt, 
die steigende Armut und insbesondere 
Altersarmut noch nicht einmal erwähn¬ 
te.“ Aber nicht nur in der sozialen Frage 
ist von Scholz nicht viel zu erwarten. 
Er wird als Finanzminister, so das Ko¬ 
alitionspapier, die Politik von Schäuble 
fortsetzen. 

Sein Agieren vor, während und 
nach dem G20-Gipfel in Hamburg im 
vergangenen Jahr sah so aus, dass es 
Polizeigewalt nach seiner Ansicht nicht 
gegeben hat. Trotz aller offensicht¬ 
lichen Erkenntnisse, selbst aus dem 
mehrheitlich von seiner SPD dominier¬ 
ten Untersuchungsausschuss beharrt er 
stur auf seiner Position. Als Hambur- 


Die SPD im Kabinett 

An Gabriels Stelle soll nun der Saarländer Heiko Maas (Jurist, 51 Jahre) Außen¬ 
ministerwerden. Der niedersächsische Bundestagsabgeordnete Hubertus Heil 
(Politologe, 45 Jahre), zwei Mal auch glückloser Generalsekretär der Partei, wird 
neuer Minister für Arbeit und Soziales, die bisherige Familienministerin Kata¬ 
rina Barley (Juristin,49) wechselt in das Bundesjustizministerium. Als neue Fa¬ 
milienministerin ist die bisherige Bezirksbürgermeisterin von Berlin-Neukölln, 
Franziska Giffey (Verwaltungsmanagement, Politologin, 39) vorgesehen. Neue 
Bundesumweltministerin wird die bisherige Generalsekretärin der nordrhein¬ 
westfälischen SPD Svenja Schulze (studierte Germanistin und Politologin, 49), 
die von 2010 bis 2017 Landesministerin für Innovation, Wissenschaft und For¬ 
schung war. Michelle-Jasmin Müntefering (Journalistin, 37), seit 2009 mit dem 
früheren SPD-Vorsitzenden Franz Müntefering verheiratet und seit 2013 Bun¬ 
destagsabgeordnete, soll Staatsministerin für internationale Kulturpolitik im 
Auswärtigen Amt werden und wird damit formal dem Kabinett unter Kanzlerin 
Merkel angehören. 


Millionen Kinder sind arm Gegen türkische Politik 

Der Skandal bleibt, die Regierung liefert nur Kosmetik Kurdische Organisationen protestieren 


Nur wenige Kinder in Deutschland 
litten unter „erheblichen materiellen 
Entbehrungen“, heißt es im fünften Ar- 
muts- und Reichtumsbericht der Bun¬ 
desregierung von 2017. So drückt sich 
die alte und auch die neue Regierung 
vor den offensichtlichen Fakten. Im¬ 
merhin zwei Millionen Kinder und Ju¬ 
gendliche beziehen Hartz IV. Experten 
gehen davon aus, dass 3 bis 3,5 Millio¬ 
nen Kinder in Familien leben, die we¬ 
niger als 60 Prozent des durchschnitt¬ 
lichen Nettoeinkommens zur Verfü¬ 
gung haben, also als arm gelten. Das 
Problem der Kinderarmut im reichen 
Deutschland ist seit Jahren bekannt. 
Der Koalitionsvertrag der neuen Bun¬ 
desregierung ist ein erneutes Armuts¬ 
zeugnis, weil er die Probleme nicht 
deutlich benennt und nur kosmetische 
Verbesserungen enthält. Insgesamt 
zwölf Milliarden Euro sollen in fami¬ 
lienpolitische Leistungen investiert 
werden: 3,5 Milliarden will der Bund 
für die Erhöhung des Kindergelds 
und des Kinderfreibetrags bereitstel¬ 
len, soll heißen, es werden sagenhafte 
25 Euro pro Kind mehr. Noch mal 3,5 
Milliarden gibt es für Ausbau und Ver¬ 
besserung des Angebots in Kinderta¬ 
gesstätten, bei einer Quote, die in den 
meisten Bundesländern noch immer 
weit unter 50 Prozent aller notwendi¬ 
ger Plätze liegt, reichen die Milliarden 
bei weitem nicht aus, um den tatsächli¬ 
chen Bedarf und Anspruch zu erfüllen. 
Eine Milliarde mehr soll für die Erhö¬ 
hung des Kinderzuschlags budgetiert 
werden, den bekommen Eltern, deren 
Einkommen nicht ausreicht, um den 
Lebensbedarf ihrer Kinder zu decken. 
Bei 3,5 Millionen Kindern, die in Ar¬ 
mut leben, reicht die Milliarde mehr 
für gerade mal 25 Euro mehr im Mo¬ 
nat pro Kind. 

Die Kosmetik der neuen Bundesre¬ 
gierung sieht man auch beim sogenann¬ 
ten „Bildungs- und Teilhabepakt“, hier 
stellt der Koalitionsvertrag in Aussicht, 
die Eigenbeteiligung für das Schulmit¬ 


tagessen für Geringverdiener soll weg¬ 
fallen, Förderunterricht sollen auch 
solche Kinder bekommen können, die 
nicht unmittelbar versetzungsgefährdet 
sind und auch der Zuschuss von der¬ 
zeit 100 Euro pro Jahr für Schulbücher, 
Hefte, Füller oder Ranzen soll erhöht 
werden. Bei durchschnittlich 250 Euro, 
die Eltern pro Schulkind jährlich aus 
ihrer Tasche zuzahlen, wird die noch 
nicht spezifizierte Erhöhung nicht kos¬ 
tendeckend sein. 

Richtig wäre die Einführung eines 
einheitlichen Existenzminimums für 
Kinder und Jugendliche. Ein Problem 
bleibt allerdings: Auch weiterhin ha¬ 
ben Hartz-IV-Empfänger nichts von 
der Erhöhung des staatlichen Kinder¬ 
gelds oder des Kinderfreibetrags, denn 
diese Erhöhungen werden sofort ange¬ 
rechnet, soll heißen, es ist ein Nullsum¬ 
menspiel für die Eltern. Richtungswei¬ 
send wäre neben der Nichtanrechnung, 
wenn Schulbücher, Förderunterricht 
oder der Besuch einer Kindertages¬ 
stätte kostenlos wären. Ebenfalls ein 
Schritt in die richtige Richtung wäre 
es, wenn das Gießkannenprinzip nicht 
weiter verfolgt würde und die generelle 
Ausschüttung von Kindergeld und Kin¬ 
derfreibetrag geändert würden zuguns¬ 
ten der Eltern und ihrer Kinder, die 
diese monatlichen Summen tatsäch¬ 
lich benötigen. Aber auch der mehr als 
Gutverdienende profitiert von diesen 
Leistungen, denn bei einem zu versteu¬ 
ernden Einkommen von rund 64 000 
Euro pro Jahr gilt die „Günstigkeits¬ 
prüfung“ und die Eltern können ihre 
Steuerlast deutlich senken. 

Mit der neuen Bundesregierung 
wird die Schere zwischen arm und 
reich immer weiter auseinandergehen, 
die Chancen für Kinder aus armen oder 
auch aus „normalen“ Arbeiter-Ange- 
stellten-Familien, eine Lebensplanung 
zu formulieren, die auch nur den Hauch 
von „Gerechtigkeit“ hätte, bleiben bei 
dieser Politik wenig rosig. 

Herbert Becker 


In Berlin haben am letzten Samstag 
tausende Menschen gegen den türki¬ 
schen Militäreinsatz in der nordsyri¬ 
schen Region Afrin demonstriert. Auf¬ 
gerufen zu der Kundgebung hatten 
kurdische Verbände sowie deutsche 
Organisationen und Parteienvertreter. 
Zu den Unterstützern des Aufrufs „Ge¬ 
meinsam gegen die türkischen Angriffe 
auf Afrin“ zählten der kurdische Dach¬ 
verband Navdem, aber auch Vertreter 
von Linkspartei und Gewerkschaften 
sowie einzelne Politiker von Grünen 
und SPD. Die Veranstalter sprachen 
von bis zu 20 000 Teilnehmern, wäh¬ 
rend die Polizei wie üblich von „meh¬ 
reren tausend Menschen“ sprach. Vie¬ 
le der Demonstranten schwenkten bei 
ihrem Marsch zum Brandenburger Tor 
Plakate und Fahnen, darunter auch 
immer wieder solche der kurdischen 
Volksverteidigungseinheiten YPG, ge¬ 
gen die die Türkei seit Januar in Afrin 
militärisch vorgeht. Kurdische Grup¬ 
pen in Deutschland demonstrieren 
seit Wochen gegen die militärischen 


Angriffe der Türkei auf das nordsyri¬ 
sche Kurdengebiet. Die YPG kämpft 
in Syrien gegen die Dschihadistenor- 
ganisation Islamischer Staat (IS). Die 
türkische Regierung sieht die YPG als 
Bedrohung und begründet den Einsatz 
mit den Verbindungen der YPG zur in 
der Türkei verbotenen Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK). Den Vorwurf ziviler 
Opfer weist Ankara zurück. Die Tür¬ 
kei lehnt auch eine Beachtung des vom 
UN-Sicherheitsrat beschlossenen Waf¬ 
fenstillstands für ganz Syrien ab. Für 
massive Kritik bei den Demonstran¬ 
ten sorgte am Samstag auch, dass bei 
der türkischen Offensive von Deutsch¬ 
land gelieferte Waffensysteme genutzt 
werden: „Was uns besonders ärgert und 
was besonders schlimm ist, ist, dass mit 
deutschen Waffen ein völkerrechtswid¬ 
riger Krieg geführt wird“, sagte Linken- 
Parteivize Tobias Pflüger bei der De¬ 
monstration. Zudem sei die Bundesre¬ 
gierung „bis heute nicht bereit, diesen 
Krieg klar zu verurteilen“. 

UZ 
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Gemeinnutz stärken 


Der „Berliner Schultisch“ kämpft gegen die Privatisierung der Schulen durch den rot-roten Senat 


Die UZ sprach mit Peter Neuhaus 
(DKP), Mitgründer des „Berliner 
Schultisches“. 

UZ: Der Berliner Senat hat die Berli¬ 
ner Schulgebäude und Grundstücke an 
eine private Gesellschaft übertragen. 
Wie kam es dazu und was erhofft er 
sich davon? 

Peter Neuhaus: Der Berliner Senat 
nennt das „Schulbauoffensive“. Mit ei¬ 
ner privaten GmbH für Neubau und 
Sanierung der Schulgebäude sollte die 
Schuldenbremse umgangen werden, 
die Berlin droht. Das Vorhaben muss¬ 
te der Senat aber schon wieder zurück¬ 
nehmen, da es ähnliche Präzedenzfälle 
gibt, bei denen das so nicht geklappt 
hat. Der neueste Stand ist, dass die 
Grundstücke und Gebäude an die lan¬ 
deseigene GmbH HOWOGE übertra¬ 
gen werden. HOWOGE ist bis jetzt nur 
im Mietwohnungsbereich tätig und soll 
jetzt die Schulbauoffensive überneh¬ 
men. Die landeseigene HOWOGE ist 
eine GmbH und eindeutig ein privat¬ 
rechtliches Konstrukt. 

UZ: Was ist eure Kritik an der HOW¬ 
OGE? 

Peter Neuhaus: Wir haben in Berlin 
mit der landeseigenen gemeinnützigen 
Gesellschaft für Wohnwesen (GSW) er¬ 
lebt, dass bis zu 70 000 Wohnungen pri¬ 
vatisiert wurden. Über Umwege ist ein 
großer Teil der Wohnungen jetzt in der, 
von der Deutschen Bank gegründeten, 
Deutsche Wohnen SE gelandet. Das be¬ 
deutet für die Mieter Verschlechterun¬ 
gen und Mieterhöhungen. Die neuen 
Vermieter versuchen so viel wie mög¬ 
lich Profit rauszuschlagen. Mit Gemein¬ 
nutz hat das wirklich nichts mehr zu tun. 

Das ist auch unsere Sorge mit der 
HOWOGE, wenn die Schulgebäu¬ 
de und Schulgrundstücke privatisiert 


werden. Über Kredite, die dann fällig 
sind für Bau und Sanierung, gelangen 
sie dann in den Besitz der Banken. Des 
Weiteren müssen die Bezirke die Schu¬ 
len von der GmbH zurück mieten. Das 
heißt, das wird teurer für die Bezirke 
und ihre Einflussnahme schwindet. 
Schlimmstenfalls kann man sich das so 
vorstellen, dass dann McDonalds das 
Frühstück macht und Bundeswehrwer¬ 
bung an den Wänden hängt. 



Peter Neuhaus 


Deswegen haben wir den „Berliner 
Schultisch“ gegründet. Wir wollen mit 
dieser Volksinitiative eine Öffentlich¬ 
keit erstellen. Der rot-rote Senat (SPD 
und Die Linke, Anm.d.R.) winkt das 
sonst still und heimlich durch. 

UZ: Wie bringt ihr euer Anliegen in die 
Öffentlichkeit? 

Peter Neuhaus: Zum einen haben 
wir die GEW Berlin und prominente 
Künstler wie Konstantin Wecker und 
Max Uthoff von der TV-Kabarettsen- 


dung „Die Anstalt“ und ähnliche als 
Unterstützer. Zum anderen sind wir 
ganz klassisch mit den Klemmbrettern 
unterwegs. Bei politischen Veranstal¬ 
tungen oder Kulturveranstaltungen 
sammeln wir Unterschriften, aber auch 
direkt vor den Kitas und Schulen, die 
betroffen sind. Wir sprechen Elternbei¬ 
räte an und legen unsere Flyer in Ca¬ 
fes aus. 

Ich persönlich bin Mitgründer des 
Schultisches. Meine Parteigruppe, die 
DKP Kreuzberg/Friedrichshain, ist von 
Anfang an mit dabei und es macht uns 
sehr viel Spaß, weil wir da auch das ver¬ 
binden können, was wir uns vorgenom¬ 
men haben. Wir wollten die Themen 
Aufrüstung und Privatisierung im öf¬ 
fentlichen Bereich in den Vordergrund 
stellen. Wir wollen für den Bürger 
transparent machen, dass das Geld für 
die Aufrüstung dann im öffentlichen 
Bereich gespart wird. Den Zusam¬ 
menhang versuchen wir darzustellen 
und das kriegen wir, glaube ich, ganz 
gut hin bei den Unterschriftensamm¬ 
lungen. Gerade bringen wir zusammen 
mit der SDAJ die zweite Wandzeitung 
heraus. 

UZ: Gibt es Widerstand in der Links¬ 
partei in Berlin, die sagen, wir müssen 
doch was machen? 

Peter Neuhaus: Viele unserer Mitbür¬ 
gerinnen im Kiez hatten durch den 
erneuten Eintritt der Linkspartei die 
Hoffnung, dass sich was im Sinne ih¬ 
rer Interessen ändert. Die sind jetzt 
enttäuscht, das gibt uns als DKP aber 
auch die Möglichkeit zu zeigen, dass 
eine Stimme für die DKP nicht um¬ 
sonst ist, weil wir auch nach der Wahl 
zu unseren Inhalten stehen. 

Der größte Erfolg der Initiative bis 
jetzt und auch unserer Arbeit als Grup¬ 
pe vor Ort ist, dass wir zwei Bezirke 
von der Linkspartei tatsächlich dafür 


gewinnen konnten. Das ist „Die Linke“ 
Neukölln und „Die Linke“ Tempelhof/ 
Schöneberg, die sich offiziell als Unter¬ 
stützer des „Berliner Schultisches“ ge¬ 
outet und Anträge an den Landesver¬ 
band gestellt haben. Leider unterlagen 
sie bei der letzten Landesmitglieder¬ 
versammlung. Die Berliner Führung 
der Linkspartei hatte wirklich Druck 
gemacht. Mittlerweile aber haben die 
ein Problem. Wenn wir Unterschriften 
sammeln, dann hören wir immer wie¬ 
der von Linkspartei-Wählern, die dann 
sagen: Das hätten wir von denen nicht 
gedacht, dass sie den gleichen Fehler 
wieder machen. 

UZ: Konntet ihr für die Volksinitiative 
aus den Erfahrungen mit dem Berliner 
Wassertisch profitieren? 

Peter Neuhaus: Der Berliner Wasser¬ 
tisch hat geschafft, dass die Privatisie¬ 


rung der Wasserbetriebe zurückge¬ 
nommen und rekommunalisiert wur¬ 
den. Aus diesem Umfeld heraus hat 
sich der Schultisch gegründet. Viele 
Menschen sind dabei, die die Erfah¬ 
rungen haben, schon einmal erfolg¬ 
reich gegen den Senat Widerstand 
geleistet zu haben. Mit diesem Erfolg 
im Rücken sind die Hoffnungen groß 
und nicht unbegründet, auch diese 
Sache erfolgreich zu beenden. Es ist 
aber schwieriger, weil es diesmal kein 
Volksbegehren ist, sondern die Vorstu¬ 
fe dazu, die Volksinitiative. Es gab Dis¬ 
kussionen, gleich mit dem Volksbegeh¬ 
ren zu starten. Aber die Runde war am 
Anfang noch zu klein und es war noch 
sehr nebulös, was der Senat plant. Jetzt 
ist die Sache konkret und was wir nach 
der Etappe mit der Volksinitiative ma¬ 
chen, müssen wir sehen, denn das än¬ 
dert sich fast wöchentlich. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 



Auch die „berühmt-berüchtigte“ Rütli-Schule in Berlin-Neukölln soll an 
HOWOGE gehen. 


ln kaputten Räumen Geschäftsfeld Schule 

Lernen unter unmöglichen Bedingungen Mit viel Geld in die falsche Richtung steuern 



So stellen es sich die Entscheider in der Politik vor. 
Die Realität an deutschen Schulen sieht aber ganz 
anders aus. 


In Kassel haben wir, wie in den meisten 
Großstädten Deutschlands, einen sehr 
hohen Sanierungsstau an den Schulge¬ 
bäuden. In Kassel liegt er mittlerwei¬ 
le bei 144 Millionen Euro und wächst 
schneller als er abgebaut wird. Die¬ 
ser Zustand, bedingt durch den Man¬ 
gel an Investitionsmitteln, wirkt sich 
natürlich immens auf unseren Schul¬ 
alltag aus. Gerade an Schulen in ein¬ 
kommensschwachen Stadtteilen, wie in 
Kassel-Waldau an der Offenen Schule 
Waldau, sind die Ausmaße des Mangels 
zu spüren. 

Stinkende, gammelige Toiletten 
ohne jegliche Hygiene, schimmelnde 
Wände und Sporthallen, kaputte, un¬ 
dichte Decken und veraltete Materia¬ 
lien; all das hat Kassels Schullandschaft 
und auch unsere Schule zu bieten. Zu 
den undichten Decken, die es nötig ma¬ 
chen, Eimer in die Gänge zu stellen, 
muss man jedoch sagen, dass die Stadt 
eingegriffen hat und dabei ist, die De¬ 
cken zu erneuern. Ob das so viel Sinn 
macht, wo es doch nötig gewesen wäre, 
gleich das ganze Gebäude zu sanieren, 
kann uns die Stadtverwaltung leider 
nicht sagen. 

Neben den kaputten Decken, die 
durch die hohe Luftfeuchtigkeit eine 
zum Lernen sehr unangenehme Art 
verursachen, gibt es noch den 40 Jah¬ 
re alten Naturwissenschaftstrakt an 
der Offenen Schule Waldau. Dieser ist 
auch schon seit mindestens zwei Deka¬ 
den Thema an der Schule und in der 
Schülervertretung. Diese hat sich stets 
für eine Erneuerung der Naturwissen¬ 
schaftsräume eingesetzt, wird von der 
Stadt jedoch seit Jahren hingehalten, 
indem die geplante Sanierung immer 
ins letzte Jahr eines Mehrjahresplans 
verschoben wird. Im Moment steht die 
Sanierung der Fachräume für 2020 auf 
dem Plan, worauf man sich aufgrund 


des vergangenen Vorgehens leider 
kaum verlassen kann. 

In den Naturwissenschaftsräumen 
findet man vollgeschmierte Tische, 
zu wenige und teilweise auch kaput¬ 
te Hocker, vollgestopfte Wasser- und 
Gashähne, alte Abzugshauben und 
darüber sogar einen Sticker vom Fes¬ 
tival der Jugend 1984 (bundesweites 
SDAJ-Festival, das nächste findet an 
Pfingsten 2019 statt, Anm.d.Red.). Na’ 
wenn das mal nicht historisch ist. Was 
unseren Unterricht daneben jedoch 
am meisten einschränkt, sind die prä¬ 
historischen Gerätschaften und Phy¬ 
siksammlungen, die einem Fundbüro 
oder schlichtweg einem Schrotthaufen 
ähneln. Diese Umstände führen prak¬ 
tisch nämlich dazu, dass z.B. der Che¬ 
mieunterricht nicht mehr aus eigenem 
Experimentieren und dadurch Verste¬ 
hen besteht, sondern daraus, dem Leh¬ 
rer bei den Versuchen zuzuschauen, 
was selbstverständlich zu einem viel 
schlechteren Verständnis beiträgt. 

Im Deutschunterricht muss ich 
mich mit dreiunddreißig anderen 
Schülern und Schülerinnen in einen 
Raum quetschen, der nur für 24 Per¬ 
sonen ausgelegt ist. Auch die digitale 
Ausstattung lässt zu wünschen übrig. 
Wenn das Schulinternet langsamer ist, 
als das deines Handys, haben die su¬ 
perneuen Smartboards auch nur den 
Nutzen von superalten Overheadpro¬ 
jektoren. Klasse ist auch, dass in der ge¬ 
samten Schule mit rund 900 Schülern 
und Schülerinnen nur knapp zehn Bea- 
mer vorhanden sind. Wir wurden bis ins 
10. Schuljahr dazu verdonnert, Plakate 
aus Pappe zu gestalten, was uns in unse¬ 
rem weiteren Berufsleben wahrschein¬ 
lich nie wieder begegnen wird. All das 
trägt dazu bei, dass Schule kein Ort ist, 
an den man gerne geht. 

David Bösl 


Schon die letzte Regie¬ 
rungskoalition hatte sich 
unter dem Schlagwort „Di¬ 
gitalisierung“ alles Mög¬ 
liche an Wünschen und 
Planungen aufgeschrie¬ 
ben. Umgesetzt wurde fast 
nichts, für den gesamten Be¬ 
reich „Schule-Hochschule- 
Berufsbildung“ lag seit 2016 
eine Regierungserklärung 
vor, seitdem sollten bereits 
Milliarden in konkreten 
Maßnahmen ausgegeben 
werden. Jetzt steht im neu¬ 
en Koalitionspapier fast wörtlich der 
gleiche Text. Auf den geplanten „Digi¬ 
talpakt Schule“ will die neue Große Ko¬ 
alition besonders stolz sein: Fünf Mil¬ 
liarden Euro sollen dafür sorgen, dass 
Deutschlands Schulen endlich im digita¬ 
len Zeitalter ankommen. Die nötige Be¬ 
gleitmusik liefern die üblichen Verdäch¬ 
tigen, also wie immer die Bertelsmann- 
Stiftung, die sogar meint, es gäbe einen 
Finanzierungsbedarf von 2,8 Milliarden 
Euro pro Jahr. 

Die regierungseigene Experten¬ 
kommission „Forschung und Ent¬ 
wicklung“ (EFI) legt jetzt nach und 
behauptet, die fünf Milliarden - auch 
noch verteilt über fünf Jahre - wären 
viel zu wenig. Weitere Milliarden sol¬ 
len nach dem Koalitionsvertrag Länder 
und Kommunen stemmen. „Wir sind 
jetzt schon digitaler Nachzügler, weil 
die Politik bisher viel zu langsam in der 
Umsetzung war. Die Digitalisierung - 
ganz breit gefasst - ist zur Achillesferse 
des Standorts Deutschland geworden.“ 
Deshalb müsse der Digitalpakt Schule 
dringend umgesetzt und „in der Haus¬ 
haltsplanung bevorzugt berücksichtigt 
werden“, heißt es in dem Gutachten. 
Inhaltlich empfehlen die Innovations¬ 
forscher Vollgas von klein auf: Digitale 


Schlüsselkompetenzen sollten bereits 
in der Grundschule flächendeckend 
unterrichtet werden. Als Vorbild soll 
man sich an Großbritannien orientie¬ 
ren, wo das Fach Computing bereits 
ab der Grundschule auf dem Lehrplan 
steht. Unterstützt werde das neue Fach 
auf der Insel durch Firmen wie Google, 
die Bedarf an technisch ausgebildetem 
Nachwuchs haben. Zudem fördere die 
britische Luftwaffe programmierba¬ 
re Lego-Roboter, die BBC verteilt an 
Schulen sogenannte Micro-Bit-Com- 
puter, finanziert von der Barclays Bank 
und Samsung. 

Völlig unreflektiert werden solche 
Vorstellungen propagiert, mit den Er¬ 
kenntnissen von Pädagogen und Bil¬ 
dungsforschern haben sie nichts ge¬ 
mein. Aus allen Langfrist-Studien wie 
z.B. PISA geht hervor, dass nicht die An¬ 
eignung von Fertigkeiten, das sture An¬ 
wenden von Partikularfähigkeiten und 
das Beherrschen von Multiple-Choice- 
Rastern tatsächliche Lernerfolge zeitigt, 
sondern Kompetenzen wie soziales Ver¬ 
ständnis, Kommunikation und Empathie 
die jungen Menschen auszeichnen sollen. 
Gerade die Erfahrungen in den skandi¬ 
navischen Ländern, die darauf großen 
Wert legen und Technologien als Ler¬ 


nen mit Werkzeugen verstehen, sollten 
im Vordergrund stehen. 

Die Absichten des Regierungspro¬ 
gramms sind natürlich an den Interes¬ 
sen der Hard- und Software-Produzen¬ 
ten orientiert, es wird über technische 
Ausstattungen geredet und über angeb¬ 
lich fehlende Lehrpläne nachgedacht. 
Es sollen dringend weit mehr Lehrer in 
Computerkunde aus- und weitergebil¬ 
det werden. Weil das aber Jahre dauert, 
fordern die EFI und der Bertelsmann- 
Konzern, „kurzfristig müssen die Schu¬ 
len auch die Türen öffnen können für 
kompetente und engagierte Quereinstei¬ 
ger. Das kann ja auch in Teilzeit gesche¬ 
hen.“ Daneben müsse die Berufsschule 
endlich fit werden für die digitale Welt, 
es gehe nicht nur um neue Berufsbilder, 
es müssten „IT-Kenntnisse in jeder Be¬ 
rufsausbildung verankert werden“. „Po¬ 
tenziell problematisch“ sei allerdings die 
mangelnde Abstimmung mit den Betrie¬ 
ben: Nach einer Umfrage des Bundes¬ 
instituts für Berufsbildung (BIBB) ga¬ 
ben lediglich knapp 15 Prozent der Azu¬ 
bis in IT-Berufen an, das, was sie an der 
Berufsschule lernten, passe gut zu den 
Anforderungen in ihren Betrieben. Ge¬ 
fordert sind schließlich auch die Hoch¬ 
schulen: Sie müssten über alle Diszipli¬ 
nen hinweg Programmierkompetenzen 
und Kenntnisse der Software- und Web- 
Entwicklung sowie Daten Wissenschaften 
und Methoden des maschinellen Lernens 
vermitteln. Merkels Berater rufen Bund 
und Länder auf, hier die neuen Möglich¬ 
keiten des Grundgesetzartikels 91b aktiv 
zu nutzen, um in einer gemeinsamen An¬ 
strengung geeignete Best-Practice-An¬ 
sätze umzusetzen. Soll heißen, das Ko¬ 
operationsverbot zwischen Bund und 
Ländern endlich aufzuheben und die 
Pläne für ÖPP und PPP in großem Stil 
zum alltäglichen Handeln zu machen. 

Herbert Becker 
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Einladung zum Hamburger 

Zum geplanten Treffen Kim Jong-uns mit Donald Trump 



Kim Jong-un nimmt einen Brief von Südkoreas Präsident Moon Jae-in zu weiteren Friedensgesprächen in Empfang 


M an kann nicht gerade behaup¬ 
ten, dass die große Begeiste¬ 
rung ausgebrochen ist. „Es 
könnte der Super-GAU drohen: Krieg 
zum Zwecke der Gesichtswahrung“ 
argwöhnt der „Focus“ „Kim hat die 
Manege gebaut - Trump lässt sich hin¬ 
einführen“ moniert die „Süddeutsche 
Zeitung“ „Weiß Trump, worauf er sich 
eingelassen hat?“ fragt uns die „FAZ‘.‘ 
Das überraschende Treffen zwischen 
Donald Trump und Kim Jong-un geht 
nicht nur den deutschen Mainstream- 
Medien ganz offensichtlich gegen den 
Strich. „Was zur Hölle ist falsch daran 
zu reden?‘‘hatte der künftige US-Präsi- 
dent schon 2016 zu einem Treffen („auf 
einen Hamburger“) mit dem Führer der 
Koreanischen Demokratischen Volks¬ 
republik (KDVR) gesagt. Und sich 
schon damals den Argwohn der US- 
Kriegsfalken zugezogen. 

Unbotmäßigen Sklavenvölkern 
droht man mit Vernichtung. Und wenn 
das nicht hilft, realisiert man die Dro¬ 
hung. Diese brutale Herrschaftsdok¬ 
trin ist so alt wie der Imperialismus. Die 
USA haben sich seit ihrer Existenz an 
diese Maxime gehalten und eine breite 
Blutspur durch zwei Jahrhunderte ge¬ 
zogen. Und nun will Trump mit Kim re¬ 
den. Unglaublich. Ähnliches hatte der 
US-Präsident in spe ja auch schon für 
Wladimir Putin vorgeschlagen. Aber 
dann kam „Russia-Gate“. Es wird bis 
heute vom geheimdienstlich-militä¬ 
risch-industriellen Komplex in trauter 
Zusammenarbeit mit den Mainstream- 
Medien am Kochen gehalten, als sei 
schon allein das Gespräch mit der rus¬ 
sischen Seite ein Hochverrat. Durchaus 
mit gewissem Erfolg. Russland und die 
VR China gelten nun als „revisionisti¬ 
sche“ Staaten, welche die bestehende 
Ordnung, die Vorherrschaft des US- 
Imperiums, „revidieren“ wollen. 

Die KDVR war seit jeher der stali- 
nistische Paria-Staat. Seit sie auf Geor¬ 
ge W. Bushs „Achse des Bösen“ gelan¬ 
det war suchte die Führung in Pjöng¬ 
jang ihr Heil in einer raschen atomaren 


Rüstung und der Entwicklung weitrei¬ 
chender Trägermittel. Ein ungeheurer 
Kraftakt. Die US-Führung hielt dage¬ 
gen mit drakonischen Sanktionen und 
einer gigantischen militärischen Droh¬ 
kulisse bis hin zur Ankündigung der 
„totalen Zerstörung“, um Pjöngjang in 
die Knie zu zwingen. Bislang ohne Er- 
folg. 

Auf der Basis des erreichten nukle¬ 
aren Abschreckungspotentials hat Kim 
Jong-un nun seine diplomatische Olym¬ 
pia-Offensive gestartet. Die akzeptier¬ 
te Einladung an Trump kann durchaus 
als Erfolg Pjöngjangs gelten. Wer redet, 
schießt nicht. Jedenfalls nicht so schnell. 
Die Führung der KDVR hat offenbar 
zugesagt, für die Dauer der Verhand¬ 
lungen keine weiteren Raketentests zu 
veranstalten und, wie Trump twitterte, 
die Denuklearisierung der Halbinsel in 
Aussicht gestellt. Letzteres gegen ent¬ 
sprechende Sicherheitsgarantien, ver¬ 
steht sich. Sogar von einem Friedens¬ 
vertrag ist nun die Rede. Die wegen der 
Olympischen Spiele verschobenen US- 
amerikanisch-südkoreanischen Groß¬ 
manöver sollen allerdings stattfinden. 

Die Denuklearisierung der korea¬ 
nischen Halbinsel ist ein altes Ziel, das 
schon in einer gemeinsamen Erklärung 
von Nord- und Süd-Korea aus dem Jah¬ 
re 1992 festgeschrieben ist. Die Frage 
ist, was genau man darunter versteht. 
Immerhin ist die - atombewaffnete - 
Streitmacht des US-Imperiums seit 
den 1950er Jahren in Südkorea mehr 
als präsent. Ihr Potential wird massiv 
aufgerüstet. Südkorea befindet sich 
unter dem „atomaren Schirm“ des Im¬ 
periums. Ohne ihren Abzug kann von 
wirklicher Denuklearisirung der Halb¬ 
insel keine Rede sein. Das ist natürlich 
nicht die Sicht des „Freien Westens“. 
Für seine Propagandisten hat der „Irre 
von Pjöngjang“ abzurüsten und sonst 
niemand. 

Die große Sorge in den „freien Me¬ 
dien“ lautet, Kim könnte den tumben 
Trump in eine Lage bringen, in der 
der Druck auf die KDVR nicht mehr 


in dieser Form aufrecht zu halten ist. 
Der Rangunterschied zwischen Im¬ 
perium und Paria-Staat verschwindet. 
Der geplante innerkoreanische Gipfel 
im April in Panmunjom, das Treffen im 
Mai mit Trump werten den nordkore¬ 
anischen Führer international auf, ob 
man das möchte oder nicht. Es ist eine 
höchstrangige De-facto-Anerkennung 
durch das Imperium. Kim, so der Geo- 
strategie-Think-Tank „Stratfor“, hat 
Trump in eine Lage gebracht, wo er 
sich bewegen muss. Wo ein schlechter 
Deal besser aussieht als gar keiner. Das 
ist natürlich ungüstig, wenn man lieber 
auf ultimativen Forderungen beharren 
möchte. 

Kim könnte, so die Befürchtungen, 
seinerseits im Mai eine Reihe unange¬ 


nehmer Forderungen an die USA un¬ 
terbreiten. Sicherheitsgarantien, Trup¬ 
penabzug aus dem Süden, Abbau der 
Sanktionen und ähnliches mehr. Da 
mehr als zweifelhaft ist, ob das Impe¬ 
rium diesen Preis wird zahlen wollen, 
stünde Trump mit leeren Händen da 
und der Propagandaerfolg bliebe bei 
Kim. 

Während vor allem Japan sich als 
Hardliner im Korea-Konflikt hervorge¬ 
tan hat, begrüßte die VR China ebenso 
wie Russland die Gesprächs-Initiative 
von Kim Jong-un. Beide Staaten un¬ 
terstützen die Forderung nach einer 
Denuklearisierung der Halbinsel. Sie 
unterstützen aber auch die nordkore¬ 
anische Forderung nach Absicherung 
ihrer Sicherheitsinteressen. Die kon¬ 


kreten Sanktionsmaßnahmen Chinas 
gegen die KDVR waren daher nie so, 
wie sie vom Imperium gewünscht wa¬ 
ren. Peking will die vollständige Isolie¬ 
rung und auf jeden Fall den Kollaps der 
KDVR verhindern. Ein stabiles, lang¬ 
fristig „modernisiertes“, pekingorien¬ 
tiertes Nordkorea dürfte viel eher zu 
Xi Jinpings weitreichenden Zukunfts¬ 
plänen passen als ein weiterer höriger 
US-Vasall, noch dazu an seiner sensib¬ 
len Nordgrenze. Wladimir Putins Per¬ 
spektive dürfte eine nur graduell ande¬ 
re sein. Der Korea-Krieg 1950-53 war 
der militärische Einstieg in den Kal¬ 
ten Krieg. Es wäre zu hoffen, dass dem 
Land eine Neuauflage dieser Katastro¬ 
phe erspart bleibt. 

Klaus Wagener 


Aufrüstung statt Aufbau Hauptziel Migrantenabwehr 

USA und Deutschland wollen irakische Armee stärken Deutschland stockt Truppen in Mali auf - Saudi-Arabiens Einfluss gestärkt 


Seit die USA im Jahr 2003 den Irak über¬ 
fielen, ist das Land permanent im Krieg. 
Die Luftangriffe der USA halfen der ira¬ 
kischen Armee und schiitischen Milizen, 
den IS zu vertreiben. Im Dezember 2017 
erklärte der irakische Premierminister 
Abadi den Krieg gegen den IS für been¬ 
det. Doch nach wie vor gibt es Einheiten 
des IS, die Türkei kämpft im Norden des 
Landes - der Krieg geht weiter. 

Sechs Millionen Menschen wurden 
während des Krieges gegen den IS aus 
ihren Wohngebieten vertrieben. Die 
Mehrheit von ihnen ist nach dem Ende 
des IS zurückgekehrt - in zerstörte Städ¬ 
te. Die Bombenangriffe der USA haben 
die Städte im Kriegsgebiet in Schutt und 
Asche gelegt. Weitgehend zerstört wurde 
beispielsweise Mossul, aber auch Ramadi. 
Das Land braucht 90 Milliarden Dollar für 
den Wiederaufbau, schätzt die Weltbank. 
Allein der Wiederaufbau von Wohnge¬ 
bäuden würde 17 Milliarden Dollar kos¬ 
ten. Eine Geberkonferenz in Kuwait im 
Februar erbrachte jedoch nur Zusagen für 
ein Drittel der benötigten Summe. Und ob 
den Zusagen tatsächlich Zahlungen fol¬ 
gen ist noch eine ganz andere Frage. 

Der Sieg über den IS wird weithin 
als gemeinsamer Sieg des Irak betrach¬ 
tet - und des Ministerpräsidenten Aba¬ 
di. Doch gibt es nach wie vor Klüfte zwi¬ 
schen und innerhalb der religiösen Grup¬ 
pen. Und zusätzlich ist der Irak Teil des 
Konflikts zwischen den USA und deren 
Verbündeten und dem Iran. Der jetzige 
Ministerpräsident Haidar al-Abadi konn¬ 
te mit dem erfolgreichen Kampf gegen 
den IS an Reputation gewinnen. Er trifft 
in seiner eigenen Partei auf Widerstand, 
der von seinem Vorgänger Maliki aus¬ 
geht, wird aber von den USA hofiert, sie 
betrachten ihn als Verbündeten. 


Schiitische Milizen, die vom Iran un¬ 
terstützt werden, haben eine bedeutende 
Rolle im irakischen Machtgefüge. Doch 
der Einfluss des Iran geht weit darü¬ 
ber hinaus. Güter des täglichen Bedarfs 
kommen aus dem Iran, ebenso Bauma¬ 
terialien und selbst die Drogen, die die 
Jugend konsumiert, kommen mit großer 
Wahrscheinlichkeit aus den Labors in 
Teheran. 

Die USA und ihre Verbündeten wol¬ 
len die Regierung Abadi stärken, um dem 
iranischen Einfluss entgegen zu wirken. 
Dies geschieht nicht nur über den Aufbau 
der zerstörten Infrastruktur und Wirt¬ 
schaft. Vielmehr soll in erster Linie die 
irakische Armee gestärkt werden. Auch 
die Bundeswehr beteiligt sich voraus¬ 
sichtlich ab April mit bis zu 800 Solda¬ 
ten an diesem Projekt. Die schiitischen 
Milizen sollen von Trainingsmaßnahmen 
ausgeschlossen sein, schließlich stehen 
gerade sie für den iranischen Einfluss im 
Irak. Doch ist eine solche Trennung für 
die Bundeswehr schwierig geworden, seit 
die „Populär Mobilization Forces“ (PMF) 
gemeinsam mit der Armee wieder gegen 
die Reste des IS kämpfen. Und seit Aba¬ 
di die PMF per Dekret in die irakische 
Armee aufgenommen hat - mit gleichen 
Rechten wie alle anderen Einheiten der 
Armee, was den Zugang zu Militärschu¬ 
len betrifft. 

Das Bundeswehrmandat ist vorerst 
zeitlich begrenzt. Im Mai stehen Wahlen 
im Irak an und es ist ungewiss, wer den 
größeren Einfluss erreichen wird: Aba¬ 
di, sein parteiinterner Gegner Maliki, die 
Vertreter der schiitischen Milizen oder 
die Partei des schiitischen Geistlichen al- 
Sadr, die Unterstützung bei den ärmeren 
Schichten des Irak findet. 

Manfred Ziegler 


Der Einsatz von Streitkräften eini¬ 
ger EU-Staaten in Mali, den die Bun¬ 
desregierung nun mit ihrer jüngsten 
Truppenaufstockung stärkt, geht mitt¬ 
lerweile in sein sechstes Jahr. Begon¬ 
nen hat er Anfang 2013 mit einem 
französischen Kampfeinsatz gegen 
Dschihadisten („Operation Serval“), 
der inzwischen als „Operation Bark¬ 
hane“ mit rund 4 000 Soldaten weiter¬ 
geführt wird. Die EU hat damals ihre 
EU Training Mission (EUTM) Mali 
gestartet, um die malischen Streitkräf¬ 
te für eine eigenständige Kriegsfüh¬ 
rung gegen Dschihadisten und sons¬ 
tige Milizen im Sahel auszubilden; 
damit sind heute rund 570 Militärs be¬ 
fasst, darunter 160 deutsche. Um den 
Norden des Landes nach dem - vor¬ 
läufigen - Sieg über die Dschihadis¬ 
ten in 2013 zu stabilisieren, ist dort im 
Namen der UNO die Blauhelmtruppe 
MINUSMA (Mission multidimensio¬ 
neile integree des Nations Unis pour 
la Stabilisation au Mali) stationiert 
worden, sie umfasst derzeit gut 13 000 
Soldaten und Polizisten, darunter in 
Zukunft bis zu 1 100 deutsche Mili¬ 
tärs. Hinzu kommen zwei EU-Polizei- 
einsätze und rund 800 US-Soldaten, 
die unter nationalem Kommando im 
Niger operieren. Das gewaltige mili¬ 
tärische Dispositiv wird aktuell um 
eine afrikanische Sahel-Truppe („G5 
Sahel“) ergänzt. 

N ichtr egier ungs organis ationen 
im Sahel üben längst scharfe Kritik 
an der Militarisierung der Region, 
die von der EU mit Macht vorange¬ 
trieben wird. „Die Errichtung von 
Militärbasen in der Sahelzone durch 
Frankreich, Deutschland oder Italien 
wird in der Bevölkerung sehr negativ 


wahrgenommen“, wird der General¬ 
sekretär der Association Alternati¬ 
ve Espaces Citoyens (AEC) aus dem 
Niger, Moussa Tchangari, zitiert: Die 
fortdauernden „Anschläge bewaffne¬ 
ter Gruppen gegen die Zivilbevölke¬ 
rung mit vielen Toten“ belegten, dass 
das Militär „die Menschen hier nicht 
vor dem Terror“ schütze. Amadou 
M‘Bow, Generalsekretär der Asso¬ 
ciation Mauritanienne des Droits de 
1‘Homme (AMDH), urteilt, der mas¬ 
sive Truppenaufmarsch im Sahel zie¬ 
le ohnehin „in erster Linie“ darauf ab, 
„die Migration von Afrika nach Euro¬ 
pa einzudämmen“. 

Tatsächlich ist die Abwehr von 
Migranten neben dem Kampf gegen 
dschihadistische Milizen das Haupt¬ 
ziel insbesondere der Eingreiftruppe 
„G5 Sahel“, deren Aufbau aktuell von 
Berlin und Paris vorangetrieben wird. 
Die Truppe soll sieben Bataillone von 
jeweils 550 Soldaten und 100 Polizis¬ 
ten umfassen und im gesamten Sa¬ 
hel eingesetzt werden. Perspektivisch 
soll sie die französische „Operation 
Barkhane“ entlasten und womöglich 
deren Abzug ermöglichen: Afrikani¬ 
sche Einheiten sind erheblich billiger 
als europäische, Todesopfer unter af¬ 
rikanischen Truppen verursachen in 
Europa auch auf lange Sicht keinen 
Unmut in der Öffentlichkeit. Um die 
Finanzierung der Eingreiftruppe si¬ 
cherzustellen, ist im Februar in Brüs¬ 
sel eine Geberkonferenz abgehalten 
worden; 100 Millionen Euro kommen 
von der EU, 60 Millionen US-Dollar 
von denVereinigten Staaten, 100 Mil¬ 
lionen US-Dollar von Saudi-Arabien, 
30 weitere Millionen von den Verei¬ 
nigten Arabischen Emiraten. Einzel¬ 


ne EU-Staaten steuern weitere Milli¬ 
onenbeträge bei. 

Dabei droht der neue Einfluss Sau¬ 
di-Arabiens auf die Region, der mit 
der Beteiligung an der „G5 Sahel“-Fi- 
nanzierung verbunden ist, die Span¬ 
nungen dort noch weiter anzuheizen. 
Schon vor Jahren sind geleakte E- 
Mails bekannt geworden, aus denen 
hervorgeht, dass Riad die schiitische 
Minderheit in Mali - sie wird auf ma¬ 
ximal 10 000 Familien geschätzt, wäh¬ 
rend 95 Prozent der Bevölkerung der 
sunnitischen Glaubensrichtung des 
Islam angehören - als strategischen 
Gegner betrachtet, weil sie punktuell 
Unterstützung aus Iran erhält. Irani¬ 
sche Einrichtungen finanzieren für die 
Minderheit in Mali zehn bis fünfzehn 
Schulen. Saudische Diplomaten dran¬ 
gen demnach schon 2009 darauf, den 
eigenen Einfluss in dem Land durch 
die Finanzierung weiterer Schulen, 
Moscheen und sonstiger Einrichtun¬ 
gen auszubauen und für sie gezielt um 
Anhänger zu werben. Saudi-Arabien 
hat bereits mit seinen bisherigen Ein¬ 
richtungen in Mali gezielt den - histo¬ 
risch dort unbekannten - Salafismus 
gestärkt; salafistisch-dschihadistische 
Milizen lösten 2012 mit der Erobe¬ 
rung weiter Teile Nordmalis den an¬ 
haltenden und zuletzt immer stärker 
eskalierenden bewaffneten Konflikt 
im Sahel aus. Für Formen der Radi¬ 
kalisierung, zu denen die saudische 
Mission in der Lage ist, finden sich 
Beispiele in den salafistischen Spek¬ 
tren etwa Syriens, historisch im Auf¬ 
bau dschihadistischer Strukturen im 
Afghanistan der 1980er Jahre. Die Fol¬ 
gen sind allgemein bekannt. 

www.german-foreign-policy.com/UZ 
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Schwarz-Blau gegen gesetzliche 
Interessenvertretungen 

Angriffe auf die Arbeiter- und Wirtschaftskammern 


I n Österreich hat die ÖVP-FPÖ-Regie- 
rung die Kürzung der Arbeitsmarkt¬ 
förderung um 600 Millionen Euro be¬ 
schlossen. Das trifft die Abschaffung der 
„Beschäftigungsaktion 20000“ für älte¬ 
re sowie andere Programme für Lang¬ 
zeitarbeitslose, Jugendliche und Ge¬ 
flüchtete. Eine Kürzung um 30 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr sei geradezu ein 
„Kahlschlag“ hatte der Präsident der 
Arbeiterkammer (AK), Rudolf Kaske, 
kritisiert. Von den geplanten Kürzungen 
werden auch die in der Erwachsenen¬ 
bildung tätigen Beschäftigten betroffen 
sein. In der Branche arbeiten etwa 12 
000 Personen, davon zwei Drittel für 
das „Arbeitsmarktservice“ (BA). Ge¬ 
plant ist auch die Abschaffung der Not¬ 
standshilfe für Arbeitslose und die Ein¬ 
führung einer österreichischen Varian¬ 
te von Hartz IV, die Abschaffung des 
Arbeitslosenversicherungsbeitrags für 
die 800 000 Beschäftigten, die so wenig 
verdienen, dass sie keine Lohnsteuer 
zahlen müssen. Vermutlich ein Einstieg 
für weitere Schleifungen von Arbeiter¬ 
rechten. 

Die Kürzung der Arbeitsmarktför¬ 
derung ist nicht der einzige Angriff. Im 
Fokus steht die Arbeiterkammer, aller¬ 
dings hat sich die Bundesregierung noch 
nicht getraut, die Arbeiterkammern di¬ 
rekt anzugreifen, denn im ersten Halb¬ 
jahr sind in vier Bundesländern Land¬ 
tagswahlen zu schlagen. Auch die Ver¬ 
längerung der Höchstarbeitszeit von 
jetzt 10 auf dann 12 Stunden, die im Re¬ 
gierungsprogramm steht, ist noch nicht 
erfolgt. Aber das Säbelrasseln ist ständig 
zu hören. Anfang März, nach der dritten 
Landtagswahl, droht Vizekanzler Stra- 
che (FPÖ) im Interview: „Wir haben 
noch vieles vor, die Senkung der Lohn- 


Am 12. März 1938 okkupierte die 
deutsch-faschistische Wehrmacht Ös¬ 
terreich. Der militärischen Besetzung 
folgte die politische Annexion des 
österreichischen Territoriums durch 
Deutschland. Während in Österreich 
dadurch, dass ein faschistisches, das 
austrofaschistische Regime durch ein 
konkurrenzfaschistisches, das deutsch¬ 
faschistische Regime ersetzt wurde, 
markierte dies gleichzeitig den Beginn 
der deutschen Fremdherrschaft in Ös¬ 
terreich. Für den deutsch-faschistischen 
Imperialismus bedeutete dies einen 
weiteren Expansions- und Eskalations¬ 
schritt auf dem Weg zum 2. Weltkrieg. 
An den beispiellosen Verbrechen des 
deutschen Faschismus waren jedoch 
keineswegs nur Deutsche, sondern 
ebenso Österreicher in relevanter Zahl 
beteiligt. An der Existenz einer von der 
deutschen unabhängigen österreichi¬ 
schen Nation ändert dies freilich nichts. 

Die österreichischen Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten führten in den 
Jahren 1938-1945 daher nicht nur einen 
antifaschistischen Widerstandskampf ge¬ 
gen den Faschismus, sondern auch einen 
nationalen Freiheitskampf gegen den 
deutschen Imperialismus. Die ebenfalls 
im Widerstand gegen den Faschismus 
kämpfenden deutschen Kommunistinnen 
und Kommunisten unterstützten ihre ös¬ 
terreichischen Genossinnen und Genos¬ 
sen und trugen das Ihre zum Sturz des 
Hitler-Regimes bei, der im internationa¬ 
len Maßstab hauptsächlich das Verdienst 
der Sowjetunion war. Am 13. April 1945 
wurde Wien befreit, am 27. April erfolg¬ 
te die Unabhängigkeitserklärung Öster¬ 
reichs von Deutschland. Am 2. Mai 1945 
nahm die Rote Armee Berlin ein, am 
8./9. Mai kapitulierte die Wehrmacht und 
das faschistische Regime war am Ende. 


nebenkosten, der Körperschaftssteuer, 
Reformen bei ORF und Kammern.“ 

Die Arbeiterkammern sind die ge¬ 
setzlich verankerten Interessenvertre¬ 
tungen der Lohnabhängigen. Sie sind 
entscheidende Thinktanks der Arbeiter¬ 
klasse. Ihre gesetzlich festgelegte Aufga¬ 
be ist es, „die sozialen, wirtschaftlichen, 
beruflichen und kulturellen Interessen 
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin¬ 
nen zu vertreten und zu fördern“. Kon¬ 
kret heißt das kostenlose Rechtsberatung 
und -hilfe bei Arbeitskonflikten für jedes 
Mitglied, Beratung der Betriebsräte, po¬ 
litische und rechtlich Bildung. Gutachten 
und Vorschläge an gesetzliche Instituti¬ 
onen über alle Angelegenheiten, die die 
Interessen der Arbeiter und Angestell¬ 
ten betreffen, also z.B. Arbeiterschutz, 
Sozialversicherung, Arbeitsmarkt, Woh¬ 
nungsfürsorge, Gesundheit, Bildung und 
Konsumentenschutz, Statistiken über die 
wirtschaftliche Lage der Arbeiter und 
Angestellten, der Preis- und Lohnent¬ 
wicklung. Mit Ausnahme von Beamtin¬ 
nen besteht eine Pflichtmitgliedschaft 
mit einer Kammerumlage von 0,5 Pro¬ 
zent des Einkommens. Durchschnittlich 
sind das 7, maximal 14,44 Euro. Die neun 
Kammern verfügen damit über 433 Mil¬ 
lionen Euro jährlich und beschäftigen 2 
609 Kolleginnen. Von den 3,64 Millio¬ 
nen Mitgliedern sind 816 000 Personen 
aufgrund ihres geringen Einkommens 
von der Kammerumlage befreit. Würde 
die Pflichtmitgliedschaft aufgehoben, 
würden sich Mitgliederzahl und damit 
Handlungsspielraum der AK drastisch 
verringern. Im vergangenen Jahr erstrit¬ 
ten sie 532 Millionen Euro für die Mit¬ 
glieder. 

Das umfangreiche, interessengelei¬ 
tete Aufgabengebiet erklärt, warum be- 


Zum 80. Jahrestag der Okkupation und 
Annexion Österreichs durch Deutsch¬ 
land unterstreichen wir: 

- unseren gemeinsamen Widerstand ge¬ 
gen den weiteren Ausbau der Vorherr¬ 
schaft des deutschen Imperialismus in 
Europa; ebenso bekämpfen wir den 
österreichischen Imperialismus, sei es 
als eigenständigen Akteur oder als eng 
verbundenen „Juniorpartner“ des deut¬ 
schen Imperialismus; 

- unseren gemeinsamen Widerstand 
gegen großdeutsche Bestrebungen in 
Deutschland und deutschnationale An¬ 
sichten in Österreich; 

- unseren gemeinsamen Widerstand 
gegen Militarismus, Aufrüstung und 
Kriegstreiberei, sei es im Rahmen 
der Nationalstaaten oder der EU und 
NATO; 

- unseren gemeinsamen Widerstand 
gegen Neofaschismus und Rechtsex¬ 
tremismus, gegen Rassismus und Chau¬ 
vinismus; 

- unsere gemeinsame solidarische Un¬ 
terstützung jener Völker, die in der und 
gegen die EU für nationale Souveräni¬ 
tät kämpfen, sowie nationaler Befrei¬ 
ungsbewegungen. 

Wir ehren die Opfer des deutschen 
Faschismus sowie die Kämpferinnen 
und Kämpfer für Demokratie, Frei¬ 
heit und nationale Selbstbestimmung. 
Wir sind uns bewusst, dass die endgül¬ 
tige Überwindung faschistischer Ge¬ 
fahren den Sturz des Kapitalismus 
und den Aufbau des Sozialismus vo¬ 
raussetzt. 

Gegen Faschismus, Imperialismus 
und Krieg! 

Für Selbstbestimmung, Frieden und 
Sozialismus! 

Hoch die internationale Solidarität! 

Wien und Essen, 12 . März 2018 


reits im Wahlkampf 2017 FPÖ, NEOS 
und Industriellenvereinigung mit Unter¬ 
stützung großer Teile der Medien gegen 
die Pflichtmitgliedschaft in den Kam¬ 
mern agitierten. Es sind die gleichen, 
die die gesetzlichen Sozialversicherun¬ 
gen abschaffen und durch „Freiwillig¬ 
keit“ ersetzen wollen. 

Im gemeinsamen Regierungspro¬ 
gramm von ÖVP/FPÖ konnte die FPÖ 
die Abschaffung der Pflichtmitglied¬ 
schaft der Kammern nicht durchsetzen, 
weil das auch die Wirtschaftskammer, 
ein wichtiger Stützpunkt der ÖVP, ge¬ 
troffen hätte. Die Pflichtmitgliedschaft 
in der Wirtschaftskammer zu schleifen 
wäre auch ein massiver Angriff auf die 
Tarifverträge. Denn ein Großteil der 
rund 500 Branchenverträge werden vom 
jeweiligen Fach verband der Wirtschafts¬ 
kammer für alle Mitgliedsunternehmen 
verhandelt. Wer der Wirtschaftskammer 
angehört, ist damit automatisch auch an 


Die 2 958 Delegierten des Nationa¬ 
len Volkskongresses (NVK) der VR 
China haben auf ihrer Jahrestagung 
für die erste Änderung der Staats¬ 
verfassung seit 14 Jahren gestimmt. 
Nur zwei Delegierte votierten dage¬ 
gen, drei enthielten sich. Damit wurde 
unter anderem die bisherige Begren¬ 
zung der Amtszeit des Präsidenten 
auf zwei mal fünf Jahre aufgehoben. 
Staatspräsident Xi Jinping ist seit 
2013 im Amt und könnte somit 2023 
für weitere fünf Jahre gewählt wer¬ 
den. Xi ist außerdem Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei Chinas 
(KPCh) und Vorsitzender der Zentra¬ 
len Militärkommission. Beide Ämter 
waren auch bisher nicht zeitlich be¬ 
grenzt. Mit der Änderung verankert 
der Volkskongress auch „Xi Jinpings 
Gedankengut für das neue Zeital¬ 
ter des Sozialismus chinesischer Prä¬ 
gung“ als neue Leitlinie in der Präam¬ 
bel der Verfassung. 

Der Volkskongress schuf mit ei¬ 
nem Verfassungszusatz auch eine 
staatliche Aufsichtskommission. Das 
Organ zur Kontrolle des Staatsappara¬ 
tes ist mit weitreichenden Befugnissen 
ausgestattet. Neben der Justiz und un¬ 
abhängig von Oberstem Gericht oder 
Generalstaatsanwaltschaft kann die 
Einrichtung mit örtlichen Unterkom¬ 
missionen gegen Korruption, Dienst¬ 
vergehen oder zu lockerer Umsetzung 
politischer Ziele durch Staatsbediens¬ 
tete vorgehen. Der Aufsicht unterlie¬ 
gen künftig alle Staatsbediensteten 
vom Manager des Staatsunterneh¬ 
mens bis zum Dorfschullehrer. 

Die jetzt beschlossenen Reformen 
dienen der Zentralisierung der Staats¬ 
gewalt und ermöglichen eine stärkere 
Rolle der KPCh bei der Kontrolle der 
Staatsunternehmen. Li Jianguo, Vize- 
Vorsitzender des Ständigen Ausschus- 


den jeweiligen Tarifvertrag gebunden. 
Dürften einzelne Unternehmen austre¬ 
ten, müssten sie auch den Tarifvertrag 
nicht einhalten. 

Drohend aber steht im Regierungs¬ 
programm, dass die Bundesregierung 
die gesetzlichen Interessenvertretungen 
(Kammern) „einladen“ wird, bis zum 
30. Juni 2018 Reformprogramme vorzu¬ 
legen, „die konkrete Effizienzsteigerun¬ 
gen und finanzielle Entlastungsmaßnah¬ 
men für die jeweiligen Mitglieder“ bein¬ 
halten. Was das konkret heißt, erläutert 
die Gewerkschaft GPA-djp: „„Es wird 
zwar nicht die Pflichtmitgliedschaft ab¬ 
geschafft, aber die Kammern müssen 
ihre Einnahmen senken. Die Kürzung 
der Beiträge ist noch nicht festgelegt, 
vielmehr müssen die Kammern selber 
massiv kürzen. Sollte dies der Regierung 
nicht reichen, behält sich diese vor, ge¬ 
setzlich vorzugehen.“ 


ses des NVK, begründete die Notwen¬ 
digkeit einer Neuordnung der Aufsicht 
und Kontrolle der staatlichen Institu¬ 
tionen mit der „schwierigen und kom¬ 
plizierten Lage“, in der die bisherigen 
Aufsichtsorgane den Anforderungen 
im Kampf gegen die Korruption nicht 
gewachsen gewesen seien. Da 80 Pro¬ 
zent der Staatsdiener und 95 des Füh¬ 
rungspersonals Parteimitglieder seien, 
würden sich die Aufgaben der partei¬ 
internen mit der staatlichen Aufsicht 
in vielen Bereichen überschneiden. 
Ein einheitlicheres Kontrollorgan sei 
deshalb notwendig geworden, so Li 
Jianguo. 

Im Rahmen der NVK-Jahresta- 
gung wurde zudem ein Plan zum Um¬ 
bau des Regierungskabinetts vorge¬ 
stellt. Demnach soll es nach der Um¬ 
strukturierung 26 Ministerien und 
Kommissionen des Staatsrates geben, 
berichtet die staatliche chinesische 
Nachrichtenagentur „Xinhua“. Ge¬ 
schaffen werden soll ein Ministerium 
für natürliche Ressourcen, ein Minis¬ 
terium für Veteranen-Angelegenhei¬ 
ten und ein Ministerium für Notfall¬ 
management. Außerdem wird eine 
internationale Agentur für Entwick¬ 
lungszusammenarbeit und eine staat¬ 
liche Einwanderungsbehörde gebildet. 
Zusammengelegt werden sollen u.a. 
die Bankenaufsicht und die Versiche¬ 
rungsaufsicht. 

Die Reform zielt laut chinesi¬ 
scher Regierung darauf ab, Funktio¬ 
nen der Regierung in den Bereichen 
Wirtschaftsmanagement, Marktauf¬ 
sicht, Sozialmanagement, öffentlicher 
Dienst sowie Umweltschutz zu stär¬ 
ken. 

Der Nationale Volkskongress tagt seit 
dem 5. März in Peking und endet am 
20. März. 

Lars Mörking 


Parlamentswahlen 
in Kuba 

In Kuba wurden am vergange¬ 
nen Sonntag die 605 Abgeordne¬ 
ten des Nationalparlaments und 1 
265 Abgeordnete für 15 Provinz¬ 
parlamente gewählt. Von den 605 
Kandidaten des nationalen Parla¬ 
ments standen 338 zum ersten Mal 
zur Wahl. Über die Hälfte (53 Pro¬ 
zent) der Kandidaten sind Frauen. 
Das Nationalparlament wird in 
wenigen Wochen den Nachfolger 
für Staatspräsident Raül Castro 
Ruz wählen. Vor den Wahlen ver¬ 
suchten die ehemaligen konserva¬ 
tiven Präsidenten von Kolumbien, 
Andres Pastrana, und Bolivien, 
Jorge Quiroga, in Kuba einzurei¬ 
sen, um der Verleihung eines soge¬ 
nannten Menschenrechtspreises 
einer Dissidentengruppe in Kuba 
beizuwohnen und eine Ehrung in 
Empfang zu nehmen. Ihnen wur¬ 
de die Einreise verweigert. Die 
kubanischen Behörden sprachen 
nach Angaben der Nachrichten¬ 
agentur „Prensa Latina“ von einer 
„ernsthaften Provokation“ durch 
Pastrana und Quiroga. Sie hätten 
beabsichtigt, „Havannas interna¬ 
tionales Image zu schädigen und 
die Regierung zu destabilisieren“. 

Parlamentswahlen 
in Kolumbien 

Bei den Parlamentswahlen in Ko¬ 
lumbien am vergangenen Sonntag 
entfielen auf die Parteien der Zen¬ 
trumskoalition von Präsident Juan 
Manuel Santos 38 Prozent, was 
den Rechtskonservativen auch 
künftig die Regierung sichert. 
Die in eine Partei umgewandel¬ 
te ehemalige Guerillaorganisa¬ 
tion FARC erhielt unter einem 
Prozent der Stimmen. Unabhän¬ 
gig vom Stimmenanteil stehen 
ihr aber laut Friedensvertrag fünf 
Sitze in Parlament und Senat zu. 
Der Wahlkampf war von Gewalt 
und rechtem Terror überschat¬ 
tet, zuletzt hatte die FARC ihren 
Wahlkampf komplett eingestellt. 
Nur die Hälfte der 36 Millionen 
wahlberechtigten Kolumbianer 
nahmen an der Abstimmung teil. 
Präsidentschaftskandidat Gusta- 
vo Pedro kritisierte die Ergebnis¬ 
se als intransparent und verlangte 
in einer Pressekonferenz die Be¬ 
kanntgabe und Auswertung der 
Ergebnisse der einzelnen Wahl¬ 
lokale. 

Freihandelsabkommen 
ohne die USA 

Nachdem US-Präsident Donald 
Trump kurz nach seinem Amtsan¬ 
tritt Ende Januar 2017 per Dekret 
ein bereits ausgehandeltes Frei¬ 
handelsabkommen mit elf Staaten 
aus der Pazifikregion gekippt hat¬ 
te, haben die brüskierten Länder 
nicht lange gefackelt. Am 8. März 
Unterzeichneten sie in Santiago de 
Chile unter dem Namen „Com- 
prehensive and Progressive Ag¬ 
reement for Trans-Pacific Partner¬ 
ship“ (CPTPP) ein Abkommen 
ohne die USA. „Wir sind stolz da¬ 
rauf, diesen Prozess abgeschlossen 
zu haben und der internationalen 
Gemeinschaft ein starkes Signal 
zu senden, dass die Öffnung der 
Märkte, die wirtschaftliche In¬ 
tegration und die internationale 
Zusammenarbeit die besten In¬ 
strumente sind, um wirtschaftli¬ 
che Chancen und Wohlstand zu 
schaffen“, sagte die chilenische 
Präsidentin Michelle Bachelet. 
Der vietnamesische Minister für 
Industrie und Handel Vietnams, 
Tran Tuan Anh, fügte hinzu: „Das 
Abkommen wird für die Auswei¬ 
tung des Freihandels und die Si¬ 
cherstellung einer nachhaltigen 
Entwicklung von entscheidender 
Bedeutung sein“ Der Pakt um¬ 
fasst Australien, Brunei, Kanada, 
Chile, Japan, Malaysia, Mexiko, 
Neuseeland, Peru, Singapur und 
Vietnam, die zusammen 13,5 Pro¬ 
zent der Weltwirtschaft repräsen¬ 
tieren. 


80 Jahre „Anschluss“ 

Gemeinsame Erklärung zu Frieden und Sozialismus des Parteivorstandes der 
Partei der Arbeit Österreichs (PdA) und des Parteivorstandes der Deutschen 
Kommunistischen Partei (DKP) zum 80. Jahrestag der Okkupation und Annexion 
Österreichs durch Deutschland 


Anne Rieger 



Stärkere Rolle für die KP 

Jahrestagung des Nationalen Volkskongresses in 
China beschließt Verfassungsänderung 
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Der 20-jährige Schlossergeselle Heinrich Glasewaldt und der 17-jährige Schlosserlehr¬ 
ling Ernst Zinna auf der Barrikade an der Ecke Jäger-/Friedrichstraße 19. März 1848 



Frankfurt am Main: Erstürmung der Barrikade an der Konstablerwache 



Berlin: Aufbahrung der Märzgefallenen 1848. Der preußische König wurde gezwun¬ 
gen die Toten öffentlich zu ehren. 



In solchen Fabriken entstand das deutsche Proletariat: Borsig in Berlin 



Barrikadenkampf auf dem Alexanderplatz in Berlin in der Nacht vom 18. auf den 19. März 1848 


Die Lösung: 
Revolution 


N ach 1830 schien in vielen Ländern Europas - in Frank¬ 
reich, vor allem aber in den Kernländern der Heiligen 
Allianz, die der russische Zar mit den Herrschern Ös¬ 
terreichs und Preußens nach dem Sieg gegen Napoleon ge¬ 
schlossen hatte, der Widerstand gegen Restauration und nati¬ 
onale Unterdrückung gebrochen. „Das Schicksal der Göttin¬ 
ger Sieben 4 , die 1837 gegen den Verfassungsbruch des Königs 
von Hannover protestiert hatten, bot das makabre Beispiel 
neu belebter Demagogenverfolgung, es verfehlte seine ab¬ 
schreckende Wirkung nicht. Brüssel, Paris, Südfrankreich und 
die Schweiz bezeichneten die Fluchtpunkte der deutschen 
und internationalen politischen Emigration. 44 (Manfred Kos- 
sok, S. 299) 

Doch die scheinbare Ruhe täuschte. Die industrielle Revo¬ 
lution führte nach England, auch auf dem Kontinent zu tiefen 
Umbrüchen in Gesellschaft und Bewusstsein. Sie erfasste - seit 
etwa 1830 - die fortgeschrittensten Regionen des Festlandes 
(über Frankreich hinaus vornehmlich die Niederlande, Belgi¬ 
en, Preußen, Sachsen, Norditalien, Katalonien). Es entstan¬ 
den Voraussetzungen für den nach 1850 explosiv einsetzenden 
Übergang zum Kapitalismus der freien Konkurrenz. Parallel 
zu diesen Veränderungen vollzogen sich einschneidende Fort¬ 
schritte in der Landwirtschaft. Wissenschaftliche Erkenntnisse, 
vor allem der Aufschwung der Naturwissenschaften, trugen 
zur Revolutionierung der Produktion bei. Die Veränderungen 
spiegelten sich auch im gesellschaftlichen Denken wider: „Die 
Nationalökonomie ... konstituierte sich als neue Wissenschaft. 
Philosophie, Geschichtsschreibung und Sprachwissenschaften 
schärften das Verständnis für die Krisensituation und spielten, 
gemeinsam mit der Literatur, in der Festigung des National¬ 
bewusstseins der noch feudal-absolutistisch bevormundeten 
Völker eine außerordentliche Rolle. 44 (Kossok, S. 300) 

Der weitere Aufstieg des Bürgertums ließ sich in dieser 
Situation durch die Herrschenden zwar politisch bremsen, 
dagegen war die ökonomische Entwicklung durch rasche 
Fortschritte und Kompromisse der alten Mächte gekenn¬ 
zeichnet. Die vor sich gehenden ökonomischen und sozia¬ 
len Umwälzungen kollidierten mit den historisch überkom¬ 
menen politischen Institutionen. 

Vor allem aber zeigten die Chartistenbewegung in Eng¬ 
land, die Aufstände der Seidenweber von Lyon 1831 und 
1834 gegen geringe Löhne und schlechte Arbeitsbedingun¬ 
gen (1834 aber vor allem für das Recht der Arbeiter, sich 
in Arbeiterzusammenschlüssen zu organisieren), sowie der 
Aufstand der schlesischen Weber 1844 gegen unmenschli¬ 
che Ausbeutungspraktiken, dass eine neue Kraft zum gesell¬ 
schaftlichen Akteur wurde: Die Arbeiterklasse. 

Diese Entwicklungen spitzten sich im Laufe der 40er Jah¬ 
re des 19. Jahrhunderts weiter zu. Missernten führten vor al¬ 
lem zwischen 1845 und 1847 zu Hungersnöten. 1847 griff die 
in England ausgebrochene zyklische Wirtschaftskrise auf das 
europäische Festland über. Die entstandenen Widersprüche 
drängten zur Lösung. Und die hieß Revolution. 

„Die Entwicklung der in den Monaten Januar und Fe¬ 
bruar 1848 aufbrechenden Europäischen Revolution nahm 
einen wellenartigen Verlauf. Kontinentale, nationale und re¬ 
gionale Dynamik flössen ineinander, forcierten den revo¬ 


lutionären Prozess, wie umgekehrt die Rückschläge in den 
Hauptentscheidungszentren auf die übrigen Regionen zu¬ 
rückwirkend. Bestimmend für den Gesamtzyklus der Revo¬ 
lutionen wurde der Ablauf der Ereignisse in Paris, Wien und 
Berlin; hier entschied sich in erster und letzter Instanz das 
Schicksal der Sturmjahre 1948/49. 44 (Kossok, S. 301) 

Bereits im Januar 1848 erhoben sich italienische Revoluti¬ 
onäre gegen die Herrschaft der österreichischen Habsburger 
im Norden und der spanischen Bourbonen im Süden. Nach 
Beginn der französischen Februarrevolution wurden auch die 
deutschen Länder Teil dieser Erhebungen gegen die ab 1815 
nach dem Ende der Napoleonischen Kriege herrschenden 
Mächte der Restauration. In den deutschen Landen begann 
der Aufstand im Großherzogtum Baden. Er griff bald auf die 
übrigen Staaten des Deutschen Bundes über. Am 18. März 
1848 erreichte die Revolution - nach Wien - Berlin, eines der 
Zentren der alten Ordnung. „Um die Unruhen abzufangen, 
hatte der preußische König Friedrich Wilhelm IV. schon am 
6. März die bisher verweigerte Periodizität des Vereinigten 
Landtages anerkannt und ihn für den 27. April 1848 einbe¬ 
rufen. Das Zugeständnis kam - wie oft in der Geschichte der 
Revolutionen - zu spät. Am 18. März verkündete der König 
ein umfassendes Reformprogramm, einschließlich einer libera¬ 
len Verfassung, und trat die Flucht nach vorn an ... zur selben 
Stunde jedoch schoss die Armee in die Reihen der vor dem 
Schloss versammelten Volksmenge. Nach vierzehnstündigem 
Kampf mussten die königlichen Elitetruppen weichen: 4 000 
Barrikadenkämpfer hatten über 14 000 mit Artillerie bestückte 
Soldaten gesiegt: Heinrich Glasewald und Ernst Zinna, beide 
Schlossergesellen, taten sich als mutigste Streiter hervor. Von 
den 230 Opfern gehörten über drei Viertel den unteren Volks¬ 
schichten an. Am folgenden Tag musste Friedrich-Wilhelm IV. 
... die Toten öffentlich ehren - die bis dahin tiefste Demüti¬ 
gung eines preußischen Monarchen. ... Am 21. März zeigte 
sich der König mit den Farben Schwarz-Rot-Gold. Ungleich 
wichtiger war indes, dass zwei führende Repräsentanten der 
rheinischen Bourgeoisie,... Camphausen und ... Hansemann, 
mit der Regierungsbildung beauftragt wurden (29. März), ih¬ 
nen folgte am 25. Juni das ebenfalls großbürgerlich-liberale 
Ministerium Auerswald-Hansemann. 44 (Kossok, S. 333). Die li¬ 
berale Bourgeoisie sah sich am Ziel ihrer Wünsche. Von nun 
an vollzog sich in der revolutionären Bewegung in Preußen 
und den Ländern des Deutschen Bundes eine deutliche Dif¬ 
ferenzierung. Das liberale (Groß-)Bürgertum hielt die Revo¬ 
lution für beendet, das städtische Bürgertum, von radikalen 
Studenten und Intellektuellen gestützt, stellte weitergehende 
Forderungen. An ihrer (linken) Seite standen Arbeiter, deren 
entschlossenste Vertreter sich im Bund der Kommunisten or¬ 
ganisierten. Vom gewachsenen Selbstbewusstsein der Arbeiter 
zeugte, dass sie sich zu organisieren begannen. So im „Kölner 
Arbeiterverein 44 (April 1848, über 5 000 Mitglieder) und in 
der - auf fast alle deutschen Länder übergreifenden - „Arbei¬ 
terverbrüderung 44 unter Stephan Born. 

Nina Hager 

(Quelle: Manfred Kossok, In Tyrannos. Revolutionen der 
Weltgeschichte. Von den Hussiten bis zur Commune, Edi¬ 
tion Leipzig 1989) 
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Patrik Köbele zur aggressiven Strategie des deutschen Imperialismus 

Agendaziel: Militarisierung 


M eine Lieblingszeitung, die UZ, 
hatte den Auszug aus meinem 
Referat auf dem Parteitag in 
der letzten Nummer mit der Überschrift 
versehen „Den Imperialismus an seiner 
empfindlichsten Stelle treffen“ 

Der Referatteil endet mit der Orien¬ 
tierung auf die Unterstützung des Aufrufs 
„Abrüsten statt Aufrüsten“, der sich vor 
allem gegen die Umsetzung der NATO- 
Beschlusslage wendet, dass NATO-Mit- 
gliedsländer zwei Prozent ihres Bruttoin¬ 
landsprodukts für Rüstung ausgeben sol¬ 
len. Für die Bundesrepublik würde das 
eine sofortige Erhöhung um 20 Milliarden 
Euro und bis zum Jahr 2025 eine Verdop¬ 
pelung der Rüstungsausgaben bedeuten. 

Treffen wir nun mit dieser Unter¬ 
schriftensammlung den Imperialismus 
an seiner empfindlichsten Stelle? Die 
aggressive Strategie des deutschen Im¬ 
perialismus nach außen hat im wichtigen 
militärischen Part drei Bestandteile: 

Erstens, die NATO-Mitgliedschaft. 
Mit ihr wird das Gemeinsame der füh¬ 


renden Imperialisten umgesetzt. Dazu 
gehört die Umzingelung der aufstreben¬ 
den Konkurrenten Russland und China, 
dazu gehört, die Fähigkeit und Umset¬ 
zung von militärischen Interventionen 
zum „Regime Change“ bei Unbotmäßig¬ 
keit. Dazu gehört, die Schaffung eines 
Rahmens für den Versuch innerimperi¬ 
alistische Konflikte möglichst zivilisiert 
auszutragen. Für den deutschen Impe¬ 
rialismus, der bis 1989 aufgrund seiner 
damaligen Beschränkung, Angriffskrie¬ 
ge führen zu können, militärisch etwas 
zu spät gekommen war, stellt die NATO 
gleichzeitig eine „gute Schule“ dar und 
bringt ihn über die „atomare Teilhabe“ 
in die Nähe von Atomwaffen. 


Zweitens die Militarisierung der 
EU: Auch diese ist ein Feld der Zusam¬ 
menarbeit und der Konkurrenz. Beides 
schlägt sich u.a. auch in der Koalitions¬ 
vereinbarung von CDU, CSU und SPD 
vor allem unter dem Stichwort deutsch¬ 
französische Zusammenarbeit nieder. 
Damit ist klar, es geht nicht „einfach“ 
um den Aufbau europäischer militäri¬ 
scher Strukturen, es geht darum, dass 
diese unter „deutsch-französischer“ 
Führung stehen, das ist das Wesen von 
PESCO. Militärisch ist der französische 
Imperialismus durchaus ein Stück wei¬ 
ter. Im Verhältnis zum BIP ist der Rüs¬ 
tungsetat höher und Frankreich hat 
Atomwaffen. 


Drittens: Die eigene Hochrüstung. 
Seit Jahren wird hier die Bevölkerung 
weichgekocht. Von der Leyen hatte be¬ 
reits vor Jahren ein Zusatzhochrüstungs¬ 
programm von 130 Milliarden gefordert. 
Regelmäßig wird der Zustand des Mate¬ 
rials beklagt. Beim „Ostfeldzug“ (dieser 
Begriff fiel tatsächlich) würde (wieder 
mal?) die Winterausrüstung fehlen. Da 
kommt die NATO-Forderung, die Rüs¬ 
tungsausgaben auf zwei Prozent des BIP 
zu erhöhen, gerade recht. 

Von der objektiven Seite her lässt sich 
also durchaus sagen, dass NATO-Mitglied- 
schaft und drastische Erhöhung der Rüs¬ 
tungsausgaben unter Nutzung der 2-Pro- 
zent- Forderung der NATO das Kernstück 


der aggressiven militärischen Strategie des 
deutschen Imperialismus sind. 

Ich bin mir auch sicher, dass dies auch 
bezüglich des subjektiven Faktors ein ent¬ 
scheidender Punkt ist. Wir können doch 
permanent beobachten, wie die Gesell¬ 
schaft militarisiert werden soll. Das be¬ 
ginnt bei der Bundeswehrwerbung, der 
massiv gesteigerten Präsenz der Bundes¬ 
wehr im öffentlichen Raum und endet 
noch lange nicht bei Nationalismus, Rus- 
sophobie und Neuauflage der Angst vor 
„dem Chinesen“. 

Umgekehrt haben hier die Herrschen¬ 
den aber auch Probleme. NATO, Hochrüs¬ 
tung, deutsche und NATO-Truppen an der 
russischen Grenze sind alles andere als po¬ 
pulär. Deswegen spricht vieles dafür, dass 
NATO-Mitgliedschaft und NATO-Forde- 
rung nach Erhöhung der Rüstungsausga¬ 
ben so etwas wie das schwächste Glied in 
der aggressiven Strategie des deutschen 
Imperialismus darstellen. 

Das erhöht die Notwendigkeit Beides 
zu bekämpfen - tun wir es. 



Das internationale Stockholmer Friedensforschungsinstitut (SIPRI) stellt in seiner neuesten Studie zu den weltweiten 
Rüstungsausgaben fest,dass die deutschen Rüstungsexportein den Nahen Osten zwischen 2013 und 2017 um 109 Prozent 
gestiegen sind. Damit ist die viertgrößte Waffen-Exportnation derzeit der größte Verkäufer im Nahen Osten. 

Die Münchner Rüstungsschmiede KraussMaffei-Wegmann (KMW) verkaufte beispielsweise den von ihr produzierten 
Leopard-2-Panzer an die Türkei. KMW konnte 2017 seinen Umsatz um 100 Mio. Euro auf nun 776 Mio. Euro steigern. Die 
türkische Armee setzt die Leopard-2-Panzer gegenwärtig im syrischen Afrin ein, wo sie auf die Milan-Panzerabwehrraketen 
stoßen. Diese werden von der Rüstungsfirma MDBAausdem oberbayrischen Schrobenhausen,gut 55 Kilometer von KMW 
entfernt, produziert. 

Welche zerstörerische Wirkung beide zusammen haben, sieht man auf dem Foto aus dem syrischen Afrin. CH 


Glaubst du die Russen wollen Krieg? 

Unvollständiger Streifzug durch Aufrufe zu den Ostermärschen 2018 • 

Kolumne von Wera Richter 


Am kommenden Wochenende begin¬ 
nen in Potsdam und Leipzig die ers¬ 
ten Ostermärsche und -kundgebungen. 
In der Woche drauf werden erneut in 
mehr als 100 Städten in diesem Land 
Demonstrationen, Radtouren, Wande¬ 
rungen und viele andere Osteraktionen 
für den Frieden stattfinden. 

Neben regionalen Schwerpunkten 
stehen in den Aufrufen für die Oster¬ 
aktionen zwei Forderungen im Mittel¬ 
punkt: „abrüsten statt aufrüsten“ und 
das Verbot von Atomwaffen einschließ¬ 
lich des Abzugs der US-Atomwaffen 
aus Büchel in Rheinland-Pfalz. Mit die¬ 
sen Themen knüpft die Friedensbewe¬ 
gung unmittelbar an den Interessen der 
Menschen im Land an. Sie entlarvt zu¬ 
gleich die Heuchelei insbesondere der 
SPD im Bundestagswahlkampf und bei 
den GroKo-Verhandlungen. 

Der Koalitionsvertrag bekennt sich 
klar zur Aufrüstungsvereinbarung der 
NATO auf zwei Prozent des Brutto¬ 
inlandsprodukts. Und während der 
SPD-Kanzlerkandidat im Wahlkampf 
versprochen hatte, sich in einer neu¬ 
en Regierung für den Abzug der US- 
Atombomben aus Büchel einzusetzen, 
steht im Koalitionsvertrag das glatte 
Gegenteil. Die Bomben sollen bleiben 
und „modernisiert“ werden. 

Runter mit der Rüstung; Atom¬ 
waffen raus aus Deutschland - das 
sind Themen mit denen die Friedens¬ 
bewegung mobilisieren und Erfolge 
erzielen kann. Die DKP wird mit der 
Sammlung von 30 000 Unterschriften 
unter den Appell „abrüsten statt auf¬ 
rüsten!“ bis zu ihrem Pressefest im Sep¬ 


tember und der neuerlichen Blockade 
des Atomwaffenstützpunktes Büchel 
(18.-22. Juli) im Rahmen der Aktions¬ 
wochen der Friedensbewegung ihren 
Teil dazu beitragen. 

Zu einem Thema machen die Oster¬ 
marschaufrufe sicher aus unterschied¬ 
lichen Gründen unterschiedliche oder 
gar keine Aussagen: Wie hält es die 
Friedensbewegung mit Russland? 

„In Europa spitzt sich die Konfron¬ 
tation zwischen NATO und Russland 
durch gefährliche Militärmanöver und 
Truppenaufmärsche zu“, heißt es wert¬ 
frei im Aufruf zum bundesweit größten 
Ostermarsch Ruhr- und Rheinland. 
„Die Spannungen zwischen der NATO 
und Russland können zum Krieg in Eu¬ 
ropa und weltweit eskalieren“, notieren 
die Ostermarschiererlnnen aus Mainz 
und Wiesbaden. 

Andere Aufrufe sind deutlicher. So 
heißt es in Bremen: „Schluss mit den 
militärischen Drohgebärden gegen 
Russland, Abzug der Bundeswehrein¬ 
heiten aus Litauen.“ Die Friedensfreun¬ 
de aus Frankfurt am Main fordern „eine 
Entspannungspolitik gegenüber Russ¬ 
land anstatt Säbelrasseln und Wirt¬ 
schaftssanktionen.“ 

Die Berliner Friedenskoordination 
(Friko) gibt der Frage größeren Raum. 
Unter der Überschrift „Russland wird 
wieder als Bedrohung aufgebaut“ stellt 
sie vor allem Fragen: 

★ Steht Russland angriffsbereit an den 
Grenzen der westlichen Industrielän¬ 
der? 

★ Hat Russland einen Raketenabwehr¬ 
schirm aufgebaut? 


★ Erneuert Russland seine Atom¬ 
waffen und stellt sie den USA vor die 
Nase? 

Diese Fragen können klar mit Nein 
beantwortet werden. Weiter schreibt die 
Friko: „Aber die NATO steht schon an 
den Grenzen Russlands und hält dort 
Manöver ab, hat viermal so viel Solda¬ 
ten wie Russland, gibt zehnmal so viel 
für das Militär aus ... Deshalb wollen 
wir, dass Bundeswehr und NATO ab¬ 
rüsten. Das ist das einzig richtige Sig¬ 
nal für vertrauensbildende Maßnahmen 
und eine Politik der Entspannung!“ 

Diese Positionierung hat dazu ge¬ 
führt, dass der Landesvorstand der Ber¬ 
liner Linkspartei die Unterstützung des 
Aufrufes abgelehnt hat, während die 
Kommunistische Plattform und eine 
Reihe von Berliner Bezirksgruppen 
der Linkspartei zu den Unterstützern 
gehören. 

Der Berliner Ostermarschaufruf hat 
bewirkt, dass in der Stadt eine notwen¬ 
dige Debatte mit Bündnispartnern sach¬ 
lich und an Fakten orientiert geführt 
wird. Sie ist nötig, um die Propaganda 
zu durchkreuzen, dass Aufrüstung und 
Kriegspolitik, dass die Führung der NA- 
TO-Speerspitze in Osteuropa durch die 
Bundeswehr nötig seien, um „uns“ vor 
den bösen Russen zu schützen. Umge¬ 
kehrt wird ein Schuh draus: Russland 
muss vor der NATO geschützt werden. 
In diesem Sinne: Heraus zu den Oster¬ 
märschen! Schluss mit der NATO-Ag¬ 
gression! 

Alle Termine unter: 
www.friedenskooperative.de 


Manfred Ziegler zum AfD-Besuch in Damaskus 


Abstoßende Staatsräson 


Vier Bundestagsabgeordnete und ein 
Landtagsabgeordneter der AfD besuch¬ 
ten Damaskus - und riefen einen Sturm 
der Entrüstung hervor. 

Die Bundesregierung und Politiker 
von SPD, Union und Grünen reagieren 
scharf. „Wer dieses Regime hofiert, der 
disqualifiziert sich selbst ...“ meinte Re¬ 
gierungssprecher Steffen Seibert. Und die 
SPD drohte mit einem „Nachspiel“. „Ab¬ 
stoßend“ und „widerlich“ wurde die Rei¬ 
se genannt. 

Für die fremden- und islamfeindlichen 
Politiker der AfD ist es einfach: Damas¬ 
kus ist relativ sicher, Syrien kann zu einem 
sicheren Herkunftsland umdefiniert wer¬ 
den - um Flüchtlinge dahin abzuschieben. 
Aber die Schrecken des Krieges enden 
nicht, nur weil in vielen Gebieten Syriens 
die Waffen schweigen. Armut, Sanktio¬ 
nen, Sprengfallen, Granatenangriffe und 
Anschläge - die Liste lässt sich fortset¬ 
zen. Und sobald Flüchtlinge in Deutsch¬ 
land eine Arbeit oder Ausbildung begin¬ 
nen, wenn die Kinder in die Schule gehen, 
wenn Freundschaften und Beziehungen 
aufgenommen werden ändert sich der 
Lebensmittelpunkt. Das Herkunftsland 
ist nur noch ein ferner Alptraum - oder 
Traum. 

Für Syrien ist das bitter. All die gut 
ausgebildeten jungen Leute, die nach Eu¬ 
ropa geflohen sind, würden so sehr für 


den Wiederaufbau des Landes gebraucht. 
Stattdessen stärken sie Wirtschaft und 
Macht Deutschlands. 

„AfD-Politiker posieren mit Terror- 
Werber in Damaskus“, oder wie die Bild- 
Zeitung schrieb: „AfD-Delegation jetzt 
auf Propaganda-Tour in Aleppo“ - die 
Reaktion der Politiker und Medien in 
Deutschland, das Gemisch aus Lügen und 
Hass, haben die AfD wohl selbst über¬ 
rascht. Sie wusste nicht, wie sehr sie mit 
dieser Reise gegen die Staatsräson versto¬ 
ßen hat. Der Skandal ist aber nicht, dass 
die AfD zur Förderung ihrer fremden¬ 
feindlichen Politik nach Damaskus reist. 
Der wirkliche Skandal ist, dass der Westen 
nach wie vor am Regime-Change arbeitet, 
dass das Land, das seit sieben Jahren im 
Krieg zerstört wird, nach wie vor ausge¬ 
hungert wird über immer härtere Sankti¬ 
onen. Und dass die Parteien, die angeblich 
an zivilgesellschaftlichen Lösungen inte¬ 
ressiert sind, sich nach wie vor weigern, 
Gespräche mit der syrischen Regierung zu 
suchen. Gespräche aber sind die Voraus¬ 
setzung für eine politische Lösung. 

Von wegen „Bürgerkrieg“ und „politi¬ 
sche Lösung“: USA, NATO, Deutschland 
sind Kriegspartei und wollen den Regime- 
Change. Damaskus muss zerstört werden. 
Und wer im Krieg mit dem Feind spricht, 
das musste selbst die rechte AfD lernen - 
begeht Hochverrat. 


Werner Sarbok zu rechten Betriebsratskandidaturen 


Wehret den Anfängen 


Es hätte wohl schlimmer kommen kön¬ 
nen, aber es ist schon schlimm genug: 
Das rechte „Zentrum Automobil“ hat 
seine Mandate bei den Betriebsrats wäh¬ 
len bei Daimler ausbauen können. 
Aber immerhin nicht so stark wie von 
den Rechten erhofft, an den Erfolg der 
AfD beim Einsacken von Arbeiterstim¬ 
men bei den letzten Bundestagswahlen 
reicht es glücklicherweise nicht heran. 
Das Herangehen der Rechten erin¬ 
nert deutlich an die Sternstunden der 
braunen Demagogen: Ihr „antikapita¬ 
listischer“ Kampf reduzierte sich auf 
das „jüdische“ Kapital. Der „arische“ 
Ausbeuter blieb nicht nur unangetas¬ 
tet, sondern war umworbener Teil der 
deutschen „Volksgemeinschaft“, die ihr 
Gegenmodell zum „jüdisch-bolschewis¬ 
tischen“ Klassenkampf darstellte. Da 
deckten sich ihre Interessen. 

Die neuen Blau-Braunen machen eine 
neue „Asylindustrie“ aus, in die die Mil¬ 
liarden fließen - überhaupt ist die Asyl¬ 
politik die Ursache allen Übels. 

Schaut man den rechten Betriebsräten 
auf die Finger und nicht aufs Maul, wird 
schnell deutlich, dass es mit ihrem „An¬ 
tikapitalismus“ nicht weit her ist: Keine 
ihrer Aktivitäten hat in der Vergangen¬ 
heit überhaupt den Anspruch, der Herr¬ 
schaft des Kapitals auch nur an einer 


Stelle eine reale Alternative entgegen- 
zusetzten. Im Gegenteil: Die Wühlarbeit 
gegen die DGB-Gewerkschaften dient 
objektiv der Stärkung des Kapitals. 
Auch wenn die geäußerte Kritik der 
Rechten an Agenda 2010 und anderen 
Sauereien der vergangenen Bundesre¬ 
gierungen nicht glaubwürdig ist: Die Er¬ 
fahrungen mit den Nazis haben uns ge¬ 
zeigt, dass ihre Lügen durchaus in Teilen 
der arbeitenden Bevölkerung gegriffen 
haben. Wenn jemand scheinbar einfa¬ 
che Lösungen in Verbindung mit einem 
Sündenbock anstelle der Aufforderung 
zum Nachdenken, zum Erkennen von 
Zusammenhängen präsentiert, vermag 
er durchaus zu punkten. 

In den letzten Monaten sind die DGB- 
Einzelgewerkschaften wachsamer ge¬ 
worden, die Erkenntnis ist gewachsen, 
dass sie sich dem Problem stellen müs¬ 
sen. Das ist gut so. Die DGB-Gewerk- 
schaften sind gesellschaftlich nicht neu¬ 
tral. Der DGB hat sich 1945 als Antwort 
auf die Zersplitterung der Arbeiterbe¬ 
wegung als Einheitsgewerkschaft ge¬ 
gründet, um ein neues 1933 zu verhin¬ 
dern. 

Wehret den Anfängen - diese Erkennt¬ 
nis in den Betrieben umzusetzen, kann 
ein zentrales Projekt der Aktionseinheit 
der deutschen Arbeiterklasse werden. 
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Was zählte, waren Leichen 

Das Massaker von My Lai • Von Stefan Kühner 



Ein Mann und ein Kind, die von den US-Soldaten getötet wurden (16. März 1968, Ausschnitt). 


1968. Der Krieg, den die USA gegen 
Vietnam führte, wütete in aller Härte. 
Über 500 000 Soldaten der US-Armee 
stehen in Vietnam und General West¬ 
moreland forderte von Saigon aus wei¬ 
tere 260 000 Mann, um sie gegen die 
Befreiungsfront in den Kampf zu schi¬ 
cken. In Hue tobte die Schlacht in den 
historischen Kaiserpalästen. 

Die US-Militärführung hatte eine 
neue Taktik entwickelt: „Search and 
destroy“. Die kleinen und größeren 
Gruppen von Kämpfern der Befrei¬ 
ungsfront sollten aufgespürt und aus¬ 
einander getrieben werden. Ausein¬ 
andertreiben hieß allerdings nichts 
anderes als töten. Um den Erfolg der 
neuen Strategie unter Beweis zu stel¬ 
len mussten am Abend jedes Tages die 
getöteten Gegner gezählt und an das 
Pentagon gemeldet werden. Der so¬ 
genannte „body count“ war der Leis¬ 
tungsnachweis der US-Soldaten für 
ihre Vorgesetzten und ihre politischen 
Auftraggeber im Pentagon. Es war der 
Beweis, dass sie ihr Handwerk korrekt 


ausgeführt hatten. Nur, Gegner waren 
in dieser Phase des Krieges alle, die 
vietnamesisch aussahen und nicht zur 
südvietnamesischen Armee oder Po¬ 
lizei gehörten. Eine Unterscheidung 
von Kämpfern und Zivilisten wurde 
nicht gemacht - Vietnamesen waren 
Viet Cong, wie die Angehörigen der 
Nationalen Befreiungsfront (FNL) 
herabsetzend bezeichnet wurden. Tau¬ 
sende Menschen in den Dörfern und 
kleinen Städten, egal ob jung oder alt, 
Mann oder Frau, verloren in „Search 
and destroy“-Aktionen ihr Leben. 

Mord an 504 Zivilisten 

Zu einem der schrecklichsten Massa¬ 
ker im Kontext dieser Aktionen kam 
es am 16. März 1968 in dem mittel¬ 
vietnamesischen Dorf My Lai in der 
Provinz Quang Ngai. 504 unschuldige 
und unbewaffnete Zivilisten wurden 
von Soldaten der 11. Infanteriebriga¬ 
de der US-Armee niedergemetzelt. 
Der Kompaniekommandeur Ernest L. 
Medina erteilte in der Nacht vor dem 


Massaker den Befehl, das Dorf zu um¬ 
zingeln und auszulöschen. Angeblich 
sei dort ein Selbstverteidigungsbatail¬ 
lon des Viet Cong in Stellung gegan¬ 
gen. 250 bis 280 Soldaten wurden am 
Morgen des 16. März gegen 7:30 Uhr 
am Rande des Dorfes von Hubschrau¬ 
bern abgesetzt. Sie begannen auf das 
Dorf zu schießen. Obwohl kein Ge¬ 
genfeuer festzustellen war, gingen sie 
in breiter Front auf das Dorf zu und er¬ 
schossen alle Menschen, die ihren Weg 
kreuzten. Frauen und Kinder, die flie¬ 
hen wollten, wurden ebenso erschos¬ 
sen wie alte Männer, die der Feldar¬ 
beit nachgingen. Die Soldaten warfen 
Handgranaten in die Häuser. Ein alter 
Mann wurde in den Brunnen gewor¬ 
fen und mit einer Handgranate getö¬ 
tet. Zwei junge Frauen wurden zuerst 
vergewaltigt und dann aus nächster 
Nähe erschossen. Zeugen berichteten, 
dass sich etwa 150 Personen, zumeist 
Frauen und Kinder, in einem Graben 
versteckt hatten. Als sie furchtsam aus 
ihrem Versteck schauten, wurden sie 
von Zugführer Leutnant William Cal- 
ley einfach niedergemäht. Zusätzlich 
forderte er seine Soldaten auf, es eben¬ 
so zu machen. 

Zeugen des Massakers und Doku¬ 
mentaristen wurden der amerikani¬ 
sche Reporter Five Jay Robert und 
der Fotojournalist Ronald Haeberle. 
Sie waren ausdrücklich zu der Aktion 
eingeladen worden, ohne allerdings zu 
wissen was da passieren würde. 

Haeberle merkte bald, dass es sich 
nicht um eine normale Säuberungs¬ 
aktion handelte. Kaum waren sie aus 
den Hubschraubern gesprungen, sah 
er, wie ohne Vorwarnung das Feuer 
auf eine Gruppe von Menschen eröff¬ 
net wurde, die gerade durch ein Feld 
gingen. „Ich sah, wie eine Frau tot zu¬ 
sammenbrach und zwischen den Reis¬ 
pflanzen hegen blieb. Die Gis fuhren 
fort, auf sie zu schießen, zielten immer 
wieder auf sie. Sie hörten einfach nicht 
auf. Man konnte sehen, wie ihre Kno¬ 
chen durch die Luft flogen.“ 

Nicht nur Haeberle, auch Mit¬ 
glieder des Kommandos selbst wa¬ 
ren überrascht über die Brutalität der 
Soldaten. Einige weigerten sich mitzu¬ 
machen. Als Aufklärungs-Hubschrau¬ 
berpilot Hugh Thompson begriff, was 
da geschah, befahl er seiner Besat¬ 
zung zu landen. Der Bordschütze be¬ 
richtete später: „Thompson wollte Zi¬ 
vilisten retten, stellte sich mit seinem 
Hubschrauber zwischen Soldaten und 
Zivilisten, und befahl uns, ihm Feuer¬ 
schutz zu geben.“ 


Die Vorgesetzten wurden nie 
zur Verantwortung gezogen 

Nach dem Massaker händigte Hae¬ 
berle der Armeeführung vierzig 
Schwarzweißfotos aus. 18 Bilder, die er 
auf einem Farbfilm gemacht hatte, be¬ 
hielt er für sich. Sie gehören zu den be¬ 
kanntesten Fotos des Vietnamkriegs. 
Mit den „offiziellen“ Fotos versuchte 
die Army die Mordaktion als Erfolg 
darzustellen. Die „New York Times“ 
meldete am 17. März 1968 die Vernich¬ 
tung nordvietnamesischer Soldaten 
bei Son My. (Name der Dorfgemein¬ 
schaft, zu der auch My Lai gehörte) 

Es dauerte über ein Jahr, bis die 
Aufklärung in Gang kam. Ende April 

1968 kam der Soldat Roland Riden- 
hour nach Vietnam. Er war gerade 
zwanzig Jahre alt und traf im Stütz¬ 
punkt alte Freunde. Einer von ihnen, 
der in My Lai dabei war, erzählt ihm 
die ganze Geschichte. Ridenhour woll¬ 
te es zunächst nicht glauben und be¬ 
fragte andere Soldaten der Kompanie. 
Angesichts von zwölf übereinstim¬ 
menden Berichten war er schließlich 
davon überzeugt, dass da ein Massa¬ 
ker stattgefunden hatte. Am 29. März 

1969 verfasste er einen Brief, den er 
an Kongressmitglieder, Senatoren, 
Verteidigungs- und Kriegsministeri¬ 
um sowie hohe Offiziere schickte. Mit 
allen Namen der befragten Zeugen. Er 
erhielt nur drei positive Reaktionen. 
Das Verteidigungsministerium sprach 
von einem „Brief, mit Anspielungen 
auf Gerüchte, die im Umlauf sind über 
angebliche Grausamkeiten seiner Ka¬ 
meraden“. Trotzdem wurde Leutnant 
William Laws Calley, der Führer des 
Platoons von My Lai, im September 
vor Gericht gesteht. Die AP-Meldung 
wurde aber von keiner Zeitung über¬ 
nommen. 

Schließlich wurde der Journalist 
Seymour Hersh von einem Freund 


auf die Sache aufmerksam gemacht, 
interviewte Calley und einige ande¬ 
re. Seinen ersten Bericht bot er „Life“, 
„Look“ und anderen Magazinen an. 
Keines wollte ihn. Das alles sei doch 
alltäglich im Vietnamkrieg. Erst das 
eifrige Telefonieren eines Freundes, 
der eine kleine Nachrichtenagentur 
hatte, brachte den Durchbruch. Am 
13. November 1969 erschien ein Arti¬ 
kel über die Verhaftung Calleys in 35 
Zeitungen gleichzeitig (unter anderem 
in der „New York Times“). Jetzt ka¬ 
men auch Haeberles Farbfotos an die 
Öffentlichkeit, Beteiligte wurden im 
Fernsehen interviewt, und die Sache 
wurde weltweit bekannt. Am 5.12.1969 
veröffentliche die Sunday Times die 
heute weltbekannten Fotos auf zwei 
Doppelseiten. 

Calley, zu lebenslänglicher Haft 
verurteilt, wurde nach drei Tagen auf 
persönliche Intervention des US-Prä- 
sidenten Nixon aus dem Gefängnis 
entlassen und unter häuslichen Ar¬ 
rest gestellt. Der Soldat Ridenhour, 
der die Aufklärung initiiert hatte, 
wurde in einem Teil der Presse als 
„Verräter, Dreckskerl, Agent von 
Hanoi, Kommunist, Jude und eine 
Schande für unsere Gesellschaft“ be¬ 
schimpft. 1974 wird auch der Haus¬ 
arrest gegen Calley aufgehoben. Die 
Vorgesetzten Calleys, die den Befehl 
zum Töten gegeben hatten gingen 
straffrei aus. 

Buchtipp. 

Nguyen Khac Vien; Vietnam eine lan¬ 
ge Geschichte 

Zu beziehen über Freundschaftsge¬ 
sellschaft Vietnam, 

Duisburger Straße 46, 

40477 Düsseldorf 
fg-vietnam@t-online.de 
Antiquarischer Sonderpreis: 10,- Euro 


Aus dem Bericht der Augenzeugin Ha Thi Ouy „Sie haben mein 
Kind getötet". 

ln: Apokalypse Vietnam, Rowohlt-Verlag, Berlin, 2000; S. 163 -165 

Die Amerikaner erschienen ganz plötzlich und schenkten mir Zigaretten. Dafür 
sollte ich ihnen Wasser aus unserem Brunnen schöpfen. Aus jedem Eimer, den ich 
hochzog, musste ich trinken, bevor ich ihre Feldflaschen füllte, ja, ich musste jede 
Portion vorkosten. Dann verschwanden sie wieder, ohne irgendwas zu sagen. Das 
wiederholte sich noch einmal. Als sie zum dritten Mal kamen, war alles ganz an¬ 
ders. Riesengroße Flugzeuge tauchten auf, flogen dreimal hin und her und schos¬ 
sen dabei ununterbrochen um das Dorf herum; die Schüsse fielen wie Regen. Es 
war am frühen Morgen,fast alle Menschen waren noch zu Hause. Mein Mann war 
schon mit dem Wasserbüffel auf dem Feld und ich also mit unserem Kind allein. 
Wir suchten Schutz in den Bunkern. Dann erschienen Soldaten und forderten uns 
auf, zu einer Sammelstelle zu gehen. Wir taten alles, was sie verlangten. Ich hatte 
meinen kleinen Sohn bei mir, mit uns kamen viele andere Dorfbewohner. Wer auf 
dem Reisfeld stolperte und hinfiel, wurde sofort erschossen, ebenso ältere Leute, 
die nicht schnell genug laufen konnten. Ich fragte mich, was sind das für Menschen, 
die so wahllos um sich schießen, sind das überhaupt Menschen. Dann wurde ich 
am Oberschenkel getroffen. Es warein Steckschuss, ich fiel um, lief dann abertrotz 
großer Schmerzen weiter. Wir flehten die Amerikaner an, doch sie sagten nichts 
und feuerten einfach weiter.... Sie trieben die Menschen in den ausgetrockneten 
Kanal und feuerten auf sie. Auch mein Kind wurde getötet. Irgendwann verlor ich 
das Bewusstsein. Als ich wieder zu mir kam, lag ich auf dem Boden des Kanals, um 
mich herum nur Leichen. Ich hatte große Schmerzen im Bein, mein Kopf war mit 
Schlamm und Blut verschmiert, die sich wie eine Mütze verkrustet hatten. Auch 
meine Füße waren voller Blut, es floss wie Wasser. So gegen zehn Uhr - die Sonne 
stand schon hoch, und es war sehr heiß - kroch ich auf allen vieren ins Dorf zu¬ 
rück. Dort stand alles in Flammen. Auch unser Haus und die Kühe im Stall brannten 
lichterloh. Sogar die Bäume waren umgehackt. Doch unser Kind war tot. Ich war 
damals 44 Jahre alt. Heute bin ich 75 und immer noch sehr traurig und sehr böse. 
Aber ich kann ja nicht bis zum Himmel schreien, ich bin viel zu schwach.... Ich bin 
nur ein einfacher Mensch und weiß gar nicht, was das sind - die Amerikaner. Ich 
weiß nur: Sie haben mein Kind getötet. Hätte ich damals genug Kraft gehabt, hät¬ 
te ich sie auch getötet. 



Protestmarsch gegen den Krieg vor dem Pentagon in Washington, D.C. (Oktober 
1967). Die Bewegung gegen den Krieg verstärkte sich in den Folgejahren - vor 
allem auch, nachdem das Verbrechen von My Lai öffentlich bekannt wurde. 
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Rumänien 

Auf der Leipziger Buchmesse gibt es je¬ 
des Jahr ein Gastland, dem in literari¬ 
scher Hinsicht besonders viel Aufmerk¬ 
samkeit geschenkt wird. In diesem Jahr 
ist dieses Schwerpunktland Rumänien. 
Insgesamt vierzig ins Deutsche über¬ 
setzte Neuerscheinungen aus Rumänien 
werden in Leipzig vorgestellt. Üblich sind 
jährlich nur rund zehn Werke, wenn man 
bedenkt, dass jährlich rund 45 000 Neu¬ 
erscheinungen^ euauflagen erscheinen, 
dann relativiert sich das gehörig. Insge¬ 
samt 74 Veranstaltungen listet das Buch¬ 
messeprogramm zum Schwerpunkt Ru¬ 
mänien auf. Die unvermeidliche Herta 
Müller und die rumänische Sängerin Ada 
Milea gestalten einen Liederabend unter 
dem Motto „Grenze in der Tasche“. Dabei 
macht die Autorin Werbung für die von 
ihr behauptete „poetische und politische 
Kraft“ ihrer Texte. Einen Blick auf Ru¬ 
mänien aus Sicht der deutschen Gegen¬ 
wartsliteratur soll man hingegen durch 
den Sammelband „Wohnblockblues mit 
Hirtenflöte - Rumänien neu erzählen“ 
erhaschen. Darin schreiben deutschspra¬ 
chige Autorinnen und Autoren über „ihr“ 
Rumänien. Vertreten sind unter anderem 
Uwe Teilkamp (über diesen Herrn gleich 
mehr) und Ingo Schulze. Mit Betrachtun¬ 
gen über interkulturelle Sichtweisen wol¬ 
len der rumänische Autor Mircea Carta- 
rescu und der Friedenspreisträger Navid 
Kermani mit der Frage „Hat Kultur noch 
einen Sinn?“ uns sicherlich einen gefälli¬ 
gen Mix präsentieren. 

Stimmung 

Pünktlich zur Buchmesse sorgt der 
Schriftsteller Uwe Tellkamp („Der 
Turm“) mit Äußerungen über Flüchtlin¬ 
ge und angeblich drohende Repressio¬ 
nen gegen Andersdenkende in Deutsch¬ 
land für ein heftiges Rauschen im bür¬ 
gerlichen Feuilleton. Bei einem Disput 
am Donnerstagabend letzter Woche im 
Dresdner Kulturpalast betrieb er zudem 
auch passende Medienschelte. 

Wer sich kritisch äußere, werde gleich 
in die rechte Ecke gestellt, lautete eine 
steile These Tellkamps. In Deutschland 
existiere ein „Gesinnungskorridor zwi¬ 
schen gewünschter und geduldeter Mei¬ 
nung“. Sachsens Ministerpräsident Mi¬ 
chael Kretschmer verteidigte am Tag 
danach den Schriftsteller. „Ärgerlich ist 
die schon wieder beginnende Stigmati¬ 
sierung“, sagte der CDU-Politiker, Tell¬ 
kamp sei ihm als kritische Stimme will¬ 
kommen. Der Suhrkamp-Verlag ging auf 
Distanz: „Aus gegebenem Anlass: Die 
Haltung, die in Äußerungen von Auto¬ 
ren des Hauses zum Ausdruck kommt, ist 
nicht mit der des Verlags zu verwechseln. 
#Tellkamp“ twitterte der Verlag. 

Gratulation 

Der Liedermacher Konstantin Wecker 
und die Redaktion der Zeitschrift „Wis¬ 
senschaft & Frieden“ sind mit dem Göt¬ 
tinger Friedenspreis ausgezeichnet wor¬ 
den. Wecker ist unter anderem für sein 
musikalisches Engagement gegen rechte 
Gewalt und sein aktives Wirken in der 
Flüchtlingshilfe ausgezeichnet worden. 
Die seit 1983 erscheinende Zeitschrift 
„Wissenschaft & Frieden“ untersuche 
Gewaltursachen, beziehe Position zur 
Verantwortung der Wissenschaft und 
thematisiere Wege und Möglichkeiten 
zur zivilen Konfliktlösung. Im Oktober 
1983 ergriff der Bund demokratischer 
Wissenschaftler und Wissenschaftlerin- 
nen (BdWi) die Initiative für die Her¬ 
ausgabe des Informationsdienstes Wis¬ 
senschaft und Frieden. Rainer Rilling 
und Paul Schäfer übernahmen die Re¬ 
daktion, mittlerweile sind viele Friedens¬ 
und Konfliktforscher der Zeitschrift ver¬ 
bunden. Der Friedenspreis wird von der 
Stiftung Roland Röhl an Personen oder 
Gruppen verliehen, die sich durch wis¬ 
senschaftliche Arbeit oder praktisch 
für den Frieden einsetzen. Die Stiftung 
wurde durch Testament von Dr. Roland 
Röhl errichtet, der seinem zentralen An¬ 
liegen zu Lebzeiten - der Konflikt- und 
Friedensforschung - auch nach seinem 
Tod zur Geltung verhelfen wollte. Die 
Stiftung, die seinen Namen trägt, ist seit 
1998 in seinem Sinne tätig. Die Preisver¬ 
leihung fand am 10. März in der Uni Göt¬ 
tingen statt, leider ohne Konstantin We¬ 
cker, der durch andere Termine/Auftritte 
verhindert war. Herbert Becker 


Damals, als die Körperfresser kamen 

Manja Präkels’ Romandebüt „Als ich mit Hitler Schnapskirschen aß“ 


B ekanntlich - na ja, wenigstens 
nicht völlig vergessen - verglich 
Peter Hacks den Hegemoniever¬ 
lust im Volk, das sich gegen ihr Ende in 
der DDR nach dem Westen und seinem 
Kapitalismus sehnte, damit, man wolle 
einen verfaulten einem unreifen Apfel 
vorziehen. In einer Szene beschreibt 
„Singende-Tresen“-Sängerin Manja 
Präkels in ihrem Romandebüt die Pa¬ 
rade zum 40. Geburtstag der Republik 
in Ostberlin: „Wie eine träge Raupe im 
Innern eines Apfels wälzte sich unser 
Zug dahin.“ 

„Als ich mit Hitler Schnapskirschen 
aß“ ist die Chronik eines Untergangs. Der 
des Realsozialismus in Ostdeutschland, 
jenes Apfels, der (trotz Unreife) schon 
angeschlagene Stellen hat. Ich-Erzäh- 
lerin Mimi Schulz, wie Präkels Baujahr 
1974, bekommt das in der brandenburgi- 
schen Kleinstadt zu spüren. Dort erlebt 
sie auch den zweiten Teil der Chronik, 
den Wiederaufstieg des Faschismus und 
dessen marodierender Totschlägerban¬ 
den, die die Straßen und Jugendclubs für 
sich beanspruchen. 

Mimi und ihr Umfeld sind ein Holz¬ 
schnitt jener Zeit. Sozial entfremdete 
Nachbarsfamilien, der ein oder ande¬ 
re Deutschnationalist und die Omi, das 
Gorbatschow-Fangirl, nehmen viel vom 
abwendbaren Ende voraus. Denn der 
Arbeiter-und-Bauern-Staat ging ja nicht 
völlig gesund hops. Der Vater, nicht nur 
körperlich von Invalidität bedroht, plap¬ 
pert nach dem Tod jenes Staats zuerst 
den offenen Rassisten nach und geht 
dann in die SPD. Der Job der eigenen 
Mutter an Mimis Schule wird mit Gän¬ 
gelei torpediert. Man erkennt den DDR- 
Abschluss nicht an, während man sie auf 


offener Straße bedrängt, als „rote Fotze“ 
beschimpft. 

Groß ist das Figurentableau vor al¬ 
lem, wenn es um die Gleichaltrigen geht, 
durch die der Spaltpilz wuchert, bis der 
Stamm an Klassenkameradinnen ent¬ 
zweit ist: Die Neonazis, wie Oliver, der 
titelgebende Schnapskirschenmampfer, 
auf der einen Seite, und Mimi und die Al¬ 
ternativen, Punks, Gruftis, oder einfach 
nur Nichtfaschistinnen auf der anderen. 
Die Reihenfolge in der Nahrungskette ist 
klar: Gejagt und totgeschlagen werden 
die Letzteren. 

Gewinner gibt es aber keine. Alle 
vereint der umfassende Existenznot¬ 
stand. Kahlschlag und Arbeitslosigkeit 
schlagen in Brandenburg ein wie die 
Atombombe, von deren Einsatz die 
Schülerin Mimi im Unterricht erfährt 
und die sie zu einem Friedensgedicht in¬ 
spiriert. Vielmehr aber wie ein Meteorit, 
bevor man überhaupt davon wusste, dass 
Himmelskörper auch auf die Erde kra¬ 
chen können. Mit so großer Naivität hat 
man die „Wende“ mitgemacht, dass der 
Glaube, „das Sowjetvolk“ habe den Fa¬ 
schismus „ein für alle Mal besiegt. Und 
mit ihm alle Nazis, bis auf ein paar, die 
bald sterben würden. Drüben, im Wes¬ 
ten“, von der Realität als irr gescholten 
wird. Denn der Westen, vielmehr wofür 
er steht, kommt zurück und mit ihm nicht 
nur Konsummittel, sondern auch Kon¬ 
kurrenz und Naziterror. 

Mimis Generation (nicht nur ihre) 
stürzt sich in Gewalt, Drogen und Alko¬ 
hol. „Niemand hatte vor Maß zu halten.“ 
Mimi selber - als Pionierin noch vom 
Sozialismus überzeugt (Präkels lässt auf 
Mimis Friedensgedicht den Anfang des 
Jungpionierschwurs auf der gleichen Sei¬ 


te folgen) - wird magersüchtig. Die Bläs¬ 
se der meisten Figuren rührt aber leider 
nicht nur von solcher Mangelernährung. 

Manja Präkels 4 Sprache, wenn sie 
nicht punktlandend auf Zeit und Ort 
verweist, wo man ein „Sittenfiffi“ ist und 
einer „blümerant“ wird, ist subtil, selten 
literarisch-zärtelnd. Dafür stechen Pas¬ 
sagen wie eine Kaffeefahrt zu Wasser 
nach der Konterrevolution umso deut¬ 
licher hervor: „Das Pyramidenspiel, bei 
dem man ,todsicher 4 gewinnen würde, 
war in aller Munde. Gegenübernach¬ 
bar Flötenberg, stets freundlicher Zopf¬ 
träger und Hausmeister im Kulturhaus, 
hatte sich bereits beteiligt und erwartete 
seine Auszahlung in Kürze. Man ließ ihn 
hochleben.“ 

Interessant ist die Perspektive: Die 
des Opfers von Nazigewalt. Faschos sind 
hier nicht die eigentlich sympathischen 
Kerls, wie sie die jetzige, postmodern tu¬ 
ende Literatur so gern zeichnet, sondern 
tatsächlich das Übel, das Kohl und Co. 
in Brandenburg massenhaft reinstallie¬ 
ren ließen: 

,„Mimi, nimm 4 s nich so schwer. Für 
die kleenen Leute hat sich noch nie 
wat zum Bessern jewendet. Biste unten, 
bleibste unten. 4 

,Was hat das denn mit den Nazis zu 
tun? 4 

,Na allet! 4 “ 

Leider ist es aber auch ihre Ohn¬ 
macht, die vordergründig ist. Das PDS- 
Wählen der Mutter ist nur fernes Echo 
eines antikapitalistischen Widerstands, 
der sich insgeheim ganz gut mit dem ar¬ 
rangieren lässt, wie es so in der großen 
BRD eben zugeht. Ein wirklicher Ant¬ 
agonist fehlt, selbst der Nazirottenchef 
„Hitler“, der zu zahme Kampfhundwel¬ 


pen aus dem Fenster wirft, taucht nur 
sporadisch immer wieder auf. Präkels 
entwickelt in ihrem Roman vielmehr 
die Figuren selbst zu ihren Gegnerinnen: 
Weil ihnen ihre infantile Überzeugung, 
die Geschichte wäre frei von Rückschlä¬ 
gen, auf die eigenen Füße fällt. Weil sie 
von heute auf morgen nichts anderes 
können, als mit ihrer Umwelt zu frem¬ 
deln. Weil sie wie sedierte „Zombies“ 
sind oder gehirngewaschene „Körper¬ 
fresser“, die plötzlich ganz anders tun 
und reden, weil der Wind sich gedreht 
hat. 

Jene Gesellschaft, die Widersprü¬ 
che immer in die Schuhe der Verein¬ 
zelten schiebt, hat sich im zweiten Teil 
von „Als ich mit Hitler Schnapskirschen 
aß“ so rasch etabliert, man glaubt kaum, 
dass es vorher anders gewesen ist: „Im¬ 
mer wenn Helmut Kohl lächelte, kam ich 
mir wie eine Idiotin vor.“ 

Ronald M. Schernikaus Hinweis, der 
Sieg des Feindes und die eigene Nieder¬ 
lage seien „Angelegenheiten bloß eines 
Jahrhunderts“, ist jenen nicht hilfreich, 
denen der Kahlschlag nicht nur den ei¬ 
genen Körper wegfrisst, sondern auch al¬ 
les Selbstbewusstsein, das sie mal hatten. 

Ken Merten 


Manja Präkels: 
Als ich mit Hit¬ 
ler Schnapskir¬ 
schen aß,Verbre¬ 
cher Verlag 2017, 
232 S., 20 Euro 
(eBook: 11,99 
Euro) 


MIM JA m*US 

ALS ICH 
MIT HITLER 
SCHNAPS- 
KIRSCHEN Aß 

IMUN 


Aus der Bücherkiste 

Einige Neuerscheinungen, keine Empfehlungen 


Einem politischen Thema, das nicht 
in Vergessenheit geraten darf, widmet 
sich Uwe Timm in seinem neuen Ro¬ 
man „Ikarien“. Es geht um Rassentheo¬ 
rie, um Rassenpolitik und besonders um 
die Verbrechen unter dem beschönigen¬ 
den Namen Euthanasie. Timm erzählt 
uns die Lebensgeschichte eines führen¬ 
den Vertreters des 
deutschen Rassis¬ 
mus, Alfred Ploetz, 
der bereits in den 
1880er Jahren für 
die „Reinheit des 
deutschen Blutes“, 
nicht nur Stimmung 
machte, sondern in 
weiten Teilen der 
Bourgeoise und 
im aufkommenden deutschen Faschis¬ 
mus Beachtung und Zustimmung fand. 
Er starb, hochgeachtet 1940 und konnte 
die „Früchte“ seiner Bemühungen nicht 
mehr ausreichend erleben. 

Pikant an seinem Leben ist, dass er 
sich als junger Wissenschaftler für das 
Projekt „Ikarien“ begeisterte, einer nach 
Etienne Cabets gleichnamigem utopi¬ 
schen Roman sich in Nordamerika an¬ 
siedelnden Gruppe, die wirren urkom- 
munistischen Idealen folgend eine neue 
Gesellschaft aufbauen wollten. Ploetz 
besuchte die Gruppe, drehte dann aber 
ab mit der Vorstellung, dass es für eine 
„Neue Gesellschaft 44 der Erbgesundheit 
und der Abwehr fremder Völker bedürfe. 

Wie Uwe Timm dies erzählt, ist dann 
leider etwas bemüht, denn er baut eine 
Rahmenhandlung ein, die für diese ei¬ 
gentlich wichtige politisch-ideologische 
Herausbildung des Rassismus völlig 
überflüssig ist: Ein US-Soldat wird nach 
Ende des II.Weltkriegs damit beauftragt, 
den Spuren Ploetz 4 zu folgen, dabei trifft 
er einen alten Antiquar, der sich in einem 
Keller zwischen und unter Buchregalen 
sich versteckt hatte, deutsche „Fräuleins“, 
die sich anbieten, wenig begeisterte Vor¬ 
gesetzte und ein gesellschaftliches Klima 
in Bayern, wo man sich Ruhe wünscht 
und kein Interesse daran hat, die „alten 
Zeiten“ gründlich zu begreifen. 


Uwe Timm, der uns mit vielen Ro¬ 
manen und Erzählungen über viele Jahre 
begeistert hat, hat hier leider kein neu¬ 
es Meisterwerk vorgelegt, es ist zu ge¬ 
schwätzig, hat zu viele Wiederholungen 
und bekanntlich sind erotische Szenen, 
die von alten Männern geschrieben wer¬ 
den, selten amüsant. 

★ 

Horst Eckert hat schon einige gute Kri¬ 
mis geschrieben, seine Figur Vincent 
Veith ermittelte bereits in einigen span¬ 
nenden Fällen, auch mit aktuellem poli¬ 
tischen Hintergrund. In diesen Tagen er¬ 
scheint nun sein neuer Band „Der Preis 
des Todes“ und ist ärgerlich. Eine Anein¬ 
anderreihung von Klischees, schon zig¬ 
mal gelesener Abläufe und einer Perso¬ 
nenführung, die ab¬ 
sehbar ist, verdirbt 
den Lesespaß schon 
nach 50 bis 60 Sei¬ 
ten. Ein ermordeter 
MdB, smart und auf 
dem Karrieretrip, 
eine TV-Moderato- 
rin, die was wittert, 
ein undurchsich¬ 
tiger Pharmakon¬ 
zern, Geschäfte mit 
Organhandel in Flüchtlingslagern und 
ein schwerkranker Kommissar, der allen 
Widrigkeiten zum Trotz aufklären will. 
Poetisch soll wohl sein „der Montagmor¬ 
gen begann mit blauem Himmel“; realis¬ 
tisch soll sein, dass Hotels und Ministeri¬ 
en in Berlin präzise beschrieben werden; 
spannend soll sein, wenn Politiker sich 
rausreden und Staatsanwälte ihre Arbeit 
machen oder ein Feature der TV-Tante 
geschnitten wird. Eckert kennt sich damit 
aus, schon mehrere seiner Bücher waren 
Drehbuch-Vorlagen. Über 400 Seiten, 
die die Zeit nicht lohnen, selbst wenn 
man irgendwann nur noch quer liest. 

★ 

2010 machte das Büchlein von Stepha¬ 
ne Hessel „Empört Euch“ viel Wirbel 
und Auflage. Nun gibt es ein umfang¬ 
reicheres Buch mit dem Titel „Empö¬ 
rung reicht nicht“, verfasst von Mehmet 
Daimagüler, einem Nebenklägervertre¬ 


ter im noch immer 
laufenden Mün¬ 
chener NSU-Ver- 
fahren. Engagiert 
und wortgewaltig 
können wir sein 
Plädoyer auf über 
250 Seiten nachle- 
sen, zusätzlich lie¬ 
fert Daimagüler 
einen Überblick 
über den Stand der Erkenntnisse, die im 
Prozess gewonnen wurden. Aber seine 


Vorstellungen davon, was Ursache, was 
Wirkung, was behördliches Versagen 
und was gewolltes Handeln war, krankt 
an der Beschränktheit, den bürgerlichen 
Staat als das auszumachen, für was er 
steht, die Interessen, die er selbst hat 
und die, denen er dient. Sein Plädoyer, 
mehr zu tun, als sich zu empören, kommt 
über die Beschwörung, dass dies „unser“ 
Staat sei, „unsere“ Demokratie, „unser“ 
Rechtsstaat, nicht hinaus. Eigentlich be¬ 
lässt er es bei Empörung und Betroffen¬ 
heit. H.B. 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Zu Umwälzungen in den 
heutigen Naturwissenschaften 

Im April 1987 veranstalteten die Marx- 
Engels-Stiftung und der Marxistische 
Studentenbund Spartakus an der 
Bergischen Universität Wuppertal eine 
wissenschaftliche Konferenz zu die¬ 
sem Thema. Acht Referate wurden 
gehalten, denen jeweils eine Diskus¬ 
sionsrunde folgte. Themen z. B.: „Marxismus und Naturwis¬ 
senschaften“ (H. J. Sandkühler) , „Ökologieprobleme - Krise 
des Marxismus“ (E. Gärtner), „Notwendige Anmerkungen zur 
kritischen Funktion der Philosophie gegenüber den Naturwis¬ 
senschaften“ (M. Weingarten). Das Schlusswort der Tagung 
hielt Robert Steigerwald. 

Edition Marxistische Blätter 1988, kartoniert, 193 Seiten, ein¬ 
geschweißt, 4 Euro 

www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 



Uwe Timm 




Mehniet Daimagüler 

EMPÖRUNG 

REICHT MICHT! 
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„Koba, wozu brauchst Du meinen Tod?“ 

Zu den Moskauer Prozessen 1936/38 • Von Robert Steigerwald 


In der Zeit der sogenannten „Moskauer Prozesse“ der Jahre 1936 bis 1938 wurden 
Zehntausende führende Funktionäre des Sowjetstaates als Staatsfeinde angeklagt, 
schuldig gesprochen und hingerichtet. Unter ihnen Nikolai Bucharin, am 13. März 
1938 zum Tode verurteilt und erschossen. Mit den die kommunistische Bewegung 
bis heute belastenden Erscheinungen des „Großen Terrors“ setzte sich Robert 
Steigerwald in einem Beitrag für die „Marxistischen Blätter“ 5/2007 auseinander, 
den wir hier - stark gekürzt - wiedergeben. 


D er Antikommunismus wird in den 
Monaten, da sich die Moskauer 
Prozesse von 1936 bis 1938 jäh¬ 
ren, äußerlich das Geschehene verurtei¬ 
lend, innerlich jedoch die Ermordung so 
vieler gestandener Revolutionäre genie¬ 
ßen. Manche Kommunisten/Sozialisten 
beiderlei Geschlechts sind wütend, wenn 
auch wir auf diese Prozesse zu sprechen 
kommen und meinen, das sei Defätismus 
(politische und ideologische Entwaff¬ 
nung der eigenen Reihen). Mit diesem 
Vorwurf begehen sie gleich eine ganze 
Reihe von Fehlern. 

1. Defätismus? Man soll Ursache und 
Wirkung nicht verwechseln. Die ideolo¬ 
gische und politische Entwaffnung un¬ 
serer Reihen findet nicht dadurch statt, 
dass wir uns mit wirklichem Gesche¬ 
hen auseinandersetzen. Der Vorwurf 
wäre aber berechtigt, wenn diese nötige 
Auseinandersetzung in antikommunisti¬ 
scher Manier stattfände. Natürlich wird 
der Gegner mit einem Riesenschwall 
von Lügen arbeiten. Das ist so seit Jahr 
und Tag und wird auch in der Zukunft 
so bleiben. 

2. Die Tuchatschewski-Affäre (dazu spä¬ 
ter) hat die Rote Armee beim Überfall 
Nazideutschlands zu furchtbaren Op¬ 
fern, das Land fast an den Rand des Zu¬ 
sammenbruchs geführt: Das war de facto 
Defätismus! 

3. Wer in solchen Fällen schweigt, gibt zu 
erkennen, dass er ein schlechtes Gewis¬ 
sen hat. Übrigens: das müssen wir auch 
haben. Und gerade deshalb müssen wir 
uns zum Thema äußern. 

4. Das Problem, um das es geht, stellt 
eine riesige Hürde zwischen uns und je¬ 
nen vor allem jungen Menschen dar, die 
wir für unsere Sache gewinnen wollen. 
Wenn wir sie ansprechen wollen, müs¬ 
sen wir uns dem Thema stellen, müssen 
klar sagen, was wir über das Geschehe¬ 
ne wissen, ob wir dafür triftige Gründe 
oder Verbrechen sehen, ob wir uns dar¬ 
über Gedanken machen, wie man solche 
Dinge in Zukunft vermeiden kann.Wenn 
uns das nicht gelingt, bleiben die Türen 
zu uns verschlossen, da können wir noch 
so viel Positives über den zunächst un¬ 
terlegenen Sozialismus mitteilen. Außer¬ 
dem haben diese Ereignisse tiefgreifend 
und langwierig gewirkt. Nicht nur in der 
Sowjetunion, sondern in der kommunis¬ 
tischen Weltbewegung als Ganzer. Wir 
spüren die Nachwirkungen doch noch 
heute. 

Worum geht es? 

Um mehrere große Prozesse, die von 
1936 bis 1938 in Moskau stattfanden. 
Betroffen waren alle noch lebenden be¬ 
kannten führenden Genossen des Ro¬ 
ten Oktober. Von den 25 Genossen, die 
zwischen 1919 und 1921 dem Zentralko¬ 
mitee der Bolschewiki angehörten, star¬ 
ben nur vier nicht infolge der Prozesse, 
von den 32 Mitgliedern des Politbüros 
in den Jahren 1919 bis 1932 wurden 17, 
von den früheren Volkskommissaren 18, 
von den Botschaftern und Gesandten 16 
hingerichtet. Von den ZK-Mitgliedern, 
gewählt vom XVII. Parteitag, fielen 70 
Prozent und von seinen 1 966 Delegier¬ 
ten 1108 den „Maßnahmen“ zum Opfer. 
Die Liste ist längst nicht vollständig. Ge¬ 
mäß heute zugänglichem sowjetischem 
Archivmaterial wurden damals 681 692 
Hinrichtungen vorgenommen. 

Manche wollen wegen der histori¬ 
schen Zusammenhänge die Prozesse 
rechtfertigen: Der Machtantritt der Nazis 
in Deutschland hatte die politischen Ge¬ 
wichte in Mitteleuropa erschüttert. Thäl¬ 
manns Wort von 1932: „Wer Hindenburg 
wählt, wählt Hitler! Wer Hitler wählt, 
wählt den Krieg!“ oder Stalins Worte auf 
dem KPdSU-Parteitag von 1934, mit der 
Hitler-Partei sei jene Partei in Deutsch¬ 
land an die Macht gelangt, welche die 
Kriegserklärung an die Sowjetunion in 
der Tasche habe. Es war klar, dass sich 


die Sowjetunion auf diese neue Situati¬ 
on einstellen musste. Die Nazis brachen 
eine Festlegung des Versailler Vertrags 
nach der anderen: 1934 Aufhebung der 
Entmilitarisierung des Rheinlands, 1936 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, 
1938 „Anschluss“ Österreichs. Die West¬ 
mächte fielen Hitler nicht in den Arm. 

Beim Bürgerkrieg in Spanien hat¬ 
ten sie sich ebenso „neutral“ verhalten 
wie bei Mussolinis Überfall auf Äthiopi¬ 
en. England schloss ein Abkommen mit 
Nazideutschland über dessen Seeauf¬ 
rüstung. Beim Verrat in München war¬ 
fen die Westmächte Hitler die Tschecho¬ 
slowakei zum Fraß vor. Stalin musste er¬ 
kennen, dass nicht nur Nazideutschland 
den Krieg gegen die Sowjetunion plan¬ 
te, sondern dass die Westmächte in die¬ 
sem Krieg „Schmiere“ für Hitler stehen 
würden. Wenn immer mal wieder über 
Stalins Paranoia spekuliert wird - es gab 
wirklich eine Paranoia: Stalin musste sich 
entweder auf diesen Krieg oder auf die 
„Zusammenarbeit“ mit Nazideutschland 
einstellen - und die Geschichte lief dar¬ 
auf hinaus, dass er jede der „irrsinnigen“ 
Varianten „ausprobieren“ musste. 

Angesichts dieser geradezu verrück¬ 
ten Sachlage musste sich die sowjetische 
Führung, und das hieß nun einmal Stalin, 
darüber Gedanken machen, wie es um 
das militärische Potential, um Ruhe und 
Frieden im Land bestellt sei. Zu den his¬ 
torischen Zusammenhängen gehört auch 
die wechselvolle Geschichte des Sowjet¬ 
landes selbst. Die war verbunden mit 
nicht wenigen Auseinandersetzungen, 
hatte auch zur Bildung von Lagern und 
Fraktionen geführt. 

Wie also stand es um die innere Sta¬ 
bilität des Landes, wie würde sie sich im 
Fall des Krieges mit dem hoch gerüste¬ 
ten deutschen Imperialismus bewähren? 

Es ging um Fragen des Lebens und 
Überlebens der Sowjetmacht. Nicht nur 
Stalin stellte sich solchen Fragen: „Wir 
hätten größere Verluste im Krieg erlei¬ 
den können - vielleicht sogar eine Nie¬ 
derlage -, wenn die Führung instabil ge¬ 
wesen wäre und interne Uneinigkeit wie 
Risse in einem Felsen entstanden wäre 
...Wären keine brutalen Maßnahmen 
ergriffen worden, hätte es die Gefahr 
einer Spaltung der Partei gegeben.“ Es 
gibt sogar im letzten Brief, den Bucha¬ 
rin aus der Todeszelle an Stalin schrieb, 
einen Hinweis darauf, dass auch ihn die¬ 
se Frage quälte: „Es existiert irgendei¬ 
ne große und kühne politische Idee ei¬ 
ner generellen Säuberung a) im Zusam¬ 
menhang mit einer Vorkriegszeit, b) im 
Zusammenhang mit dem Übergang zur 
Demokratie. Diese Säuberung erfasst a) 
Schuldige, b) Verdächtige und c) poten¬ 
tiell Verdächtige ... Wäre ich völlig da¬ 
von überzeugt, dass Du genau so denkst, 
so wäre es mir bedeutend leichter ums 
Herz.“ (Vor seiner Ermordung bat er um 
einen Zettel und einen Bleistift. Beides 
wurde ihm gewährt. Er schrieb darauf: 
„Koba, wozu brauchst Du meinen Tod?“ 
Koba, das war einer der Umgangsnamen 
Stalins.) 

Die Frage, wie eine Staats- und Par¬ 
teiführung auf Gefahren dieser Art re¬ 
agiert, kann nicht am Maßstab des soge¬ 
nannten normalen Verhaltens beurteilt 
werden. Es gab sicher eine Anzahl von 
Gründen für die Moskauer Prozesse, si¬ 
cherlich Feinde der Partei, des Staates, 
auch Stalins persönlich, und es gab natür¬ 
lich auch „Rivalen“ und folglich gab es 
auch „persönliche“ Gründe. Doch man 
sagt, die Prozesse hätten dem Schutz des 
Landes gedient. Denn es geht ja doch ge¬ 
gen all unsere ideologischen, politischen 
und moralischen Überzeugungen anzu¬ 
nehmen, dass Kommunisten, Sozialisten, 
eine sozialistische Staatsmacht anders 
handeln könnten als zur Abwehr größ¬ 
ter Gefahren wirklich nötig sein müsste. 

Haben also die Maßnahmen tatsäch¬ 
lich dem vorgegebenen Zweck gedient? 


Hat die faktische Enthauptung der Ro¬ 
ten Armee, hat die im Gefolge der Tuch¬ 
atschewski-Affäre erfolgte Vernichtung 
ihrer militärischen und politischen Füh¬ 
rung bis hinab auf die Ebene der Batail¬ 
lone dem Schutz des Landes gedient? 
Dies hat doch dazu geführt, dass der 
kopflos gemachten Armee beim Beginn 
des Naziüberfalls furchtbare Verluste zu¬ 
gefügt, das Land fast an den Abgrund ge¬ 
stoßen werden konnte. 

Haben die Prozesse Beweise für das 
Vorhandensein einer „Fünften Kolonne“ 
im Land erbracht? Und wenn es solches 
Potential gegeben habe, wie groß hätte es 
sein können? Zu fragen ist, wie solches 
„Beweismaterial“ herausgefunden wur¬ 
de, auch zu fragen ist nach der Verhält¬ 
nismäßigkeit der durchgeführten Maß¬ 
nahmen und angewandten Mittel. 

Dazu gibt es Feststellungen eines 
Mannes, der es nicht nur wissen muss¬ 
te, sondern selbst neben Stalin führend 
an den „Maßnahmen“ beteiligt war. Die 
Rede ist von Molotow. Im Jahre 1973 sag¬ 
te er in einem Interview: „Die Geständ¬ 
nisse“ (der Moskauer Prozesse) „schie¬ 
nen nicht echt und übertrieben zu sein. 
Ich erachte es für unvorstellbar, dass 
Rykow, Bucharin und sogar Trotzki den 
sowjetischen Fernen Osten, die Ukraine 
und selbst den Kaukasus an eine frem¬ 
de Macht abtreten wollten. Das schlie¬ 
ße ich aus.“ Aber gerade wegen dieser 
Vorwürfe wurden Bucharin und Rykow 
erschossen! „Es ist tatsächlich sehr trau¬ 
rig, dass so viele unschuldige Menschen 
sterben mussten.“ „Ich unterschrieb Lis¬ 
ten mit Namen von Menschen, die auf¬ 
rechte und engagierte Bürger gewesen 
sein könnten.“ 

Halten wir fest: Falsche Geständ¬ 
nisse, viele unschuldige Menschen.Vor 
dem Hintergrund solcher Selbstzeugnis¬ 
se Molotows und anderer Genossen: Wo 
ist da die „Fünfte Kolonne“? Sie existier¬ 
te in erfolterten „Geständnissen“. Mehr 
gab es nicht. Zumal Bucharin erklärte, 
seit sieben Jahren keine Meinungsver¬ 
schiedenheit mit der Partei, der Partei¬ 
führung, der Parteilinie mehr gehabt zu 
haben. In seinem letzten - bereits er¬ 
wähnten - Brief an Stalin aus der To¬ 
deszelle schrieb er: „Ich schreibe diesen 
Brief wahrscheinlich als meinen letzten 
Brief vor meinem Tode. ... Am Rande 
des Abgrunds stehend, aus dem es kein 
Zurück gibt, gebe ich Dir mein allerletz¬ 
tes Ehrenwort, dass ich die Verbrechen, 
die ich während der Untersuchung zu¬ 
gegeben habe, nicht begangen habe ... 
In all den letzten Jahren habe ich mich 
ehrlich und aufrichtig an die Parteilinie 
gehalten ...“ 

Irrsinnigste Geständnisse - nicht nur 
jene Bucharins - wären unnötig gewe¬ 
sen, hätte es in den Prozessen materielle 
Beweismittel gegeben. Wenn es um Ver¬ 
schwörungen jenes Ausmaßes gegangen 
wäre, bei so vielen Zehntausenden Be¬ 
troffenen, hätte man unweigerlich mehr 
für die Prozesse zu Händen gehabt als 
nur „Geständnisse“ als einzige Prozess¬ 
mittel. 

Bucharin hat gestanden 

Tuchatschewski war der Oberbefehls¬ 
haber der Sowjetarmee, er wurde der 
Planung eines militärischen Putsches 
gegen die Sowjetführung beschuldigt 
und deswegen hingerichtet. Die „Af¬ 
färe“ wird als gezielte Provokation 
entsprechender Stellen im faschisti¬ 
schen Deutschland dargestellt, die in 
bestimmten Kreisen der sowjetischen 
Sicherheitsorgane bereitwillig aufge¬ 
griffen wurde. 

Dennoch: Nehmen wir an, die 
Putschpläne hätte es gegeben, so stel¬ 
len sich folgende Fragen: Rechtfertig¬ 
te der Verrat des militärischen Ober¬ 
befehlshabers (der natürlich Mitwisser 
und Mistreiter haben muss) das, was 
der Hinrichtung Tuchatschewskis und 
anderer folgte? Im Ergebnis wurden 
vernichtet: drei von fünf Marschällen, 
13 von 15 Armeegenerälen, 62 von 85 
Korps-Kommandeuren, 110 von 195 
Divisions-Kommandeuren, 220 von 
406 Brigade-Kommandeuren. Verhaf¬ 
tet wurden 6 000 Offiziere vom Oberst 
aufwärts, davon wurden 1 500 hinge¬ 


richtet. Die Gesamtzahl der bei dieser 
Kampagne ermordeten Offiziere be¬ 
trug - die Zahlen sind unterschiedlich - 
mindestens 20 000. Faktisch wurde da¬ 
durch mittelbar dem Feind geholfen! 

Wie reagierte Hitler auf diese Hin¬ 
richtung einer angeblichen Fünften 
Kolonne, war er betroffen über diesen 
„Verlust“ seines angeblichen Potenti¬ 
als in der SU? Darüber sprach Keitel 
während des Nürnberger Kriegsver¬ 
brecherprozesses: „Stalin hat 1937 die 
erste Garnitur seiner Offiziere liqui¬ 
diert.“ Und „die neue Generation ver¬ 
fügt noch nicht über die Hirne, die ge¬ 
braucht werden.“ 

Es gibt über jeden Zweifel erhabe¬ 
ne Zeugen, Zeugen aus der deutschen 
kommunistischen Bewegung. Werner 
Eberlein berichtet, sein Vater Hugo, 
enger Freund Lenins und Rosa Lu¬ 
xemburgs, Mitbegründer von KPD und 
Komintern, sei gefoltert worden. „Man 
habe von ihm ein Geständnis über eine 
angebliche Agententätigkeit Wilhelm 
Piecks“ (!) „erpressen wollen und ihm 
bei Verhören einen Lungenriss zuge¬ 
fügt“. In einem Brief an das Politbü¬ 
ro der KPD, den er herausschmuggeln 
konnte, berichtete Hugo Eberlein, man 
habe ihn mit Faustschlägen und Fuß¬ 
tritten gefoltert, wenn er ohnmächtig 
geworden sei, habe man ihm Opium 
gespritzt, damit man ihn weiter foltern 
konnte. Er habe nicht gestanden. Er 
wurde erschossen. 

Was hier geschah, konnte nicht mit 
der Bedrohung durch Nazideutschland 
gerechtfertigt werden. Wir müssen mit 
aller Deutlichkeit sagen: Es wurden in 
durch nichts zu rechtfertigender Weise 
Verbrechen gegen alles verübt, was für 
Kommunisten auf der Grundlage unge¬ 
schriebener Gesetze kommunistische 
Moral ausmacht. 

Wenn man nicht in den Fehler ver¬ 
fallen will, geschichtliches Geschehen 
eines solchen Ausmaßes aus der Psyche 
eines Einzelnen zu erklären muss man 
nach objektiven Bedingungen fragen, 
die solche Prozesse möglich machten. 

Die Verhältnisse waren für die Ok¬ 
toberrevolution äußerst ungünstig, 
doch war sie nötig, wenn Russland aus 
dem Völkergemetzel des Ersten Welt¬ 
krieges herausgerissen, Möglichkeiten 
geschaffen werden sollten für den Frie¬ 
den, für die Übergabe des Bodens an 
die Bauern, die ihn bearbeiteten, für die 
Lösung der kulturellen und nationalen 
Probleme des Vielvölkerstaates. Im 
Bürgerkrieg und in der Intervention mit 
ihrem Massenelend, der Hungersnot, 
dem Ausbluten der ohnehin nicht sehr 
starken Arbeiterklasse an den Fron¬ 
ten - also der entscheidenden Basis der 
Revolution - wurde es unvermeidbar, 
dass die Partei die Aufgaben der zerrüt¬ 
teten Staatsmacht übernehmen musste. 
Nicht breit entfaltete Demokratie stand 
auf der Tagesordnung, sondern eiserne 
Disziplin und härteste Zentralisation 
aller Kräfte des Landes. Auf solchem 
Boden können Bedingungen für Entar¬ 
tungserscheinungen entstehen, aber sie 
müssen nicht entstehen. Lenin hatte oft 
und keineswegs um geringfügige Dinge 
ernste Meinungsverschiedenheiten mit 
solchen Mitstreitern wie Bucharin, Kol- 
lontai, Kamenew, Sinowjew, auch Stalin 
und Ordschonikidse, nicht zuletzt Trotz¬ 
ki. Es ist Lenin nicht eingefallen, darin 
die Potenz für eine „Fünfte Kolonne“ 
zu sehen, die man vorsorglich kaltzu¬ 
stellen oder gar umzubringen habe, er 
hat diesen Genossen hohe und höchste 
Funktionen anvertraut. Unter solchen 
Bedingungen spielen Eigenschaften 
führender Persönlichkeiten eine durch¬ 
aus zentrale Rolle. Lenin hat diese in 
seinem sogenannten Testament ange¬ 
führt. Aber um kein Missverständnis 
aufkommen zu lassen: An der Heraus¬ 
bildung autoritärer Strukturen, durch 
oben erwähnte Bedingungen begüns¬ 
tigt, waren verschiedene Parteiführer 
aktiv beteiligt, keinesfalls nur Stalin. 
Bucharin war zunächst dabei sein engs¬ 
ter Verbündeter. Aber auch Kirow und 
Molotow, Ordschonikidse und andere 
hatten ihren Anteil. Sicher erleichterte 
das Fehlen einer demokratischen Tradi¬ 


tion diese Vorgänge und die schon von 
Lenin entschieden bekämpfte Heraus¬ 
bildung von Bürokratie (zumal einer 
solchen mit zaristischem Hintergrund) 
bereitet den Boden für die Mentalität 
des Gehorchens, die dann auch durch 
Privilegien abgesichert werden kann. 
Dies hat die schleichende Deformation 
der Partei und des Staatsapparates, die 
Herausbildung eines autoritären Füh¬ 
rungsstils bewirkt. Das wiederum führt 
dazu, mögliche „Rivalen“ des Autokra¬ 
ten und deren Anhang auszuschalten. 

Sicher mag es hilfreich sein, wenn 
wir darauf aufmerksam machen, dass es 
die sowjetischen Kommunisten waren, 
die aus eigener Kraft diese schlimms¬ 
te Seite in der Geschichte der kom¬ 
munistischen Bewegung beendet und 
jene rehabilitiert haben, denen damals 
schwerstes Unrecht widerfahren ist. An 
der Art und am Umgang (oder Nicht- 
Umgang) der KPdSU mit diesen Pro¬ 
blemen wird harsche Kritik geübt. Die 
SED hat zum Beispiel erst Mitte der 
Achtzigerjahre aus Moskau Listen be¬ 
kommen mit Namen von Genossinnen 
und Genossen, von denen man bis da¬ 
hin geglaubt hatte, sie seien während 
des Krieges, in der Illegalität usw. ums 
Leben gekommen, in Wahrheit aber 
waren sie Opfer des Terrors. 

Einige Bemerkungen zu den nöti¬ 
gen Lehren. Wir müssen uns gründlich 
damit befassen, was solche Exzesse 
ermöglichte, welche Sicherungen da¬ 
gegen möglich sein könnten. Und da 
kommen wir nicht an der Frage vor¬ 
bei, wie es um die Sowjetmacht bestellt 
war und wie es um den Aufbau einer 
künftigen sozialistischen Staatsmacht 
bestellt sein könnte. Es geht also um 
ernste Lehren aus unserer Geschichte. 

Meines Erachtens muss die Kon¬ 
zeption aufgegeben werden, wie sie 
den Räten zugrunde lag, dass im So¬ 
wjet die Einheit der Gewalten besteht, 
dass gesetzgebende, vollziehende und 
juridische Gewalt sich in der Hand 
des gleichen Kollektivs (im Falle Sta¬ 
lins sogar der einer einzelnen Person!) 
befinden. Es geht um die strikte Ein¬ 
haltung sozialistischer Gesetze, um die 
Einrichtung entsprechender Kontroll- 
systeme (möglicherweise durch ein der 
sozialistischen Verfassung verpflichte¬ 
tes Verfassungsgericht, durch eine Ver¬ 
waltungsgerichtsbarkeit - sodass den 
Einzelnen und Kollektiven das Recht 
eingeräumt wird, juristische und po¬ 
litische Entscheidungen überprüfen 
zu lassen). Das läuft auf die Trennung 
der legislativen, exekutiven und juris¬ 
tischen Gewalt eines sozialistischen 
Staates hinaus. 

Es ist auch zu bedenken, dass ein 
neuer Anlauf zum Sozialismus bei uns 
nur möglich sein dürfte, wenn breites¬ 
te Massen des Volkes diesen Anlauf 
bewirken, und eine solche Volksbewe¬ 
gung wird durchaus nicht homogen in 
sozialer, politischer und weltanschauli¬ 
cher Hinsicht sein. Das aber hätte Kon¬ 
sequenzen für eine sich aus solch einer 
Bewegung ergebende Staatsmacht. Es 
sind Koalitionsregierungen und po¬ 
litisch-parlamentarische Fraktionen 
möglich, das also wäre der Staatstyp 
der demokratischen Republik, ganz so, 
wie ihn der späte Engels einmal mein¬ 
te. Es müssen auch Konsequenzen hin¬ 
sichtlich des Charakters der Partei, der 
Rolle und Bedeutung der Gewerk¬ 
schaften und anderer gesellschaftlicher 
Institutionen gezogen werden. 

An der Tatsache der genannten Ver¬ 
brechen kann nicht gezweifelt werden, 
auch nicht daran, dass letztlich die Ver¬ 
antwortung dafür bei Stalin lag. Aber 
aus der gleichen Logik folgt auch die 
Verantwortung für das, was unter sei¬ 
ner Führung an weltgeschichtlich Be¬ 
deutendem stattfand! Stalin gehört mit 
diesem grässlichen Widerspruch nun 
einmal zu den weltgeschichtlich bedeu¬ 
tenden Persönlichkeiten, und mit Wi¬ 
dersprüchen solcher Art sind so ziem¬ 
lich alle großen Persönlichkeiten der 
Geschichte behaftet, ja man kann sie 
eigentlich nur in dieser Widersprüch¬ 
lichkeit verstehen - sofern sie fort¬ 
schrittlich gewirkt haben. 
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Der Ort der Geborgenheit 

Heimat - Reaktionäre Ideologie oder sozialistische Zukunft • Von Rudolph Bauer 



Hat er sich erfasst und das Seine ohne Entäußerung und Entfremdung in realer Demokratie begründet, so entsteht in der Welt 
etwas, das allen in die Kindheit scheint und worin noch niemand war: Heimat. Emst Bloch 


D er marxistische Philosoph Ernst 
Bloch sprach vom Kommunismus 
als vom „Umbau der Welt zur Hei¬ 
mat“ Ein solch emanzipatorisches Ver¬ 
ständnis von Heimat ist bei einem Minis¬ 
ter der deutschen Bundesregierung nicht 
zu erwarten. Der Heimatbegriff, der dem 
künftigen Ressortzuschnitt des Innenmi¬ 
nisteriums zu Grunde liegt, dient reak¬ 
tionären Zwecken. Er knüpft an einem 
Heimatverständnis an, welches einer va¬ 
terländisch-nationalistischen Volkstum¬ 
sideologie entspricht und ursprünglich 
von der bürgerlichen Klasse und ihren 
Ideologen den Frauen und Männern der 
Arbeiterklasse gepredigt worden ist. 

Im Verlauf der Industrialisierung und 
der Entstehung des Kapitalismus ent¬ 
stand die Klasse der Proletarier. Diese 
mussten ihre ursprünglichen Heimatorte 
verlassen und in die Fremde der Städte 
auswandern. Teils angelockt („Stadtluft 
macht frei"), teils der Not gehorchend, 
mussten sie in den Fabriken, im Trans¬ 
portwesen, im Verkehrswege- und Berg¬ 
bau arbeiten, um ihre Arbeitskraft gegen 
Lohn zu verkaufen und nicht zu verhun¬ 
gern. 

„Der Proletarier ist eigentumslos“, 
heißt es im Kommunistischen Manifest. 
Und weiter: „DieArbeiter haben kein 
Vaterland. Man kann ihnen nicht neh¬ 
men, was sie nicht haben.“ Die Lohnar¬ 
beiter mussten ihre Heimat, wo sie gebo¬ 
ren waren, verlassen. Sie wurden heimat¬ 
los und waren vogelfrei. 

An Stelle der Heimat, welche die 
Arbeiter und Arbeiterinnen verlas¬ 
sen mussten, bot ihnen die Bourgeoisie 
„Herbergen zur Heimat“. Die „wandern¬ 
den Brüder von der Landstraße“, wie der 
Bielefelder Pastor Friedrich von Bodel- 
schwingh sie nannte, wurden in „Kolo¬ 
nien“ aufgenommen, um sesshaft und 
zur Arbeit erzogen zu werden. Es wur¬ 
den „Pilgerhütten“ und „Pilgerstübchen“ 
eingerichtet. Ein Jahr nach der Revolu¬ 
tion von 1848 veröffentlichte der Grün¬ 
der der protestantischen „Inneren Missi¬ 
on“ (heute: Diakonisches Werk), Johann 
Hinrich Wiehern aus Hamburg, seine 
„Denkschrift an die deutsche Nation“. 

Auf „christlich-germanischem 
Fundament“ 

Darin hieß es mit betonter Frontstel¬ 
lung gegen die Arbeiterbewegung: „Die 
innere Mission hat sich klar zu machen, 
wie sie gegenüber diesen communisti- 
schen Instituten und neben den vielfach 
tief verpesteten Herbergen die sozia- 
leAufgabe für die wandernden Gesel¬ 
len zu lösen hat. Uns dünkt, sie hat in 
ihren Anstalten für Gesellen auf dem 
großen, umfassenden, ächt-kirchlichen, 
christlich-germanischen Fundament ei¬ 
nen Ersatz für die in der Fremde ent¬ 
behrte Häuslichkeit, also die Herberge 
oder den ,Verkehr 4 , und damit zugleich 
die Mittel zur geistigen und technischen 
Fortbildung im Gewerk zu bieten.“ 
Beraten durch Wiehern, wurde die 
erste „Herberge zur Heimat“ 1854 
durch den Bonner Rechtsprofessor Cle¬ 
mens Perthes gegründet. Bei der Grün¬ 
dungsveranstaltung anwesend war auch 
der „Nationalschriftsteller“ Ernst Mo¬ 
ritz Arndt (Titel seiner Werke: „Was ist 
des Deutschen Vaterland?“ und „Der 
Gott, der Eisen wachsen ließ“). Die 
Herberge, so verkündete Perthes in der 
Eröffnungsansprache, werde „alles von 
sich fernhalten, was den jungen, ohne 
Familienhalt in der Welt umherstreifen¬ 
den Mann zur leiblichen und geistigen 
Verwilderung verführen könnte“. 

Davon, dass der Kapitalismus in sei¬ 
ner Profitgier die Menschen entwurzel¬ 
te, war nicht die Rede. Die Auswirkun¬ 
gen des ökonomischen Zwangs wurden 
zu einer sozialen Aufgabe umgedeutet 
sowie durch Missionierung und Mild¬ 
tätigkeit erwidert. Auf die Verelendung 
des Proletariats antworteten die Ideo¬ 
logen der Bourgeoisie mit Vereinsgrün¬ 
dungen, Almosen und Disziplinierung. 

Binnen sieben Jahren entstanden 
von da an rund 200 „Herbergen zur 
Heimat“. Pastor von Bodelschwingh, 
als Kind Spielgefährte des preußischen 
Prinzen, gründete mehrere „Arbeits¬ 
kolonien“: 1882 „Wilhelmsdorf“, 1889 


die „Moorkolonie Freistatt“, 1905 die 
„Hoffnungstaler Anstalten“, bald da¬ 
rauf auch noch „Lobetal“ und „Gna¬ 
dental“. Insgesamt entstanden damals 
33 ländliche und städtische „Arbeits¬ 
kolonien“. 

Untergang 

„in Elend oder Sünde" 

Zeitgleich wurden in den 1890er Jah¬ 
ren die ersten „Bahnhofsmissionen“ 
und der „Verband evangelischer deut¬ 
scher Bahnhofsmissionen“ gegründet. 
Zielgruppe waren vor allem „Töchter 
unseres Volkes“, die mit den Eisenbah¬ 
nen als Verkehrsmittel vom Land in 
die großen Städte kamen, um in den 
Bürger- und Beamtenhaushalten eine 
Anstellung als Dienstmädchen zu fin¬ 
den. „Wie viele junge Mädchen sind“, 
so klagte der Verband, „in den großen 
Städten oder gar im Ausland dadurch in 
Elend oder Sünde untergegangen, dass 
sie in der Heimat niemand in sachver¬ 
ständiger Weise beraten hat.“ 

Abseits von Industriegebieten und 
Großstädten entstanden Organisati¬ 
onen der so genannten „Wohlfahrts¬ 
und Heimatpflege“. Diese Vereine soll¬ 
ten „die schroffen Klassengegensätze 
mildern, zwischen Arbeitgeber und 
Arbeiter ein harmonisches Verhältnis 
herbeiführen helfen und alles in allem: 
die Liebe zur Heimat und dem heimi¬ 
schen Volkstum wecken und pflegen“, 
so ihr Selbstverständnis. 

Das Wort Heimat wurde zuneh¬ 
mend gleichbedeutend verwendet wie 
die Wörter Landschaft, Volkstum und 
Vergangenheit. Die Kultur der Hei¬ 
mat und der vergangenen, „guten al¬ 
ten Zeit“ wurde hochstilisiert zur völ¬ 
kischen Traditionspflege. Die Heimat 
wurde zur Grundlage von vaterlän¬ 
disch-nationalistischer Volkstumsideo¬ 
logie und -gesinnung. Letztere überdau¬ 
erte unbeschadet den Ersten Weltkrieg, 
die Weimarer Republik, die Nazidik¬ 
tatur und den Zweiten Weltkrieg. Sie 
kehrt gegenwärtig wieder in der Neo¬ 
nazi-Szene, bei Pegida, den Identitä- 
ren und der AfD, nicht zuletzt als das 
„neue“ Heimatressort des Ministeriums 
für Inneres, zurück. 

Gegen die 

„bolschewistische Gefahr“ 

Noch in den letzten Monaten des 
Ersten Weltkriegs diente der vater- 
ländisch-nationale Heimatbegriff 
für Propagandazwecke. Neben der 
Frontdienst-Werbung entstand die 
„Heimatdienst“-Propaganda. Zu die¬ 
sem Zweck wurde am 1. März 1918 die 
„Reichszentrale für Heimatdienst“ ge¬ 
gründet. Sie diente laut Gründungser¬ 
lass als „amtliches Organ der Reichsre¬ 
gierung für staatspolitische Aufklärung 
und Erziehung“. 

Im katholischen „Staatslexikon“ 
von 1927 sind die Geschichte und 
antisozialistische Ausrichtung der 
Reichszentrale kurz Umrissen: „Nach 
dem Zusammenbruch oblag ihr die 
Propaganda für die Nationalver¬ 
sammlung und den demokratischen 
Gedanken gegenüber der bolschewis¬ 
tischen Gefahr. Eine ähnliche natio¬ 
nale Aufgabe fiel ihr in der Zeit des 
Ruhrkampfs zu.“ 

In einer Entschließung am 7. Juli 
1921 hat der Reichstag die Aufgaben 
für den „Heimatdienst“ wie folgt um¬ 
schrieben: „Die Reichszentrale für 
Heimatdienst dient der sachlichen 
Aufklärung über außenpolitische, 
wirtschaftspolitische, soziale und kul¬ 
turelle Aufgaben, und zwar nicht im 
Geist einzelner Parteien, sondern vom 
Standpunkt des Staatsganzen.“ 

Das „Gesetz des Führertums“ 

In der Jubiläumsschrift zum zehnjähri¬ 
gen Bestehen der Reichszentrale ent¬ 
puppte sich die staatspolitische Linie 
des „Heimatdienstes“ als führer-, volks- 
und staatspädagogisch im Stil der spä¬ 
teren NS-Propaganda. Der damalige 
Reichsinnenminister Karl Severing von 
der SPD (!) hatte für die Schrift einen 
Beitrag verfasst, der mit „Führerausle¬ 
se und Führerbildung“ betitelt war. 


Wörtlich lesen wir aus der Feder des 
sozialdemokratischen Innenministers: 
„Es gehört zum Gesetz des Führertums, 
dass es um einige Pferdelängen voran 
steht. Daraus ergibt sich zwangsläufig 
eine gewisse Distanz zu den übrigen 
Volksgenossen. ... Der moderne Füh¬ 
rer des Volksstaats braucht gleicher¬ 
maßen Autorität und Vertrauen. ... 
Das Vertrauen soll er nicht durch seine 
Nachgiebigkeit erhalten, sondern durch 
Festhalten an dem als richtig Erkann¬ 
ten, durch die Staatsgesinnung und das 
soziale Selbstbewusstsein der Volksge¬ 
meinschaft.“ 

Auch der national-konservative Phi¬ 
losoph und Pädagogik-Professor Edu¬ 
ard Spranger war in der Festschrift von 
1931 mit einem Aufsatz vertreten. Dar¬ 
in führte er aus, „dass Disziplin, Dienst, 
Einfügung in das Ganze das zentrale 
Geheimnis der Staatserziehung ist“. An 
diese Art von Staatsbürgererziehung 
durch den „Heimatdienst“ konnte die 
Nazidiktatur problemlos anknüpfen 
und darauf aufbauen. 

Eduard Spranger veröffentlichte 
nach der Nazi-Niederlage erneut wie¬ 
der „Gedanken zur staatsbürgerlichen 
Erziehung“. Erschienen ist Sprangers 
Text in Heft 16 einer Schriftenreihe der 
bundesrepublikanischen Nachf olgeor- 
ganisation der „Reichszentrale“: bei 
der „Bundeszentrale für Heimatdienst“ 
(später umbenannt in die heutige „Bun¬ 
deszentrale für politische Bildung“). 

Ernst Blochs 

„Umbau der Welt zur Heimat“ 

Vor dem Hintergrund der reaktionä¬ 
ren und völkisch-nationalistisch auf¬ 
geladenen Bedeutung des Heimat¬ 
begriffs verwundert die Bloch'sehe 
Utopie vom „Umbau der Welt zur 
Heimat“. Auch in seinem Werk „Prin¬ 
zip Hoffnung“ von 1959 spricht Ernst 
Bloch von der Heimat als von etwas 
Positivem - von einer neuen Gesell¬ 
schaft unter den Voraussetzungen des 
Sozialismus. Bloch hebt hervor, dass 
„die Wurzel der Geschichte ... der 
arbeitende, schaffende, die Gegeben¬ 
heiten umbildende und überholende 
Mensch (ist). Hat er sich erfasst und 
das Seine ohne Entäußerung und Ent¬ 
fremdung in realer Demokratie be¬ 
gründet, so entsteht in der Welt etwas, 
das allen in die Kindheit scheint und 
worin noch niemand war: Heimat.“ 

Das Bloch'sehe (linke) Heimat¬ 
verständnis hat seine Wurzeln im ur¬ 
sprünglichen Sinn des Heimatbegriffs, 
wie er im 15. und 16. Jahrhundert exis¬ 
tierte und für die Menschen von le¬ 
benswichtig materieller Bedeutung 
war: Heimat als Ort existenzieller Si¬ 
cherheit und Geborgenheit. Mit Hei¬ 
mat verband sich in jener Zeit ein rea¬ 
ler Kern lebensweltlichen Seins der Ar¬ 
men, die nicht durch Grundbesitz oder 
die Ausübung eines Amtes oder Hand¬ 
werks abgesichert waren: die Gewäh¬ 
rung von Unterstützung und Wohnsitz 
durch diejenige Gemeinde, in der je¬ 
mand geboren und aufgewachsen ist. 

Heimat war, in juristischer Sprache, 
„armenrechtlicher Verweisungsort“. 


Darunter wurden sowohl die Pflichten 
der Gemeinde gegenüber ihren mittel¬ 
losen Bewohnern verstanden, als auch 
entsprechend deren Rechte gegenüber 
der Gemeinde. Die Stadt- und Landge¬ 
meinden waren verpflichtet, ihre Armen 
zu unterstützen und ihnen den Aufent¬ 
halt in der Gemeinde zu gestatten, sie 
nicht auszuweisen und bei Rückkehr 
nach Abwesenheit nicht abzuweisen. 

Für die Armen entstand aus der Hil¬ 
feverpflichtung der Gemeinden das so 
genannte Heimatrecht: die Anwart¬ 
schaft auf Unterstützung und Wohn¬ 
recht. Der Rechtshistoriker Hermann 
Rehm betont den ursprünglich materi¬ 
ellen Kern von Heimat: „Die Gemein¬ 
de aber, gegen welche der Arme An¬ 
wartschaft auf Unterstützung hatte und 
aus welcher er wegen Armut und damit 
zusammenhängender Sicherheitsge¬ 
fährlichkeit nicht ausgewiesen werden 
durfte, war die Heimat der Armen, in 
ihr hatte er sein Heimatrecht.“ 

„Heimat“ als kommunistisches 
Projekt der Zukunft 

So gesehen verbindet sich mit dem Be¬ 
griff Heimat nicht nur eine reaktionäre 
Bedeutung, wie sie von den Herrschen¬ 


den und ihren Ideologen im Sinne rech¬ 
ten Gedankenguts gebraucht wird. Hei¬ 
mat kann auch Teil eines Programms 
sein, das fortschrittlich und emanzipa- 
torisch auf die grundlegende Verände¬ 
rung der herrschenden kapitalistischen 
und imperialistischen Verhältnisse ab¬ 
zielt. 

Es liegt an den linken Kräften, 
der reaktionären, rückwärtsgewand¬ 
ten Heimatersatz-Ideologie der 
Herrschenden und ihres völkisch¬ 
faschistischen Fußvolks ein eigenes, 
fortschrittliches Heimatverständnis 
dialektisch entgegenzusetzen: einen 
Heimatbegriff, der auf eine sozia¬ 
listische Perspektive hin ausgerich¬ 
tet ist. Die kommunistische Zukunft 
der Freien und Gleichen, auf die der 
emanzipatorisch-fortschrittliche Hei¬ 
matbegriff verweist, muss programma¬ 
tisch klar erkennbar sein. Nur so ist es 
möglich, den spalterischen Querfront¬ 
vorwürfen in den eigenen und gegne¬ 
rischen Reihen entschieden Paroli zu 
bieten. Aus Furcht vor Denunziation 
den Begriff Heimat ausschließlich und 
kampflos den Herrschenden und Re¬ 
aktionären zu überlassen, ist undia¬ 
lektisch. 


PapyRossa Verlag I LuxemburgerStr. 202,50937 Köln 
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Jörg Kronauer 

MEINST DU, DIE RUSSEN WOLLEN KRIEG? 
Russland, der Westen und der zweite Kalte Krieg 

Russland hat nach 1991 zunächst versucht, an NATO und EU 
anzudocken; als ihm beides verweigert wurde, hat es begonnen, 
eigene Weltpolitik zu betreiben. Jörg Kronauer zeichnet die US- 
amerikanische, deutsche und russische Außenpolitik nach, die 
in einen zweiten Kalten Krieg zu münden drohen. 

ISBN 978-3-89438-650-4 | 207 Seiten | € 14,90 


Andreas Wehr 
EUROPA, WAS NUN? 
Trump, Brexit, Migration und Eurokrise 

Es wird zunehmend deutlich, dass sich die Volkswirtschaften der 
EU-Länder in einem schrankenlosen Binnenmarkt nicht annähern, 
sondern immer weiter voneinander entfernen. Andreas Wehr 
seziert diese und die weiteren Krisen der Union, von denen im 
Süden eher linke und im Norden eher rechte Kräfte profitieren. 

ISBN 978-3-89438-653-5 1175 Seiten | € 13,90 
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Glenn Jäger 

IN DEN SAND GESETZT 

Katar, die FIFA und die Fußball-WM 2022 

Katar pflegt beste Kontakte zu Lichtgestalten aus Fußball, 
Wirtschaft und Politik. Im Westen versprach eine WM am Golf 
Großaufträge- bei profitablen Arbeitsbedingungen. Glenn Jäger 
fragt nach Hintergründen einer »gekauften WM« und nach Mög¬ 
lichkeiten, wie die FIFA an die Leine zu nehmen ist. 

ISBN 978-3-89438-662-7 | 311 Seiten | € 16,90 


www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 
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Unfassbar! 

Plötzlich und ohne Vorwarnung hat der Tod unseren Genossen 

Dieter Siegert 

ereilt. 

Wir verlieren einen aufrichtigen und sehr engagierten Mitstrei¬ 
ter, ein bekennendes Mitglied der KPF, der sich besonders für 
Frieden und soziale Gerechtigkeit einsetzte. Solidarität war ihm 
Herzensangelegenheit. Bei politischen Aktivitäten war er in de¬ 
ren Vorbereitung sowie Durchführung immer gegenwärtig. 

ln einer bundesweiten Aktion gegen den Krieg im Irak hat er 
mit Genossinnen und Genossen in mehr als 175 Städten und 
Gemeinden über 1 250 Unterschriften gesammelt und diese 
persönlich dem Staatssekretär im Bundesverteidigungsminis¬ 
terium, Walter Kolbow, übergeben. Der sagte: „Sie sind bisher 
die Einzigen, die solch eine stattliche Anzahl von Unterschriften 
überreichen." 

Viele werden sich noch gut erinnern, ln den 90er Jahren hat 
er Solidarität mit politisch Verfolgten und in Haft genommenen 
DDR-Bürgern organisiert und gleichzeitig für die Beseitigung 
von Rentenungerechtigkeit gestritten. Dazu hat er u. a. maßgeb¬ 
lich eine Petition an den Deutschen Bundestag initiiert und dem 
Petitionsausschuss übergeben. 

Er war Initiator und Mitautor von Broschüren, z. B. „Grenzge¬ 
schichten" oder „Blickwinkel oder vom bewussten Sein". 

Wir werden Dich, lieber Dieter, sehr vermissen und Deiner 
immer gedenken. 

Ulrike Bretschneider 
Sprecherin der KPF Sachsen 


Genosse 

Edgar Wolf 

verstarb am 25. 2. 2018 

Er konnte seinen 87. Geburtstag noch mit seiner Familie 
begehen. Seine Zugehörigkeit zur kommunistischen Bewe¬ 
gung begann in den Jugendjahren. Er hat immer als „Ma¬ 
locher" vom Bau seine politische Arbeit auch in seiner Ge¬ 
werkschaft geleistet, ln den letzten Jahren ließ seine Kraft 
für den aktiven Kampf nach. Auch sein Optimismus, die Be¬ 
freiung der Menschheit von Krieg und ein Leben für alle in 
sozialer Sicherheit selbst noch zu erleben, trübte sich. 

Trotzdem war seine Freude, seine Genossinnen und Ge¬ 
nossen aktiv zu erleben und nicht aufzugeben, bei unseren 
Besuchen spürbar. In diesem Sinne werden wir Edgars Hoff¬ 
nungen in uns und durch Aktivitäten auf der Straße und im 
Betrieb weitertragen. 

Die Beerdigung fand bereits im kleinen Kreis statt. 

DKP-Gruppe Essen Steele/Kray 
DKP Kreisvorstand Essen 



Werner Rethage 

5.5. 1928-20.2.2018 

Als Kriegskind erlebte Werner die Gräuel, Zerstörungen 
und Not des 2. Weltkrieges und daraus resultierte seine 
Haltung, dass von deutschem Boden nie wieder Krieg 
ausgehen sollte. So setzte er seine ganze Kraft ein für 
den Erhalt des Friedens, er wurde Mitglied in der ldK, 
beteiligte sich an den Ostermärschen und den großen 
Friedensdemonstrationen. 1970 trat er in die DKP ein, 
war in der Betriebsgruppe Henrichshütte Hattingen or¬ 
ganisiert, vertrat als Vertrauensmann der IG Metall die 
Belange seiner Kollegen. Als „Parteiklempner" verlegte 
er, zusammen mit seinem Kumpel Hansi, auf vielen UZ- 
Pressefesten die Wasserleitungen. Solange es seine Ge¬ 
sundheit zuließ, nahm er an unserem Gruppenleben teil. 
Seine Ehefrau Edith war immer an seiner Seite und un¬ 
terstützte seine politischen Aktivitäten. Werner war eine 
Frohnatur, die das Leben und die Natur liebte. Wir wer¬ 
den ihn vermissen und in seinem Sinne weiterkämpfen. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Hattingen 



„Unser" Siebtes Kreuz 

Lore Wolf und Anna Seghers 
Zwei Frauen im Widerstand 
gegen Faschismus und Krieg 

Eine Veranstaltung anlässlich des internationalen 
Frauentages der DKP Frankfurt/Main 

Sonntag, den 18. März 2018 

14:00 -17:00 Uhr, DGB-Haus, Raum 3 
Frankfurt/Main, Wilhelm-Leuschner-Straße 69 - 77 

Für das leibliche Wohl ist gesorgt 



Broschüre zur 

XXIII. Internationalen 
Rosa-Luxemburg-Konferenz 


Referate von: Nnimmo Bassey, 
Jörg Kronauer, Clotilde Ohouochi, 
Ding Xiaoqin, Enrique Ubieta und 
Achille Mbembe 


Podiumsdiskussion mit: Canan 
Bayram, Lorenz Gösta Beutin, 
Günter Pohl, Selma Schacht 


Broschüre, Verlag 8. Mai GmbH, ca. 90 S., 3,90 € 


Erhältlich an allen Bahnhofskiosken und in der/W-Ladengalerie 

Bestellbar online unterjungewelt-shop.de oder telefonisch unter: 030/53 63 55-37 


BILDUNG 

STATT 

BOMBEN! 

Geld ist genug da - 
Abrüstung statt Aufrüstung! 



DKP 

ttews.dkpMe 


BILDUNG STATT BOMBEN! NATO STOPPEN! 

Plakate Al, Vierfarbig / Weiße Schrift auf rotem Grund 
je 10 Plakate 3,- Euro plus Porto 

weitere Motive im Shop! 

www.unsere-zeit.de,www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de Tel.: 0201 17788923 


Unser Genosse 

Reinhold Weismann-Kieser 

wurde am 12.3. 

75 Jahre jung! 

Wir gratulieren ganz herzlich nachträglich! 
Wir wünschen dir viel Gesundheit!! 


V 


WN Kreisvereinigung Hannover 
DKP Kreis Hannover 
DKP-Gruppe Hannover-Linden 
DKP-Gruppe Hannover-Mitte 


Eine aufrechte, kämpferische Kommunistin wird 
70 Jahre alt 
Wir gratulieren unserer 
Gruppenvorsitzenden 

Inge Ketzer 

recht herzlich und wünschen Kraft und Gesundheit 

DKP Mülheim/Oberhausen 




www.marx-engels-stiftung.de 


Ratg ÄTdef ger 

Bauernkrieg 

Sa, 24. März-Böblingen 

Beiträge von Klaus Stein, 
Hermann Kopp u.a. 


Bauernkriegsmuseum 

10.00-17.00 Uhr 


www.marx-engels-stiftung.de 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich — Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




tniscmeumgung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 

Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

MM.fcsiuni-tUwf.df 

Ökohöf im Olivenhain 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute BücheL 
Haus cder Häu&dien; 
Kinderparadies, 



Die UZ jetzt auch online lesen! 



SOZIALISTISCHE WOCHEN ZEITUNG - ZEITUNG DER DKP 


Das Militär soll*« rieh 1 


Ukraine: 


Liebe Genossin, lieber Genosse, 

sichert euch jetzt den unbegrenzten Zugriff auf alle Artikel der 
UZ! Alle Texte, das gesamte Archiv, die Dossiers und Doku¬ 
mentationen können auf jedem Endgerät - PC, Tablet, Smart- 
phone - abgerufen werden. 

Die UZ online kostet im Monat nur 1,- € (ermäßigt), 2,- € 
(Normalabo) oder 3,- € (Förderabo), wenn sie zusätzlich zum 
Print-Abo gebucht wird! 


Jetzt bestellen 


www.unsere-zeit.de • www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de • Tel.: 0201 17788923 
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Internationaler Frauentag / Termine 


Rebellion ist vielfältig 

Frauenarbeitskreis bringt 14 Rebellinnen auf die Bühne 



Das Licht geht an, die Frau im KZler- 
Zebra dreht dem Publikum den Rücken 
zu. Aus dem Off kreischt der Gestapo- 
Mann seine Fragen: Name, Vorstrafen, 
Verbrechen gegen den Nazistaat? Ihre 
Antworten erzählen von der Arbeit 
einer Kommunistin, die in der legalen 
und illegalen Arbeiterpresse, in der Par¬ 
tei und anderen Arbeiterorganisationen 
den Kampf gegen den Faschismus gelei¬ 
tet hat: Helene Overlach, seit 1927 im 
ZK der KPD verantwortlich für Frauen, 
zweite Vorsitzende des Roten Frauen- 
und Mädchenbundes, Reichstagsabge¬ 
ordnete. Vorbereitung zum Hochver¬ 
rat, Schutzhaft, KZ Ravensbrück. Das 
tausendjährige Reich sollte sie um 44 
Jahre überleben und als Pädagogin am 
Aufbau der DDR mitarbeiten. 

Am vergangenen Sonntag stellte 
der Frauenarbeitskreis der DKP Essen 
vor 250 Gästen in der Zeche Carl „Re¬ 
bellinnen“ vor, seit Jahren gehört die 
Revue zum Frauentag zu den größten 
regelmäßigen Veranstaltungen lokaler 
DKP-Gliederungen. 

In 14 kurzen Szenen und Vorträgen 
zeigen die Essener Kommunistinnen 
ganz unterschiedliche Formen, in de¬ 


nen der Kampf um die Befreiung der 
Frau mit dem Kampf gegen Ausbeutung 


verwoben ist: Sie zeigen, wie spanische 
Landarbeiterinnen die Hausarbeit weg¬ 


legen und zur Verteidigung von Madrid 
gegen die Faschisten aufbrechen, nach¬ 
dem sie im Radio die Rede Dolores 
Ibärruris gehört haben, um die durch 
die Republik gewonnene Freiheit selbst 
zu verteidigen. Sie berichten von Phoo- 
lan Devi, deren Rache an ihren Verge¬ 
waltigern zum Kampf gegen Kastenpri¬ 
vilegien in Indien wird und sie zur an¬ 
gesehenen Banditenführerin macht. Sie 
lassen Mathilde Anneke auf die Bühne 
kommen, deren radikale Ansichten zur 
Frauenbefreiung sie schließlich dazu 
führen, als „etwas fabelhafte Erschei¬ 
nung“ in den badischen Aufstand von 
1849 zu reiten. 

Die Revue zeigte, auf wie vielfältige 
Weise Frauen zu Rebellinnen werden, 
wie vielfältig die Tradition ist, in der 
die Kommunisten stehen - und, auf wie 
vielfältige Weise sich diese Tradition 
fortsetzt: Als die SA im Dezember 1933 
in Essen Helene Overlach verhaftete, 
verhaftete sie auch das Paar, das sie ver¬ 
steckt hatte - und, im Bauch der Frau, 
ihr ungeborenes Kind, das am Sonntag 
als 84 Jahre altes DKP-Mitglied Walter 
Hilbig im Publikum saß. 

Olaf Matthes 


Gemeinsam stehen wir auf Recht! 

Internationaler Frauentag in Stuttgart 

allarmierende Wohnsituation und für 
eine aktive und soziale Wohnungspo¬ 
litik setzte. Das aufgebauten Zeltcamp 
auf dem Schlossplatz und die vielen auf¬ 
gespannten Regenschirme während des 
smartmobs machten eindrucksvoll auf die 
prekäre Wohnsituation aufmerksam. Die 
Wohnungspreise explodieren, die Woh- 
nungslosigkeit nimmt zu, in der Stuttgar¬ 
ter Notfalldatei sind 4000 Haushalte ge¬ 
meldet, die dringend eine Wohnung su¬ 
chen. Viele Alleinerziehende werden mit 
ihren Kindern in Sozialpensionen unter¬ 
gebracht und müssen dort zum Teil drei 
Jahre leben. Deshalb fordert der Arbeits¬ 
kreis bezahlbare Wohnungen, Ausbau 
des sozialen Wohnungsbaus, die Siche¬ 
rung der bestehenden Sozialwohnungen, 
mehr Wohnungen in städtischer Hand 
und Verbot von Verkauf von Objekten 
und Grundstücken an Investoren. 

Türkische und kurdische Frauen¬ 
gruppen machten mit Redebeiträgen 
und einer Demo auf die Situation in 
ihren Heimatländern aufmerksam. 
„Ohne Revolution keine Befreiung 
der Frau“, so die Botschaft auf ihrem 
Transparent. 

Alles in allem - ein bunter, kämp¬ 
ferischer und wirklich auch Internatio¬ 
naler Frauentag, an dem sich zahlreiche 
deutsche und ausländische Frauengrup¬ 
pen mit kreativen Aktionen in Stuttgart 
für ihre Rechte einsetzten. cflOU 


Frauen demonstrieren in Berlin 



Für die Rechte der Frauen in den von Terroristen besetzten Gebieten Syriens 


Wie immer beteiligten sich viele Stutt¬ 
garter Frauengruppen - natürlich die 
Gewerkschaftsfrauen, migrantische und 
konfessionelle Frauengruppen und auto¬ 
nome Frauenzentren und viele Hunder¬ 
te Stuttgarter Frauen. Neu dabei der Ar¬ 
beitskreis Alleinerziehende Stuttgart, der 
mit seinem smartmob „Lasst uns nicht im 
Regen stehen!“ klare Akzente gegen die 



Termine@unsere-zeit.de 

TTTTZÄTIHHi 


Lübeck: Gruppenabend der DKP Lübeck/ 
Südost-Holstein, Auswertung 22. Partei¬ 
tag, Interkulturelle Begegnungsstätte e.V. 
(IKB) "Flaus der Kulturen ", Parade 12, 
18.30 Uhr 


SA ★ 17. MÄR 


Berlin: Die deutsche Novemberrevolution 
und die Gründung der KPD. Eine Bilanz, 
Seminar in Kooperation mit dem Marxis¬ 
tischen Arbeitskreis mit Prof. Dr. Gerhard 
Engel: Der Platz der Novemberrevolution 
in der deutschen Geschichte und Prof. Dr. 
Heinz Karl: Die Gründung der KPD und 
ihre Wirkung, Undine, Hagenstraße 57, 
11 Uhr_ 

Kiel: 4. Kieler friedenspolitischer Rat¬ 
schlag 2018, Krieg und Frieden in den 
Medien, Gewerkschaftshaus, Emma-Sor- 
genfrei-Foyer, Legienstraße 22,15 Uhr 

Hannover: ARGUS & friends mit dem 
Programm: „Weiß ich, was ein Mensch 
ist?“ - Lieder gegen das Vergessen zum 
Tag der politischen Gefangenen, Kultur¬ 
zentrum Pavillon, Lister Meile 4, 20 Uhr 


SO ★IS.MÄR 


Dinslaken: Kranzniederlegung für die 
Opfer des Kapp-Putsches, Friedhof an 
der B 8, Zugang: Flurstraße 32 / Willy- 
Brandt-Straße 86,12 Uhr_ 

Frankfurt am Main: Frauentagsveran¬ 
staltung der DKP Frankfurt über Anna 
Seghers und Lore Wolf, Gewerkschafts¬ 
haus des DGB, Wilhelm-Leuschner-Stra- 
ße 69-77, Raum 3,14 Uhr 

Bremen: ARGUS & friends mit dem 
Programm: „Weiß ich, was ein Mensch 
ist?“ - Lieder gegen das Vergessen zum 
Tag der politischen Gefangenen, Kultur¬ 
zentrum Schlachthof, Findorffstraße 51, 
20 Uhr 


MO ★ 19 MÄR 


Nürnberg: Kommunalpolitik in Nürnberg 
mit DKP-Stadträtin Marion Padua, Grup¬ 
penabend der DKP Nürnberg, Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19 Uhr 


Dl ★ 20. MÄR 


Hamburg: Sammelbetriebsgruppe „Bil¬ 
dung“, Gruppenabend, Magda-Thürey- 
Zentrum (MTZ), Lindenallee 72,19 Uhr 


Ml ★ 21. MÄR 


Osnabrück: Krankenhaus statt Fabrik - 
Gewerkschaftliche Kämpfe im Gesund¬ 
heitswesen mit Nicole Verlage (ver.di), 
Mitgliederversammlung der DKP Osna¬ 
brück, Lagerhalle Osnabrück, Raum 207, 
Rolandsmauer 26,19 Uhr_ 

Röthenbach: Mitgliederversammlung 
der DKP Nürnberger Land, Auswertung 
unseres Parteitages, Floraheim, Siedler¬ 
straße 10,19 Uhr 


DO ★ 22. MÄR 


Rostock: Mitgliederversammlung der 
DKP Rostock, Gemeinsames Flaus der 
Vereine, Henrik-Ibsen-Straße 20, 18.30 
Uhr_ 

Nürnberg: Karl Marx - biografisch, Bil¬ 
dungsabend der DKP Nürnberg, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □monatlich* nvierleSjähriieb* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsanriächligung / SEPA-Lasüschriftmandat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Sterben für Anfänger 

Richtig schwarz, britisch schwarz, 
kommt diese Filmkomödie daher. Das 
Schauspieler-Ensemble hat einen offen¬ 
sichtlichen Spaß daran, das hervorragen¬ 
de Drehbuch umzusetzen und die bissi¬ 
gen Dialoge so auszuspielen, dass man 
geneigt ist, beim Lachen selbst mit in den 
Sarg zu purzeln. Regisseur Frank Oz und 
sein Drehbuchautor Dean Craig, bereits 
bekannt durch die „Muppet-Show“ lie¬ 
ferten 2007 diese Köstlichkeit ab. 

Sa., 17.3., 20.15 Uhr, RTL II 

Die vierte Gewalt 

Wie sich deutsche Drehbuchschreiber 
und TV-Redaktionen das vorstellen, 
wenn im Film politische Akteure und 
Journalisten in Stress geraten. Immer¬ 
hin spannend und schnell inszeniert 
die Regisseurin Brigitte Maria Bertele 
das Krimi-Drama um Korruption und 
Korrumpierung und beweist viel Fin¬ 
gerspitzengefühl für das Innenleben ih¬ 
rer Charaktere. Das berlinerische Lo¬ 
kalkolorit mit dem Regierungssitz, aber 
auch den großstädtischen U-Bahnhö- 
fen und der Spree liefert einen realisti¬ 
schen Hintergrund. 

So., 18.3., 20.15 Uhr, arte 

Ku’damm 59 

Nach dem Erfolg von „Kiüdamm 56“ 
macht das ZDF in diesem Monat mit 


neuen Folgen und neuem Titel weiter. 
Los geht es am Sonntag, dem 18. März 
um 20.15 Uhr. Die Geschichte von Ca- 
terina Schöllack und ihren drei Töch¬ 
tern soll erneut die angeblich wich¬ 
tigsten weiblichen Themen der Zeit 
wie Emanzipation und selbstbestimm¬ 
te Sexualität ins Zentrum stellen. Die 
großartige Claudia Michelsen als Mut¬ 
ter und ein bekanntes TV-Ensemble 
spielen mit viel Ausstattung ein Pan¬ 
optikum damaliger Westberliner Bour¬ 
geoisie gekonnt herunter. 

So., 18.3., 20.15 Uhr/Mo. i9-3-/Di. 20.3 

Als die Atombomben 
Deutschland veränderten 

Spät, aber typisch: Wenn ein Feature 
mal gründlich einer politischen Ent¬ 
wicklung im Lande nachgeht, wird der 
Sendeplatz immer später. Hier geht es 
um die Friedensbewegung in der BRD, 
ARD-Autor Andreas Orth erinnert mit 
seiner Zeitreise an diese Jahre. Es ging 
damals vor allem um die Stationierung 
neuer amerikanischer Mittelstrecken¬ 
raketen, um die Sowjetunion in einen 
Rüstungswettlauf zu zwingen. Es war 
der größte Protest gegen eine Entschei¬ 
dung des Bundestages in der Geschich¬ 
te der Bundesrepublik. 

Mo., 29.3., 23.30 Uhr, ARD 



Zum Internationalen Frauentag - nein, in diesem Fall zum Weltfrauentag - gibt 
Spielzeughersteller Mattel neue Barbie-Puppen heraus. Eine Barbie ist Pilotin 
Amelia Earhart gewidmet. Sie war die erste Frau, die fliegend den Atlantik 
überquerte. Katherine Johnson, sie war Mathematikerin bei der NASA, kommt 
als gebleichte Afro-Amerikanerin daher. Auch Frida Kahlo, eine der bekanntesten 
Künstlerinnen Lateinamerikas, blieb diese„Ehrung“ durch Mattel nicht erspart. 
Das Problem ist, dass die Barbie Kahlo nicht ähnelt - die Gesichtszüge stimmen 
nicht und sie wird mit hellen Augen ausgeliefert. Auch auf die auffälligen 
zusammengewachsenen Augenbrauen hat Mattel verzichtet. Zitat Frida Kahlo: 
„El marxismo darä salud a los enfermos“ (Der Marxismus wird den Kranken 
Heilung bringen) - und den Kindern vernünftiges Spielzeug. UZ 



jAy Carmela! 

Nichts ist vergessen und niemand 


D as Duo Contraviento und Clau¬ 
dia Lahn erinnern mit einem 
Liederabend an die Verteidi¬ 
gung der Spanischen Rebublik. 

Vor 80 Jahren, im Sommer 1938, be¬ 
gann am unteren Teil des Ebro die letz¬ 
te Großoffensive der von den Interna¬ 
tionalen Brigaden unterstützten Armee 
der Spanischen Republik. Katalonien 
erlebte während dieser Entscheidungs¬ 
schlacht die größte Konzentration an 
kriegführenden Streitkräften in seiner 
Geschichte, mit Zehntausenden von 
Toten. Die zahlenmäßige Überlegen¬ 
heit der Faschisten brachte schließlich 
die Entscheidung. Und so endete die 
Schlacht mit einem Sieg der Franco- 
Truppen, maßgeblich unterstützt durch 
die Fliegerstaffeln der deutschen Todes¬ 
schwadronen der Legion Condor, die 
zuvor nicht nur Guernica und seine Be¬ 
wohner in Schutt und Asche gelegt hat¬ 
ten. Diese brutale Niederlage aller fort¬ 
schrittlichen, internationalen Kräfte war 
der Vorbote des Zweiten Weltkrieges. 

Die Musikerlnnen Isabel Lipthay 
und Martin Firgau (als Duo Contra¬ 
viento) und Claudia Lahn aus Müns¬ 
ter präsentieren mit ihrer multimedia¬ 
len Revue „Ay, Carmela!“ alte Bilder, 
Videos und Gedichte, u.a. von Garcfa 
Lorca und Pablo Neruda, sowie Volks¬ 
lieder aus Spanien und anderen Län¬ 
dern. In der Zeit des Bürgerkrieges 
wurden diese umgetextet und waren 
den Kämpferinnen und Kämpfern um 
die Republik Trost und Ansporn. Noch 


heute werden sie in den verschiedenen 
Sprachen gesungen. So wurden z.B. aus 
den „Cuatro muleros“, den vier Maul¬ 
tiertreibern, die „Herren Generale“, mit 
denen natürlich Francos Schergen ge¬ 
meint waren. Einer der prominentesten 
Widerstandskämpfer war der spanische 
Dichter Federico Garcia Lorca, der 
selbst Liedtexte wie den des alten spa¬ 
nischen Volksliedes und andalusischen 
Tanzes „Anda Jaleo“ neu formulierte. 
An ihn erinnert Isabel Lipthay mit ih¬ 
rem eigenen, anrührenden Text, in dem 
sie fragt: „Wo bist du, Federico?“. 

Außer Gitarren, Cuatro, Cajon und 
ihren Gesangstimmen verwendet das 
Künstler-Trio auch Andeninstrumente 
wie Charango, Quena und Bombo so¬ 
wie weiteres lateinamerikanisches und 
afrikanisches Instrumentarium. 

Mit der tief ins Gedächtnis der radi¬ 
kalen Linken weltweit gebrannten kol¬ 
lektiven Erinnerung an den spanischen 
Widerstand gegen den Faschismus - in 
Bildern, Liedern und Gedichten - neh¬ 
men die Musikerlnnen Bezug auf die 
heutige politische Situation: Der Fa¬ 
schismus als äußerstes Mittel zur Ret¬ 
tung bürgerlicher Herrschaft in der 


Krise ist nicht mehr nur strategische 
Option in der Hinterhand der Herr¬ 
schenden. Die Entdemokratisierung 
schreitet europaweit fort. Die damali¬ 
ge Losung „jNo pasarän!“ („Sie werden 
nicht durchkommen!“), mit der die le¬ 
gendäre „Pasionaria“ die Kommunistin 
Dolores Ibärruri, alle demokratischen 
Kräfte im Herbst 1936 zur Verteidi¬ 
gung der spanischen Republik aufrief, 
ist angesichts der gefährlichen Rechts¬ 
entwicklung so aktuell wie damals. „La 
Pasionaria“ wie auch die unbekannte 
spanische Freiheitskämpferin Carmela, 
der das rhythmische Schlachtlied der 15. 
Internationalen Brigade gewidmet ist, 
stehen beispielhaft für die vielen Frau¬ 
en, die mit dem Gewehr in der Hand 
oder in Alphabetisierungskursen, in den 
Frauenorganisationen wie den „Muje- 
res antifascistas“ oder in den Lazaretten 
ihren unermüdlichen Beitrag leisteten. 

Man kann den Künstlerinnen mit 
diesem bewegenden wie beeindru¬ 
ckenden Programm nur weiterhin vol¬ 
le Häuser wünschen. 

Tina Sanders 

www.contraviento.de 


Anlässlich des Internationalen Frauentags veranstaltet die DKP Hamburg einen 

Konzertabend mit dem Künstler-Trio, und zwar am 

Samstag, den 24. März 2018 

Beginn 19:30 Uhr, ab 18:30 Uhr: Apero und Tapas 

SternChance/Norwegensaal, Schröderstiftstraße 7 

Eintritt: 10 Euro/erm. 5 Euro 
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Kauft jetzt den Pressefest- 
Button zur Finanzierung 
unseres Festes! 


Es ist wieder so weit: Die 

Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten laden ein zum 20. 
UZ-Pressefest in den Revier¬ 
park nach Dortmund! Dort fei¬ 
ern wir auch den 50. Geburts¬ 
tag der DKP und den 100. 
Jahrestag der Gründung der 
KPD. 

Wer wissen möchte, warum 
und wie die Roten den Kampf 
gegen Banken und Konzerne 
führen und gleichzeitig bis in 
die Morgenstunden feiern, 
der muss zum UZ-Pressefest 
kommen. 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 


Wir zeigen, dass es Spaß 
macht, gemeinsam und gene- 
rationsübergreifend zu disku¬ 
tieren und zu feiern - selbstor¬ 
ganisiert und ohne Kommerz. 

★ Künstler erleben, die sich 
nicht den Profitinteressen 
der Kulturindustrie unter¬ 
werfen. 

★ Ein Zeichen gegen 
Faschismus und Krieg 
setzen. Refugees welcome 
- kein Zutritt für Rassisten! 

★ Die Kraft der internationa¬ 
len Solidarität erleben, 
wenn Freunde aus der 
ganzen Welt Zusammen¬ 
kommen. 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 




7 .- 9 . 

SEPTEMBER 

2018 

DORTMUND 


★ Ein Festival der linken 
Kultur. Hier steht das 
solidarische Handeln im 
Mittelpunkt und nicht 
Resignation. 

★ Eintritt frei! Getränke- und 
Essenspreise, die sich 
auch Geringverdiener 
leisten können. 


Spendenkonto 

DKP-Parteivorstand 

GLS-Bank 

BIC: GENODEM1GLS 
IBAN: DE36 4306 0967 
4002 4875 02 

Verwendungszweck: 

UZ-Pressefest 













